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EDITORIAL 
Kommunale Haushalts- und Finanzpolitik gehört zu den Themenbereichen, die 
als eher spröde und nur schwer vermittelbar gelten. Trotz der unbestreitbar 
großen politischen Bedeutung von Haushaltsplan, Finanzplan und Investitions-
programm für den politischen Spielraum einer Gemeinde scheuen daher die 
meisten Mitglieder kommunaler Vertretungskörperschaften jede intensivere 
Auseinandersetzung mit dieser Materie. Das erleichtert den sog. Vorent-
scheidern, insbesondere dem Hauptverwaltungsbeamten und dem Kämmerer, 
dem Gemeinderat bestimmte Entscheidungen nicht nur schmackhaft zu 
machen, sondern oft sogar als unumgänglich zu präsentieren. Nicht zuletzt 
dieser Zusammenhang hat zu der verbreiteten Auffassung geführt, der Rat sei 
nichts weiter als ein Akklamationsorgan zur "Absegnung" an anderer Stelle be-
reits entschiedener Sachfragen. 
Nicht zufällig stellt daher die Untersuchung kommunaler Entscheidungen, ih-
rer Rahmenbedingungen, ihres Verlaufs und ihrer Inhalte, ein Hauptgebiet der 
lokalen Politikforschung dar. Zahlreiche Bände der BEITRÄGE ZUR KOMMU-
NALWISSENSCHAFT sind daher dieser Thematik gewidmet. Seit Gerhard Ban-
ner zum ersten Mal im Jahre 1982 die These aufgestellt hat, daß eine 
dezentralisierte Entscheidungsstruktur des lokalen politischen Systems, also 
z.B. die Trennung von Verwaltungsspitze und Ratsvorsitz in Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen, eine expansive Ausgabenpolitik begünstige, sind ver-
schiedene ländervergleichende Analysen hierzu vorgelegt worden, die teils 
diese These bestätigen, teils widerlegen. Der Hintergrund dieser Arbeiten war 
stets die Gegenüberstellung von Kommunen gleicher Größe in Bundesländern 
mit unterschiedlicher Kommunalverfassung. 
Die Politikwissenschaftler Oscar W. Gabrie/, Volker Kunz und Thomas Zapf-
Schramm gehen in ihrer Untersuchung einen anderen Weg. Sie konzentrieren 
sich auf ein Bundesland, nämlich auf Rheinland-Pfalz. Vorbereitet durch ein 
Projektseminar am Institut für Politikwissenschaft der Universität Mainz und mit 
finanzieller Unterstützung der Volkswagenstiftung spüren die Autoren den "Be-
stimmungsfaktoren des kommunalen Investitionsverhaltens" am Beispiel der 
Investitionsausgaben von 49 rheinland-pfälzischen Untersuchungsgemeinden 
nach. Praktischer Ausgangspunkt ihrer empirischen Analyse ist die Einordnung 
der kommunalen Investitionspolitik in den Gesamtzusammenhang der 
Daseinsvorsorgefunktionen der Kommunen. Untersucht werden drei zentrale 
Politikfelder, nämlich die Investitionsausgaben für Sport und Erholung, die Kul-
turinvestitionen und die Investitionen im - auch für die Privatwirtschaft beson-
ders interessanten - Verkehrssektor. 
Theoretisch handelt es sich dabei um eine Policy-Output-Studie. Dieser An-
satz wurde in der Bundesrepublik zwar bisher kaum zur Analyse der kommu-
nalen Ausgabenpolitik verwendet, seine Anwendung verspricht aber interes-
sante Ergebnisse. Die Autoren suchten mit ihrer Untersuchung vor allem auf 
die folgenden drei Fragen eine Antwort: 
1. Welche Rolle spielt die parteipOlitische Kräfteverteilung in einer Kommune für 
die Investitionspolitik? 
2. läßt sich eine Außensteuerung der kommunalen Investitionspolitik durch 
staatliche Zweckzuweisungen nachweisen? 
3. Welche Bedeutung kommt lokalen Bedarfs- und Ressourcengrößen für die 
kommunalen Investitionsausgaben zu? 
Ohne die Antworten auf diese Fragen an dieser Stelle vorwegzunehmen. sei 
hier nur auf ein bemerkenswertes Ergebnis der Studie hingewiesen: Das Kli-
schee von den ausgabefreudigen Sozialdemokraten und den sparsamen 
Christdemokraten in den Vertretungskörperschaften unserer Kommunen läßt 
sich durch die vorliegende Untersuchung jedenfalls nicht bestätigen. Offenbar 
sind die Bestimmungsfaktoren des kommunalen Investitionsverhaltens an an-
derer Stelle zu suchen. 
Rüdiger Voigt 
VORWORT 
Die Untersuchung kommunaler Entscheidungsstrukturen, -prozesse und -inhalte gehön seit 
mehr als zehn Iahren zu den ArbeitsschweIpunkten am Mainzer Institut für Politikwissen-
schaft Auch diese Untersuchung hat ihren Ursprung in einem längerfristig angelegten Projekt-
seminar über die Bestimmungsfaktoren der kommunalen Ausgabepolitik. Das Ziel dieser Ver-
anstaltung bestand darin, den in den Vereinigten Staaten entwickelten Policy Output-Ansatz in 
die kommunalwissenschaftliche Lehre und Forschung einzubringen und dessen Annahmen mit 
Hilfe quantitativ-statistischer Methoden zu prüfen. Vorhaben dieser An lassen sich in 
Anbetracht des außerordentlich hohen Entwicklungsstandes der amtlichen Statistik in der 
Bundesrepublik und speziell in Rheiniand-PfaIz selbst mit verhältnismäßig bescheidenen 
Ressourcen durchführen. Aus diesem Projektseminar gingen einige Magisterarbeiten und Auf-
sätze hervor, die ihren Niederschlag auch in unserem Projektbericht finden. In diesem Zusam-
menhang seien vor allem die Untersuchungen von HaraId Gilcher und Volker Kunz genannt, 
die wichtige Vorarbeiten zur theoretisch-methodischen Fundierung unseres Projektantrages 
leisteten und unseren Untersuchungsansatz in einer noch rudimentären Form auf einzelnen 
Politikfeldern testeten. Die in dieser ersten Phase angestellten Überlegungen verdichteten sich 
schließlich zu einem Forschungsantrag, den wir im Sommer 1986 bei der Stiftung Volks-
wagenwerk einreichten und der von Stiftung im Winter 1986 genehmigt wurde. An der Vor-
bereitung und Konzipierung des Antrages wirkten neben den Autoren dieses Berichtes Harald 
Gilcher, Christine Müller und Gisela Seipp mit, denen wir für ihr Engagement in der Ent-
stehungsphase dieser Untersuchung danken. Das VW-Projekt "Determinanten der kommunalen 
Investitionspolitik in Rheinland-PfaIz" wurde im März 1987 eingerichtet und von der VW-
Stiftung bis zum März 1989 geförden. Für die Unterstützung des Projektes und für die unbüro-
kratische und kooperative Abwicklung der Förderung sind wir der Stiftung Volkswagenwerk, 
insbesondere Herrn Dr. Norben Marahrens und Herrn Dr. Hagen Hof, zu großem Dank ver-
pflichtet 
Trotz der Förderung durch die Stiftung Volkswagenwerk hätte unser Vorhaben ohne 
die großzügige Unterstützung durch andere Personen und Institutionen nicht durchgeflihn 
werden können. In diesem Sinne gilt unser Dank zunächst Prof. Dr. Hans Buchheim, der die in 
der Stanphase benötigte Infrastruktur zur Verfügung stellte. Die Mitarbeiter des Rechen-
zentrums der Universität Mainz, unterstützten uns bei den aufwendigen Datenaufbereitungen. 
Das Finanzministerium und das Innenministerium von Rheinland-Pfalz ermöglichten uns den 
Zugriff auf die Daten des Statistischen Landesamtes. Für diese Unterstützung danken wir 
Herm Regierungsdirektor Dr. Georg P. Schwarz und Herm Ministerialrat Müller. Das 
Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz stellte die für die Analysen benötigten umfangreichen 
Datenbestände zur Verfügung. Die Mitarbeiter des Amtes berieten uns bei der Datenauswahl 
und leisteten uns beim anfänglich schwierigen Umgang mit den Datenbeständen Hilfe. Die 
großzügige Unterstützung dUICh das Statistische Landesamt war eine unverziehtbare Voraus-
setzung fIlr die DurchfUhrung unseres Projektes, fIlr die wir HClTIl Präsidenten Dr. Karl-Heinz 
Weis und seinen Mitarbeitern großen Dank schulden. Außerordentlich wertvoll war die 
Kooperationsbereitschaft der kommunalen Spitzenverbände und der Kommunalverwaltungen, 
ohne die wesentliche Teile des Projektes nicht realisierbar gewesen wären. In diesem Zusam-
menhang gilt unser Dank vor allem HClTIl Günter Diehl (Städteverband Rheinland-Pfalz), 
Herrn Verbandsdirektor aD. Walter Bogner und Herrn Bürgermeister Wolfgang Gipp. Herr 
Dr. Schwarz, Herr Diehl und Herr Bogner gaben uns auch wichtige inhaJtliche Anregungen fIlr 
die Durchflihrung unserer Untersuchung. 
Mainz, den 15. August 1989 
Oscar W. Gabriel, 
Volker Kunz, 
Thomas Zapf-Schramm 
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EINLEITUNG 
Die kommunalen Gebietskörperschaften spielen in Deutschland traditionell eine SchlüsselroIIe 
als Träger der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die Infrastrukturausstattung der Bundesrepublik 
hängt nicht zuletzt von den Entscheidungen kommunaler Organe ab. Als Träger der önIichen 
Planungshoheit wirken die Gemeinden mittelbar oder unmittelbar an sämtlichen raumbe-
zogenen Planungen des Staates mit Dadurch beeinflussen sie maßgeblich die räumliche Ver-
teilung der von öffentlichen Trägern erstellten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Infra-
struktur (vgl. dazu U.a. STEFFEN 1983:lf.). Darüber hinaus verfugen sie über einen mittel-
baren Einfluß auf die Veneilung privater Infrastruktureinrichtungen, da die Standortent-
scheidungen der Privatwirtschaft nicht zuletzt von der bereits vorhandenen örtlichen Infra-
struktur abhängen. Für die Lebensqualität der Bundesrepublik maßgebliche Entscheidungen 
fallen insofern in Gemeinderäten und Kreistagen. 
Zu den wichtigsten Gestaltungsinstrumenten der staatlichen Infrastrukturpolitik 
gehören die Investitionsentscheidungen der Kommunen. Die Zahl und die Qualität der 
Schulen, der Sport- und Freizeiteinrichtungen, der Einrichtungen zur Ver- und Entsorgung 
usw. wird bestimmt durch die Höhe und die strukturelle Zusammensetzung der öffentlichen 
Investitionsausgaben, von denen die Gemeinden und Gemeindeverbände über 60 Prozent 
tätigen (vgl. GUNLICKS 1986:137ff.; REHM 1987:9ff., bes. Tab. 2). Die struktur- und 
konjunkturpolitische Bedeutsamkeit der kommunalen Investitionsausgaben geht aus Art. l04a, 
Abs. 4 GG hervor, der dem Bund unter struktur- und konjunkturpolitischen Gesichtspunkten 
einen direkten Zugriff auf die Ausgestaltung der kommunalen Investitionen eröffnet. Demnach 
kann der Bund den Ländern und den Gemeinden Finanzhilfen für konjunktur- oder struktur-
politisch bedeutsame Investitionen gewähren. Die InvestitionshiIfekompetenz des Bundes 
erstreckt sich mittlerweile auf zahlreiche infrastrukturpolitisch bedeutsame Handlungsfelder 
der Kommunen (vgl. die Übersichten bei SCHARPFIREISSERT/SCHNABEL 
1976:71ff.,133ff. sowie SCHW ARZJGABRIEL 1982:32f.,43). 
Die Investitionspolitik gehört seit langer Zeit zu den bedeutsamsten kommunalwissen-
schaftlichen Themen, wenn auch unter einem begrenzten Blickwinkel. Ein großer Teil der ein-
schlägigen Untersuchungen bezieht sich auf die Beziehungen zwischen den staatlichen 
InvestitionshiIfen und kommunalen Investitionsentscheidungen. Verfechter einer integrierten 
gesamtstaatlichen Strukturplanung kritisieren dabei die unzulängliche strukturpolitische 
Steuerungskapazität der staatlichen Investitionshilfen. ·Dem halten Kritiker aus der Wissen-
schaft und der kommunalen Praxis die Außensteuerung der kommunalen Investitionen durch 
staatliche Rahmenvorgaben, insbesondere durch die Investitionszuweisungen, entgegen (vgl. 
die Darstellung dieser Positionen bei BEINKE/FREY 1976; CAESAR/KOPS 1983; HESSE 
18 
1977; PETRI 1977: SCHARPF!REISSERT/SCHNABEL 1976; REISSERT 1984:19ff., 35ff.; 
TILLMANN 1976). 
Von wenigen Ausnahmen 
GABRIEI.lKUNZ/LAPF-SCHRAMM 
abgesehen (vgl. z.B. FRIED 1974, 
1989; GRÜNERlJAEDICKE/RUHLAND 
1976; 
1988; 
KUNZJZAPF-SCHRAMM 1989; RICKARDS 1985), fand der politikwissenschaftliche Policy 
Output-Ansatz in der Analyse der kommunalen Ausgabenpolitik in der Bundesrepublik bislang 
kaum Anwendung. Dies ist insofern verwunderlich, als sich gerade dieses Konzept dazu 
eignet, eine Verbindung zwischen der traditionellen struktur- und prozeßbezogenen 
Kommunalwissenschaft und den neuerdings stark expandierenden politikfeldbezogenen 
Analysen herzustellen. Es versucht nämlich, die Inhalte staatlicher und kommunaler Ent-
scheidungen unter anderem durch die Struktur des kommunalen Entscheidungssystems und 
den Ablauf kommunaler Entscheidungsprozesse zu erklären. Die betreffenden Untersuchungen 
basieren größtenteils auf der Systemtheorie David EASTONs (1965a, 1965b), der dem politi-
schen System in der gesamtgesellschaftlichen Arbeitsteilung die Aufgabe zuschreibt, Impulse 
aus der Umwelt aufzunehmen und sie im Rahmen systemintemer Prozesse in autoritative Ent-
scheidungen UßlZUwandeln (näheres dazu im Kapitel 2 dieser Untersuchung). 
Die ersten in den Vereinigten Staaten durchgeführten Policy Output-Studien bezogen 
sich auf die Politik der Kommunen und der Gliedstaaten. Bereits in diesen Arbeiten kristalli-
sierte sich die für die weitere Forschung bedeutsame Auseinandersetzung über den Stellenwert 
politischer Faktoren für den Inhalt politischer Entscheidungen heraus. Um diese Frage geht es 
auch in unserer Untersuchung: Einige Forscher unterstellen einen Einfluß der Merkmale des 
lokalen politischen Systems auf den Inhalt kommunalpolitischer Entscheidungen, andere 
dagegen bestreiten dies und betrachteten die Allokationsentscheidungen der Kommunen vor-
nehmlich als Produkt des sozio-ökonomischen Entwicklungsgrades der betreffenden lokalen 
Einheit (vgl. die erste deutschsprachige Zusammenfassung bei WINDHOFF-HERrnER 1977 
sowie ausführlich: Gll..CHER 1986; KUNZ 1988). Während sich die ersten Arbeiten auf dem 
Gebiet der Policy Output-Forschung noch mit den unterschiedlichsten Struktur- und Prozeß-
merkmiUen der untersuchten politischen Einheiten beschäftigten, konzentrieren sich die 
neueren, vor allem auf Westeuropa bezogenen empirischen Studien auf die Relevanz der 
Machtverteilung im lokalen Parteiensystem für die Entscheidungen der kommunalen Organe. 
Aus dem Konzept wohlfahrrsstlUJtlicher Politik leiten sie die Annahme ab, daß bürgerliche 
Mehrheiten in kommunalen Parlamenten und Verwaltungen dazu neigen, die kommunalen 
Ausgaben und Einnahmen zu begrenzen, während linke Parteien eine expansive Einnahmen-
und Ausgabenpolitik betreiben. 
Für die po/itikwissenschaftliche Gemeindeforschung ist die Frage nach dem Einfluß 
politischer Struktur- und Prozeßmerkmale auf den Inhalt politischer Entscheidungen von 
großer Bedeutung: Nach EASTON (l965b:22) beschäftigt sich die Politikwissenschaft mit dem 
Zustandekommen autoritativer staatlicher Allokationsentscheidungen. Nach seinen Annahmen, 
auf die sich die nahezu alle Policy Output-Analysen stützen, wandelt das politische System 
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Forderungen aus der Umwelt und von dieser bereitgestellte Unterstützungsleistungen in 
Outputs verschiedener Art um, z.B. in Gesetze und Verordnungen, Dienstleistungen oder 
Transferzahlungen. Die Umwelt des politischen Systems reagiert auf diese Leistungen mit 
neuen Forderungen und Unterstützungen. EASTON betrachtet die Produktion kollektiver 
GUter demnach als Ergebnis politischer Entscheidungsprozesse. Auf der Grundlage seiner 
Konzeption des politischen Systems fragt die Policy Output-Forschung, welche Eigenschaften 
des Entscheidungssystems die Umwandlungen von Forderungen und Unterstützungsleistungen 
in autoritative Politik beeinflussen. Dies Problem ist auch unter demokratietheoretischen 
Gesichtspunkten bedeutsam. Wenn sich nämlich nachweisen läßt, daß die Kontrolle der politi-
schen Führung durch eine bestimmte Partei, die Intensität des politischen Wettbewerbs in einer 
Gemeinde, die politische Aktivität der Bevölkerung oder andere Merkmale des politischen 
Systems den Inhalt kommunalpolitischer Entscheidungen nicht beeinflussen, dann steht das 
Selbstverständnis einer Wettbewerbsdemokratie in Frage. Auf der anderen Seite relativiert der 
Nachweis eines Zusammenhanges zwischen politischen Struktur- und Prozeßmerkmalen und 
den Inhalten kommunaler Politik die in der Bundesrepublik auch heute noch weit verbreitete 
Interpretation der Kommunalpolitik als einer unpolitischen, rein sachbezogenen Regelung von 
Verwaltungsabläufen (vgl. GABRIEL 1989b; GABRIElIHAUNGS/ZENDER 1984). 
Die Annahme eines Zusammenhanges zwischen den parteipolitischen Mehrheitsver-
hältnissen und dem KollektivgUterangebot ist theoretisch außerordentlich plausibel. Unterstellt 
man eine gewisse Kohärenz zwischen den von den Parteien propagierten Programmen und 
ihren politischen Aktivitäten, dann sind mehr oder weniger deutliche Unterschiede in der 
Politik bürgerlicher und sozialdemokratisch/sozialistischer Mehrheiten zu erwarten. Schon 
DOWNS (1957) beschrieb in seiner klassischen Analyse der Parteiprogramme und -ideologien 
in demokratischen Regimen die Einstellung zu staatlichen Eingriffen in den Wirtschaftsprozeß 
als das wichtigste Unterscheidungsmerkmal zwischen rechten und linken Parteien. Demnach 
ist die politische Philosophie linker Paneien als staatsinterventionistisch, die rechter Parteien 
als marktorientiert einzustufen. Diese Darstellung erwies sich mittlerweile in zahlreichen 
empirischen Untersuchungen als zutreffend (vgl. vor allem SCHM1DT 1982 mit zahlreichen 
weiterführenden Hinweisen): Sozialdemokratische, sozialistische und kommunistische Parteien 
setzen sich für eine aktive Gestaltung gesellschaftlicher, insbesondere winschaftlicher Abläufe 
durch staatliche Entscheidungen ein. Sie sind planungsfreudig, fordern umfassende Aktivitäten 
des Staates auf dem Gebiet der Wohlfahrts- und Infrastrukturpolitik, und sie favorisieren mehr 
oder minder deutlich eine staatliche Wirtschaftsregulierung. Diese gesellschaftspolitische 
Konzeption linker Mehrheiten schlägt sich auch in der Gestaltung der öffentlichen Ausgaben 
nieder. Sie erfordert eine expansive staatliche Ausgabenpolitik, die durch eine hohe Abgaben-
belastung der Bürger fmanziert wird. Während linke Regierungen zur Finanzierung ihrer 
politischen Programme der Privatwinschaft durch Steuern, Gebühren usw. beträchtliche 
Ressourcen entziehen, tendieren konservative und liberale Parteien dazu, die staatliche Aus-
gaben- und Steuerquote möglichst niedrig zu halten. 
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Wie die international vergleichende Untersuchung von Manfred G. SCHMIDT (1982) 
belegt, finden sich diese unterschiedlichen Politikproflle nicht nur in den Paneiprogrammen, 
sondern sie lassen sich auch tatsächlich in der Regierungsarbeit sozialdemokratischer und 
bürgerlicher Parteien feststellen. Eine in diesem Sinne sozialdemokratisch ausgerichtete 
Allokationspolitik fmden wir in den skandinavischen Ländern, vor allem in Schweden. Eine 
bürgerliche WlItSChafts- und Gesellschaftspolitik betreiben die Regierungen der USA, der 
Schweiz und Japans. In der Regierungspolitik der Bundesrepublik ftnden sich konservativ-
liberale und sozialdemokratische Inhalte. 
Die Annahmen über den Einfluß der parteipolitischen Kräfteverteilung auf das 
Leistungsprofil des politischen Systems wurden überwiegend aus Analysen der staatlichen 
WohIfahrts- und Wirtschaftspolitik gewonnen. Es ist empirisch zu klären, ob sie sich auch als 
theoretische Grundlage für eine Analyse der Bestimmungsfaktoren kommunaler Investitions-
ausgaben eignen. Da einige der untersuchten Investitionspolitiken den wohlfahrtsstaatlichen 
Aufgaben zuzurechnen sind, ist die Verwendung des Policy Output-Ansatzes als Bezugs-
rahmen der empirischen Analyse nicht von vomeherein unsinnig. Allerdings bemühen wir uns 
darum. unsere Analyse enger am theoretischen Konzept EASTONs zu orientieren als es in den 
meisten bislang durchgeführten Policy Output-Studien der Fall war. Insofern tritt an die Stelle 
der undifferenzierten Frage nach dem Parteieneinfluß auf die kommunale Investitionspolitik 
eine Auseinandersetzung mit den Vermittlungseffekten der Paneipolitik: Wir verstehen die 
Struktur des lokalen Parteiensystems als Bestandteil eines Konversionsprozesses von Bedarfen 
und Ressourcen in kommunale Ausgaben. Damit ergeben sich im Vergleich mit den meisten 
bisherigen Output-Studien einige neue Fragestellungen: 
(1) An die Stelle der Frage "Unterscheidet sich die Investitionspolitik CDU- und SPD-
dominierter Gemeinden voneinander, und zwar unabhängig von den bestehenden 
gesamtsystemischen und sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen?" tritt die Problem-
formulierung: "Setzen SPD-geflihrte Gemeinden die verfügbaren Ressourcen anders in 
Eigeninvestitionen um als dies CDU-geftihrte Kommunen tun?" oder: "Reagieren SPD-
geflihrte Gemeinden in ihrer Investitionspolitik auf zunehmende Forderungen aus ihrer 
Umwelt anders als CDU-geftihrte Kommunen?" 
(2) An die Stelle einer globalen Betrachtung der außerordentlich heterogenen Gesamt-
ausgaben je Einwohner tritt die Analyse einer bestimmten Ausgabeart auf ausgewählten 
Politi/ifeldern, nämlich der Eigeninvestitionen der Kommunen in den Bereichen 
Kultur/Wissenschaft/Forschung, Sport/Erholung und Verkehr. Diese Investitionen 
beeinflussen wesentlich die lokale Infrastrukturausstattung. Darüber hinaus eignen sich 
die drei Aufgabengebiete auch deshalb ftir eine vergleichende Analyse, weil die 
kommunalen Entscheidungsttäger auf diesen Politikfeldern in unterschiedlichem Maße 
an externe Vorgaben gebunden sind. Die kommunalen Verkehrsinvestitionen unter-
liegen vermutlich einer stärkeren Außensteuerung als die Investitionen im Bereich 
Sport/Emolung, diese wiederum sind stärker extern reglementiert als die Kulturaus-
gaben. Somit eröffnen sich auf den drei genannten Politikfeldem unterschiedliche 
S.pieJ.räume ftir eine autonome, pancipolitisch akzentuierte Ausgabengestaltung: Sie 
s~d m der. Kulturpolitik am größten, in der Verkehrspolitik am kleinsten. Deshalb ist es 
smnvoIl, die Frage nach den Transformationseffektcn der Paneipolitik flir die einzelnen 
Politikfelder getrennt zu untersuchen. 
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In den "klassischen" Poliey-Analysen fanden neben den Politikvariablen im Regelfalle 
nur noch solche Eigenschaften des sozio-ökonomischen Systems Berücksichtigung, die sich 
zusammenfassend mit den Begriffen "sozio-ökonomische Modernität" oder "winschaftlicher 
Wohlstand" charakterisieren lassen. Die Einbeziehung dieser Variablen in unsere Unter-
suchung ist nicht allein unter dem Gesichtspunkt der Forschungskontinuität sinnvoll. Sie läßt 
sich auch mit Blick auf unsere spezifische Fragestellung begründen; denn wir sind an der 
Klärung der Frage interessiert, wie das lokale Parteiensystem derartige mit dem sozio-ökono-
mischen Entwicklungsgrad verbundene Bedarfe und Ressourcen in Kollektivgüter umwandelt 
Die Verbindung der Policy Output-Perspektive mit traditionellen kommunalwissen-
schaftlichen Fragestellungen ermöglicht auch eine Interpretation der zuvor unter den Bezeich-
nungen "wirtschaftlicher Wohlstand" und "sozio-ökonomische Modernität" eingeführten 
Variablen im Bezugsrahmen des Konzeptes der Zentralen Orte. Dies spielte nur in wenigen 
Policy Output-Studien eine Rolle (vgl. als eine der wenigen Ausnahmen: SHARPFJNEWfON 
1984). Unter praktisch-politischen Gesichtspunkten ist es aber von erheblicher Bedeutung, ob 
sich die Investitionsausgaben von Gemeinden mit unterschiedlicher Zentralitätsfunktion 
voneinander unterscheiden und unter welchen politischen und ökonomischen Bedingungen die 
Kommunen besonders hohe Pro-Kopf-Investitionen in ausgewählten zentralörtlichen Auf-
gabenfeldem tätigen. 
Ein letzter Komplex von Untersuchungsproblemen betrifft die Mittel zur Investitions-
fmanzierung. In den Debatten der kommunalen Praktiker stehen diese Variablen eindeutig im 
Vordergrund. Daß die Pro-Kopf-Investitionen der Kommunen mit den staatlichen Investitions-
zuweisungen, der Freien Spitze und der Verschuldungsfähigkeit steigen, scheint auf den ersten 
Blick eine ziemlich triviale Feststellung zu sein. Weniger trivial aber ist die Klärung derrelati-
ven Bedeutung dieser Fmanzierungsquellen für die Investitionspolitik und die Analyse ihrer 
Wirlrung unter divergierenden politischen und sozial strukturellen Rahmenbedingungen: So 
könnten beispielsweise Parteieffekte bei der Beschaffung staatlicher Investitionszuweisungen 
auftreten, etwa dergestalt, daß in einem CDU-regierten Land wie Rheinland-Pfalz CDU-
dominierte Gemeinden höhere staatliche Investitionszuweisungen erhalten als SPD-
kontrollierte Kommunen. Weiterhin ist vorstellbar, daß wohlhabende Gemeinden unabhängiger 
von Zuweisungen agieren als wirtschaftlich schwache Einheiten oder daß die staatlichen 
Investitionszuweisungen auf den drei genannten Politikfeldem einen unterschiedlich starken 
Ausgabenanreiz für die Kommunen schaffen. 
Da sich die Untersuchung auf ein Bundesland beschränkt, ist eine Prüfung der 
Bedeutung der Inneren Gemeindeverfassung für die kommunale Ausgabengestaltung nicht 
möglich, obgleich einige Autoren dieser Variablen eine erhebliche ausgabenpolitische 
Bedeutung zuschreiben (vgl. BANNER 1982, 1984, 1985, 1986, 1987; WEHLING 1986:88f.; 
WlNKLER-HAUPT 1988). Nach BANNER begünstigt eine dezentralisierte Entscheidungs-
struktur des lokalen politischen Systems, wie wir sie z.B. in Nordrhein-Westfalen und in 
Niedersachsen fmden, eine expansive Ausgabenpolitik. Abgesehen davon, daß diese These 
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einer empirischen Prüfung nicht standhält (vgL hierzu KUNZ/ZAPF-SCHRAMM 1989), ist es 
auch fraglich, ob BANNERs Annahme für die Investitionspolitik gilt. Die ausgabesteigernden 
Wirkungen eines fragmentierten politischen Entscheidungssystems dürften vornehmlich bei 
den Transferzahlungen auftreten. 
Die möglichen Bestimmungsfaktoren kommunaler Investitionsausgaben sind demnach 
vielfältiger An. Es ist nicht sinnvoll, die Höhe und Struktur dieser Ausgaben nur auf einen 
Variablenkomplex zuriickzuflihren. Unsere Untersuchung bemüht sich deshalb darum, die 
relative Bedeutung einzelner Bestimmungsfaktoren im Rahmen einer multivariaten 
Betrachtungsweise zu bestimmen. Obgleich für eine politikwissenschaftliche Untersuchung die 
Klärung des Einflusses der strukturellen und prozessualen Eigenschaften des politischen 
Systems von besonderem Interesse ist, darf dies nicht zu einer Vernachlässigung sozial-
struktureller und fmanzwirtschaftlicher Einflußfaktoren führen. Doch auch diese wirken nicht 
unmittelbar auf kommunale Investitionen ein, sondern müssen im Rahmen politischer Ent-
scheidungsprozesse verschiedenen Verwendungsmöglichkeiten zugewiesen werden. 
Der erste Teil dieses Berichtes ordnet die kommunale Investitionspolitik in den 
Gesamtzusammenhang der Daseinsvorsorgefunktionen der Kommunen ein. Er beschreibt 
zunächst die Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf die verschiedenen kommunalen 
Gebietskörperschaften und analysiert die hieraus resultierenden Konsequenzen für eine ver-
gleichende Analyse der kommunalen Investitionspolitik. Im Hinblick auf die unterschiedlichen 
gesetzlichen Aufgaben von Onsgemeinden, Verbandsgemeinden und Landkreisen ist es er-
forderlich, die Untersuchung auf kommunale Gebietskörperschaften mit einem vergleichbaren 
Aufgabenbestand zu beschränken. Aus diesem Grunde werden die 49 verbandsfreien Städte 
und Gemeinden des Landes untersucht. 
Weitere Probleme stellen sich bei der Auswahl der zu untersuchenden Aufgaben-
bereiche. Eine Analyse der gesamten Investitionsausgaben scheitert an der Tatsache, daß einige 
Gemeinden einen Teil ihrer investiven Aktivitäten auf privatwirtschaftlieh organisierte Unter-
nehmen übertragen. Dies gilt vor allem für die Ver- und Entsorgung sowie für die Winschafts-
förderung. Dagegen sind sämtliche Investitionsausgaben rür Kultur, SportIErholung und 
Verkehr in den kommunalen Haushalten enthalten. Folglich bieten sich diese Aufgaben-
bereiche für eine vergleichende Analyse der kommunalen Investitionspolitik an, zumal alle 
kreisfreien und kreisangehörigen Gemeinden die betreffenden Aufgaben wahrnehmen können. 
Gegenstand des zweiten Kapitels ist die Einordnung unserer Untersuchung in den 
theoretischen Kontext der Policy Output-Forschung. Hierzu gehört die Präsentation der Unter-
suchungshypothesen und der Annahmen über ihre Verknüpfung. Von den meisten bislang 
durchgef"ührten Untersuchungen auf dem Gebiet der Policy Output-Fotschung unterscheidet 
sich der in unserer Arbeit entwickelte Ansatz durch die folgenden Merkmale: 
(I) Er berücksichtigt stärker die in der Fmanzwissenschaft diskutierten Annahmen über 
die B~s.li?nnungs~aktoren ~omm~nalC! Investi~onspolitik. Hierzu gehören neben den 
InvestititiOnszuwelSungen die FreIe SPItze und die Verschuldungsfahigkeit. 
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(2) Die Auswahl ger sozio-ökonomischen Variablen orientiert sich stärker an den 
Bedingungen des Uberganges von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft, als 
dies in den meisten anderen Policy-Studien der Fall war. Neben dem Bevölkerungs-
wachstum wird die Dienstleistungszentralität einer Kommune als Bestimmungsfaktor 
der kommunalen Investitionsausgaben eingeführt. 
(3) Die WlJ'kung politischer Faktoren wird anders definiert als üblich. Es geht uns nicht 
um eine Antwort auf die Frage, ob politische oder sozio-ökonomische Bestimmungs-
faktoren den größeren Einfluß auf die Kollektivgüterproduktion ausüben, sondern um 
die Analyse der Transformationsleistung des lokalen Parteiensystems bei der Verar-
beitung von Inputs in Outputs. 
Dadurch ergibt sich im Vergleich mit anderen Studien auch eine andere methodische 
Vorgehensweise. Linear-additive Regressionsmodelle sind zur Überprüfung dieser Art von 
Beziehungsmustem unangemessen. An ihrer Stelle verwenden wir ein LISREL-Pfadmodell, 
das die Merkmale der Investitionspolitik CDU- und SPD-regierter Kommunen im Rahmen 
eines Gruppenvergleichs untersucht und die Frage prüft, ob diese beiden Gruppen von Unter-
suchungseinheiten Bedarfe und Ressourcen auf unterschiedliche Weise in Investitionsausgaben 
umsetzen. 
Die empirische Analyse leiten wir mit einer Beschreibung der langfristigen Ent-
wicklung der kommunalen Investitionsausgaben ein (feil 3). Auf diese Weise wird es möglich, 
die Investitionspolitik unserer 49 Untersuchungseinheiten in den Gesamtzusammenhang der 
Entwicklung im Bund und im Lande Rheinland-Pfalz einzuordnen. In langfristiger Perspektive 
zeigt sich, daß die Investitionen in der Wiederaufbauphase der Bundesrepublik zunächst stärker 
wuchsen als die Gesamtausgaben, daß dieser Investitionsboom aber seit dem Beginn der 
siebziger Jahre zum Stillstand kam. Zudem verläuft die Entwicklung der kommunalen Investi-
tionsausgaben ausgesprochen diskontinuierlich und folgt dem Wirtschaftszyklus: In Phasen des 
wirtschaftlichen Wachstums erhöhen die Kommunen ihre Investitionsausgaben, in Rezcssions-
phasen schränken sie ihre Investitionstätigkeit ein. Die in unsere Analyse einbezogenen Jahre 
1978 bis 1985 sind durch ein außerordentlich hohes Investitionsniveau charakterisiert. Jedoch 
steigen die Investionsausgaben im Bund, in Rheinland-Pfalz und in unseren 49 Untersuchungs-
einheiten im allgemeinen nicht mehr stärker als die Gesamtausgaben. Darüber hinaus zerfällt 
der Untersuchungszcitraum in drei Teilperioden, während derer sich die Kommunen in ihrer 
Investitionspolitik sehr unterschiedlich verhielten. 
Auf den drei Politikfeldem zeigen sich im untersuchten Zeitraum jeweils besondere 
Strukturen. Auf den Gebieten Kultur und Sport/Erholung investieren die 49 Städte mehr Mittel 
als dies alle kommunalen Gebietskörperschaften in Rheinland-Pfalz tun, dagegen fallen ihre 
Investitionsausgaben auf dem Verkehrs sektor im Landesmaßstab unterdurchschnittlich aus. 
Das Investitionsverhalten auf den beiden ersten Politikfeldern erweist sich als ausgesprochen 
diskontinuierlich, während die Verkehrsinvestitionen bis 1980 expandierten, seither aber per 
Saldo zurückgingen. Ob illl' Anstieg im Zeitraum 1984/85 eine Trendumkehr signalisiert, muß 
sich künftig zeigen. 
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Nicht nur im Zeitverlauf, sondern auch im interkommunalen Vergleich lassen sich 
erhebliche Unterschiede im Investitionsverhalten nachweisen. Am stärksten sind diese Unter-
schiede auf dem Kultursektor ausgeprägt, auf dem einige wenige Städte stark überdurch-
schnittlich investieren, während das Gros der Untersuchungseinheiten nur geringe Mittel für 
Kulturinvestitionen aufwendet. Am ausgeglichensten fant die Veneilung erwartungsgemäß bei 
den Verkehrs investitionen aus. Die investiven Aufwendungen für Gesundheit und Erholung 
liegen zwischen diesen Extremfällen, ihre Verteilung ähnelt jedoch eher der im Kulturbereich 
beschriebenen Struktur. 
Die Ergebnisse der empirischen Analyse des Paneieneinflusses auf die Investitions-
politik (Teil 4) widerlegen die "politische Hypothese", nach der die paneipolitische Kräftever-
teilung in einer Gemeinde die Inhalte politischer Entscheidungen nachhaltig beeinflußt In 
CDU- und SPD-dominierten Gemeinden unterliegt die Investitionspolitik ziemlich ähnlichen 
Bedingungen. Obgleich sich geringfügige politikfeldspezifische Unterschiede feststellen 
lassen, transformieren SPD-Mehrheiten in den kommunalen Vertretungskörperschaften 
Bedarfe und Ressourcen nicht wesentlich anders in Investitionsausgaben als dies CDU-Mehr-
heiten tun. Als die wichtigste Bestinunungsgröße der Höhe der kommunalen Pro-Kopf-
Investitionen erweisen sich auf zwei der drei untersuchten Politikfelder die staatlichen Investi-
tionszuweisungen. Sie weisen unter unterschiedlichen Bedingungen ähnliche Effekte auf und 
veranlassen Kommunen dazu, ihre Eigeninvestitionen auszuweiten. Zwar war ein derartiger 
Zusammenhang zu erwanen, seine Stärke überrascht aber dennoch. Ebenso überraschend ist 
der Befund, daß die Finanzkraftindikatoren Freie Spitze und Verschuldungsfähigkeit nur unter 
besonderen Bedingungen die Höhe der kommunalen Eigeninvestitionen beeinflussen. Das 
Schlußkapitel enthlllt den Versuch, diese teilweise erwaneten, teilweise unerwarteten Ergeb-
nisse auf dem Hintergrund der deutschen Selbstverwaltungstradition und der institutionellen 
Bedingungen kommunaler Politik in der Bundesrepublik zu erklären. 
1. KAPITEL: BESCHREmUNG DER FALLAUSWAHL UND DER 
POLITIKFELDER 
1. Institutionelle Rahmenbedingungen einer vergleichenden Analyse 
kommunaler Investitionen 
Jede empirische Untersuchung der kommunalen Investitionspolitik steht vor der Schwierigkeit, 
daß die kommunalen Gebietskörperschaften im Rahmen der gesamtstaatlichen Zuständigkeits-
verteilung jeweils besondere, nicht ohne weiteres miteinander vergleichbare Aufgaben erfüllen 
(vgI. hienu U.a. die Übersichten bei GUNUCKS 1986:84ff.; KÖSTERING 1983:5lff.; 
SCHÄFER/STRICKER 1989:41ff.). Aus den gesetzlich festgelegten Aufgaben ergeben sich 
spezifische Anforderungen an die kommunale Investitionspolitik, die man bei einer empiri-
schen Analyse berücksichtigen muß, wenn man Fehlschlüsse über die Bestimmungsfaktoren 
des Umfanges und der Struktur der kommunalen Investitionsausgaben vermeiden will. 
In Rheinland-Pfalz sind die für die Kommunalpolitik maßgeblichen institutionellen 
Rahmenbedingungen noch komplizierter als in den anderen Bundesländern. Gemäß dem Ziel, 
eine möglichst große Zahl rechtlich und politisch selbständiger Gemeinden zu erhalten, ver-
zichtete man bei der kommunalen Gebietsreform darauf, die Einheitsgemeinde als Regelform 
für die örtliche Selbstverwaltung einzufUhren. In Anlehnung an die im Nordteil des Landes 
bereits bestehenden Ämter richtete man statt dessen Verbandsgemeinden als Zwischenstufe 
zwischen den Ortsgemeinden und den Landkreisen ein und übertrug diesen die Aufgaben, die 
die Leistungskraft der einwohnerschwachen, ehrenamtlich verwalteten Ortsgemeinden über-
fordern (vgl. SIEDENTOPF 1986:376). So gibt es in Rheinland-Pfalz nach dem Abschluß der 
Territorialreform eine dreistufige Selbstverwaltungsorganisation mit 2253 verbandsange-
hörigen Gemeinden, die zu 163 Verbandsgemeinden zusammengeschlossen sind, mit 37 ver-
bandsfreien Gemeinden, von denen acht den Status großer kreisangehöriger Städte besitzen, 
mit 12 kreisfreien Städten und mit 24 Landkreisen) 
Auf der Basis der einschlägigen verfassungsrechtlichen Bestimmungen weist die 
Gemeindeordnung bzw. die Landkreisordnung diesen Gebietskörperschaften jeweils besondere 
Aufgaben zu. Nach An. 28, Abs. 2 GG und An. 49, Abs. 1 LVerfRP haben die Gemeinden das 
Recht, alle (öffentlichen) Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft eigenverantwortlich zu 
regeln. Im Rahmen ihres verfassungsmäßig geschützten Selbstverwaltungsrechtes üben sie die 
Personalhoheit, die Gebietshoheit, die Planungshoheit, die Finanzhoheit und die Organisa-
tionshoheit aus (genauer hierzu: Gabriel 1979c:30). In unserem Zusammenhang spielen von 
diesen Hoheitsrechten vor allem die Planungs- und die Finanzhoheit eine Rolle. Die Finanz-
1) Der Gutsbezirk Baumholder als TruppellObungsplalz bleibt in der Untersuchung unberOcksichtigt. 
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hoheit impliziert das Recht zur eigenverantwortlichen Ausgaben- und Einnahmengestaltung. 
Dies schließt die Autonomie der kommunalen Investitionspolitik ein (vgl. dazu: GUNLICKS 
1986:119ff., KUNZ 1989:65f.,83ff. m.w.L; VOIGT 1987). Die Planungshoheit ist für die 
kommunale Investitionspolitik unter mehreren Gesichtspunkten relevant. Kommunale Planun-
gen sind zu einem erheblichen Teil raumbezogene Planungen. Sie beeinflussen die Ausstattung 
einer Kommune mit Infrastruktureinrichtungen, die wiederum vom Umfang und von der 
Struktur der Investitionsausgaben abhängen (vgl. u.a. NASSMACHER 1988; 1989:339ff.; 
sCHÄFER 1989:24Off.). 
Im Unterschied zu den Gemeinden, deren materieller Kompetenzbereich generalldau-
self6rmig bestimmt ist, sind die Gemeindeverbände lediglich dazu befugt, die ihnen gesetzlich 
zugewiesenen Aufgaben zu erflillen (vgl. GUNLICKS 1986:108ff.; SCHNEIDER 
1989:108ff.). Die Landesverfassung von Rheinland-Pfalz beschränkt die Zuständigkeit der 
Kommunen in Art. 49 auf öffentliche Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft. 
In modernen und arbeitsteilig organisierten Gesellschaften lassen sich örtliche und 
überörtliche Aufgaben nicht eindeutig voneinander abgrenzen (vgl. z.B. FÜRST/HESSE 1978; 
ROTERS 1975:1Off.; SCHWARZ/GABRIEL 1982:bes.25ff.). Die einzelne Gemeinde stellt 
sich f"ür die Bürger nicht als ein geschlossener, funktional eigenständiger Lebensraum dar. Das 
Wohnen, das Arbeiten, die Freizeitgestaltung und die Erholung finden im Regelfalle an ver-
schiedenen Orten statt. Die Kommunen erfüllen ihre Aufgaben zunehmend innerhalb eines 
arbeitsteilig organisierten horizontalen und vertikalen Planungs-, Leistungs- und Finan-
zierungsverbundes. Der Differenzierung der Bedürfnisbefriedigung und der damit verbundenen 
Verflechtung des kommunalen mit dem staatlichen Leistungsangebot entspricht auch die Ent-
scheidungsstruktur des politischen Systems. Unter den Bedingungen der Politikverflechtung 
zwischen Bund, Ländern und kommunalen Gebietskörperschaften entscheiden die kommuna-
len Organe nur bedingt autonom über ihre Aufgabenschwerpunkte und über den Einsatz ihrer 
Ressouren (vgl. z.B. ANDERSEN 1987:27ff.; HESSE (Hg.) 1978; SCHWARZ/GABRIEL 
1982; Tll.LMANN 1976). 
Im Mittelpunkt des gemeindlichen Aufgabenspektrums steht auch unter den veränder-
ten soziQ-Ökonomischen und institutionellen Bedingungen die winscha/tliche und die soziale 
Daseinsvorsorge als verfassungsrechtlich geschützter materieller Kernbereich der kommunalen 
Selbstverwaltung (so STERN 1964:Rdn.l04; vgl. auch: KÖSTERlNG 1983; 
NASSMACHER/NASSMACHER 1979:3Off.; SCHÄFER/STRICKER 1989:4lff.). Die 
Erfüllung dieser Funktion bindet einen erheblichen Teil der kommunalen Investitionsmittel, 
von denen der kleinere Teil auf freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben, der größere Teil aber 
auf Pflichtaufgaben entfällt (vgl. auch die Angaben bei STEFFEN 1983:100ff.). 
Nach dem Abschluß der Verwaltungsreform sind die Aufgaben der kommunalen 
Gebietskörperschaften in Rheinland-Pfalz auf die Landkreise und kreisfreien Städte, die Ver-
bandsgemeinden, die Ortsgemeinden, den Bezirksverband Pfalz und spezielle kommunale 
Zweckverbände aufgeteilt. Nach dem Subsidiaritätsprinzip erfüllen die Onsgemeinden sämtli-
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ehe Funktionen. die nicht durch Gesetz überönIichen kommunalen oder staatlichen Trägem 
zugewiesen sind. Die Aufgaben der übrigen kommunalen Gebietskörperschaften sind dem-
gegenüber im Kommunalverfassungsrecht und in Fachgesetzen festgelegt. Einen großen Teil 
der örtlichen Aufgaben erledigen nach §67 GemORP die Verbandsgemeinden. nämlich 
- die Trägerschaft von Hauptschulen. unter besonderen Umständen auch von Grund-
schulen. Realschulen. Gymnasien oder Schulzcntren. 
- den örtlichen Brandschutz, 
- den Bau und die Unterhaltung von Sport- und Freizeiteinrichtungen. 
- die Wasserversorgung. die Abwasserbeseitigung sowie den Ausbau und die Unterhal-
tung von Gewässern Dritter Ordnung. 
Diese Aufgaben sind ausnahmslos mit mehr oder weniger hohen Bau- oder Sachin-
vestitionen verbunden. Sie beanspruchen einen erheblichen Teil des Investitionsvolumens der 
Verbandsgemeinden und der verbandsfreien Gemeinden. 
Als Selbstverwaltungseinrichtungen erfüllen die Landkreise im wesentlichen ergän-
zende Aufgaben mit überörtlichem Bezug. Auch ihre Aktivitäten sind - wie die der Verbands-
gemeinden - ausdrücklich durch Gesetze gere gelL Ihr Zuständigkeitsbereich umfaßt zahlreiche 
investitionsrelevante Aufgaben. insbesondere 
- die Einrichtung und Unterhaltung überönlicher Verkehrsbetriebe. 
- den Ausbau und die Unterhaltung des überörtlichen Straßennetzes, 
- die überörtliche Wasserwinschaft. 
- die Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur. 
- die Wasser- und Energieversorgung sowie die Abfallbeseitigung. 
- die Trägerschaft von Einrichtungen des Sozial-. Gesundheits- und Kulturwesens. 
- die Trägerschaft rur alle nicht anderweitig zugeordneten Schultypen. 
- die Unterhaltung von Gewässern Zweiter Ordnung. 
- die Bereitstellung von Weiterbildungseinrichtungen sowie 
- die Planung und Finanzierung von Kindergänen. 
Im beschriebenen Gefüge kommunaler Zuständigkeiten verbleiben den Ortsgemeinden 
nur wenige investitionsrelevante Aufgaben. wie der Bau und die Unterhaltung von Grund-
schulen. Kindergänen. Kinderspielplätzcn. Turnhallen für Grundschulen. Gemeindestraßen 
und Wirtschaftswegen. Einige ihnen formal belassene Aufgaben werden zudem wegen der 
unzulänglichen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Ortsgemeinden faktisch von anderen 
Gebietskörperschaften oder von Zweckverbänden erfüllt. Als Beispiele hierfür kann man die 
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Gas- und Stromversorgung oder die Unterhaltung von Badeanstalten anführen (vgl. 
HOFMANN/BETIi/DREmuS 1975:4Of.). Die vcrbandsfreien Gemeinden erfüllen die Aufga-
ben der Ons- und der Verbandsgemcinden, die Icreisfreien Städte vereinigen bei sich die 
Funktionen der Onsgemeinden, der Vcrbandsgemeinden und der Landkreise. Die Sonder-
stellung der großen Icreisangehörigen Städte ist in unserem Zusammenhang unerheblich (zur 
Zuordnung der Aufgaben zu den politisch-administrativen Entscheidungsebenen vgl. 
HOFMANNlBETIi/DREmUS 1975:17ff.; KOMMUNALBREVIER 1984:270). 
Obgleich das Grundgesetz und die Landesverfassung von Rheinland-Pfalz die Univer-
salität des kommunalen Wirkungslcreises sichern und dies durch die verfassungsrechtliche 
Garantie einer finanziellen Mindestausstattung ergänzen, sind die kommunalen Gebietskörper-
schaften in ihrer Investitionspolitik nur bedingt autonom. Unabhängig von den finanziellen 
Rahmenbedingungen ergeben sich aus den Gesetzen Grenzen flir die Autonomie kommunaler 
Investitionsentscheidungen. Die interkommunale Aufgabenverteilung ordnet die investiven 
Aktivitäten bestimmten VelWaItungseinheiten zu und entzieht sie damit faktisch den übrigen 
SelbstvC1Waltungseinrichtungen. Darüber hinaus gehön nur der kleinere Teil der zuvor 
genannten kommunalen Aufgaben zu den freiwilligen SelbstvC1Waltungsangelegenheiten im 
Sinne von § 2, Abs. 1 GemORP. Den größten Teil der kommunalen Investitionsmittel bean-
spruchen die gesetzlich normienen PfIichtaufgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände. In 
diesen Bereichen können die kommunalen Organe zwar entscheiden, in welcher Fonn sie eine 
Angelegenheiten erledigen, zu ihrer Erfüllung aber sind sie in jedem Falle verpflichtet. Diese 
Aussage gilt für alle investiven Ausgaben im Haushalt Schulen und flir einen erheblichen Teil 
der investitionsintensiven Haushalte Gesundheit/Sport/Erholung, Bau- und Wohnungs-
wescnlVerkehr, Öffentliche Einrichtungen/Winschaftsförderung sowie Wirtschaftliche Unter-
nehmen/Allgemeines Grund- und SondervefmÖgen. Der einzige Einzelhaushalt, in dem die 
Investitionen überwiegend freiwillige SelbstvC1Waltungsaufgaben betreffen, ist der quantitativ 
unbedeutende Haushalt WissenschaftlForschung und KultuIpflege, in dem darüber hinaus nur 
ein kleiner Anteil der Gesamtausgaben investiven Zwecken zufließt. 
Schließlich ist zu berücksichtigen, daß die Kommunen ihre Aufgaben mittels verschie-
denartiger Organisationsfonnen erledigen können. Lediglich für hoheitliche Aufgaben ist die 
öffentlich-rechtliche Organisation zwingend vorgeschrieben. Bei einer Analyse der Investi-
tionspolitik ist gerade dieses Tlitigkeitsfeld ohne Belang. Wesentlich größere Bedeutung 
besitzen die zahlreichen Dienstleistungsaufgaben, bei denen öffentlich-rechtliche und privat-
rechtliche Organisationsformen miteinander konkurrieren können. Eine derartige Konstellation 
tritt bei zahlreichen investiven Aufgaben auf. Faktisch sind vor allem die öffentlichen Ein-
richtungen und die kommunalen Wirtschaftsuntemehmen aus den öffentlichen Haushalten 
ausgeglieden, und zwar mit steigender Tendenz (vgl. mit Beispielen: GRÖlTRUP 1976; 
NASSMACHER/NASSMACHER 1979:4Off.; SCHOLZIPITSCHAS 1982). Seit 1978n9 
schreibt der Gesetzgeber zudem eine gesondene Haushaltsrechnung flir die Krankenhäuser 
vor. 
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Nur bei einer Berücksichtigung der beschriebenen institutionellen Bedingungen läßt 
sich die Gefahr vermeiden, unvergleichbares miteinander zu vergleichen. So ist es aufgrund 
der Zuordnung der kommunalen Aufgaben zu Gebietskörperschaften mit unterschiedlichen 
politisch-administrativen Funktionen nicht sinnvoll, die über alle Haushalte aggregienen 
Gesamtausgaben oder die betreffenden Investitionsausgaben miteinander zu vergleichen. Dem 
steht entgegen, daß der Aufgabenzuschnitt von Onsgemeinden, Verbandsgemeinden und kreis-
freien Städten beträchtlich variiert und daß die kommunalen Haushalten nur einen Teil der 
Aufgaben der kommunalen Leistungsverwaltung einschließen, während ein anderer Teil durch 
privatrechtlich organisierte Wirtschaftsunternehmen erfüllt wird. Insofern ergeben sich die 
Unterschiede in der Höhe und in der Zusammensetzung der kommunalen Investitionsausgaben 
keineswegs ausschließlich aus bewußten, zielgerichteten Entscheidungen der kommunalen 
Organe, sondern aus den verschiedenanigen gesetzlichen Aufgaben der kommunalen Gebiets-
körperschaften. 
Besonders vielfältig gestalten sich die Investitionsaktivitäten der kreisfreien Städte. Sie 
können das gesamte Spektrum kommunaler Aufgaben wahrnehmen und erfüllen im Regelfalle 
zusätzlich die von der Raumordnung und Landesplanung defmierten ober- oder mittel zentralen 
Funktionen. Zwischen den kreisfreien Städten und den Verbandsgemeinden bzw. Onsge-
meinden rangieren die verbandsfreien Gemeinden. Bei ihnen sind gleichfalls die Funktionen 
mehrerer politisch-administrativer Ebenen zusammengefaßt Auch bei einer Kontrolle der 
Gemeindegröße bleiben die durch die Zuständigkeitsveneilung bedingten Unterschiede in den 
Investitionsausgaben von Kommunen mit divergierenden Verwaltungsfunktionen bestehen. 
2. Konsequenzen für die Festlegung des Untersuchungsgegenstandes 
Eine Analyse der Investitionsausgaben kommunaler Gebietskörperschaften muß die beschrie-
benen Unterschiede in der Aufgabenstruktur der Kommunen berücksichtigen; denn Investi-
tionsentscheidungen vollziehen sich in einem präzise defmienen Zuständigkeitsgeflige. 
Diesem Gesichtspunkt kann man durch die Auswahl bestimmter, in allen politischen Einheiten 
anfallender Aufgaben, durch die Konzentration auf einen bestimmten Typus von Gebiets-
körperschaften mit vergleichbaren politisch-administrativen Funktionen oder durch eine Ver-
bindung beider Auswahlgesichlspunkte Rechnung tragen. Für jede dieser Vorgehensweisen 
sprechen bestimmte Gründe. Besonders sinnvoll erscheint es jedoch, solche Aufgabenbereiche 
auszuwählen, die Gebietskörperschaften mit unterschiedlichen politisch-administrativen 
Funktionen gleichermaßen erfUlIen können. 
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2.1. Zur Auswahl der Gebietskörperschaften 
Bei einer Beschränkung der Analyse auf bestimmte Typen von Gebietskörperschaften läge die 
Auswahl der kreisfreien Städte nahe, da ihr Aufgabenzuschnin weitgehend dem Prinzip der 
Universalität des kommunalen Wirkungskreises entspricht. Zudem weisen diese Gemeinden 
ausnahmslos eine hauptamtlich arbeitende Verwaltung und eine ausdifferenzierte politische 
Infrastruktur auf, insbesondere ein voll entwickeltes lokales Parteiensystem. Dennoch lassen 
die Unterschiede in der Sozialstruktur, in der Einwohnerzahl, in der Wirtschaftskraft und in 
den politischen Kräfteverhältnissen kreisfreier Städten eine Analyse des Einflusses dieser 
Größen auf die kommunale Investitionspolitik sinnvoll erscheinen. Lediglich ein praktischer 
Grund spricht dagegen, ausschließlich die Investitionsausgaben kreisfreier Städte in Rheinland-
Pfalz zu untersuchen, nämlich die kleine Fallzahl (N=12). Im Hinblick auf ihre Bedeutung als 
Träger kommunaler Investitionsaufgaben sollte eine Untersuchung diese Einheiten jedoch in 
jedem Falle einbeziehen. 
Auf der anderen Seite gibt es gute Gründe dafür, die verbandsangehörigen Gemeinden 
und die Verbandsgemeinden aus der Untersuchung auszuklammern. Den Ortsgemeinden sind 
nach der Territoria1reform nur wenige investitionsrelevante Aufgaben verblieben, die sie 
zudem sporadisch und diskontinuierlich erfüllen. Dies läßt sich teilweise auf den Entzug einer 
früher bestehenden Zuständigkeit, teilweise auf die Deckung des betreffenden Infrastruktur-
bedarfs und schließlich auf fehlende Eigenminel für die Erfüllung dieser Aufgaben zuriick-
fUhren. Die meisten Kleinstgemeinden tätigen auf zahlreichen Gebieten keinerlei Investitions-
ausgaben. Die Verbandsgemeinden eignen sich grundsätzlich für eine Analyse des Zusammen-
hanges zwischen Sozialstruktur, lokalem politischem Prozeß und Entscheidungsinhalten. Sie 
verfügen über eine hauptamtlich arbeitende Verwaltung und über ein mehr oder minder aus-
differenziertes Parteiensystem Allerdings stellt sich die Frage, ob sich ihre politische Infra-
struktur tatsächlich mit der von Einheitsgemeinden vergleichen läßt und ob man sie als im 
Bewußtsein der politischen Akteure präsente soziale Einheiten ansehen kann. So dürfte bei den 
Investitionsentscheidungen der Verbandsgemeinden der möglichst angemessenen Versorgung 
der einzelnen Ortsgemeinden eine große Bedeutung zukommen, während parteipolitische 
Effekte vermutlich in den Hintergrund treten.2) 
Abgesehen von den großen Unterschieden in der Aufgabenstruktur von Landkreisen 
und Gemeinden erscheint ein Vergleich zwischen diesen Gebietskörperschaften vor allem 
unter dem zuletzt genannten Gesichtspunkt problematisch: Der Landkreis spielt im Bewußtsein 
der Bevölkerung und der politischen Akteure vermutlich eine wesentlich geringere Rolle als 
die Gemeinde. Zudem ist das Investitionsvolumen der Kreise im Vergleich mit dem der 
Gemeinden unbedeutend, und auch als Selbstverwaltungseinheiten kommt ihnen nur eine 
2) Darüber hinaus resultierte die Beschr3nkung auf 49 UntersuchungseinheHen aus einer Vorgabe der 
Stiftung Volkswagenwerk. 
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untergeordnete Bedeutung zu. Der Schwerpunkt der Landkreisaufgaben liegt beim Vollzug 
staatlicher Gesetze (vgl. hierzu auch: GUNUCKS 1986:98ff.; SCHNEIDER 1989). Aus diesen 
Griinden klammern wir die Landkreise aus unserer Untersuchung aus. 
Unsere Studie bezieht sich somit auf die 12 kreisfreien Städte und die 37 verbands-
freien StädtelGemeinden von Rheinland-Pfalz. Die Zahl von 49 Untersuchungseinheiten reicht 
einerseits fUr eine quantitativ vergleichende Analyse aus, andererseits bietet sie die Möglich-
keit, ortsspezifische Besonderheiten zu berücksichtigen. In Anbetracht der politischen und 
sozialstrukturellen Heterogenität der Untersuchungseinheiten erscheint die Annahme unter-
schiedlicher Investitionsbedarfe und -prioritäten plausibel. Dennoch erfüllen die ausgewählten 
Konnnunen so viele gemeinsame Aufgaben, daß ein Vergleich ihres Investitionsverhaltens 
nicht von vorneherein an unvergleichbaren institutionellen Gegebenheiten scheitert. Der 
wesentliche Unterschied im Aufgabenspektrum unserer Untersuchungseinheiten betrifft die 
Landkreisfunktionen, die nur bei den zwölf kreisfreien Städten anfallen. Im übrigen verfugen 
die 49 Städte über einen hinlänglich großen Bestand an gemeinsamen Aufgaben. 
2.2. Zur Auswahl der Aufgabenbereiche 
Für die Auswahl der zu untersuchenden Aufgabenbereiche konnnen mehrere Kriterien in 
Frage. Die wichtigste Voraussetzung fUr einen sinnvollen Vergleich stellt die Auswahl solcher 
Politikfelder dar, die sowohl in kreisfreien Städten als auch in verbandsfreien Gemeinden auf-
treten. Damit entfallen alle von den kreisfreien Städte wabrgenonnnen Kreisaufgaben. Inner-
halb des verbleibenden Spektrums örtlicher Aufgaben bietet sich ein Vergleich von Selbstver-
waltungsaufgaben mit unterschiedlichen politischen GestaItungsspielräumen (Pflichtaufgaben, 
freiwillige Aufgaben) oder die Untersuchung der investiv bedeutsamsten Einzelhaushalte an. 
Schließlich ist eine Kombination beider Strategien möglich, wie wir sie nachfolgend vor-
nehmen. 
Die Haushaltsrechnung der Kommunen unterscheidet zwischen zehn Einzelplänen mit 
einem stark unterschiedlichen Investionsvolumen. Obgleich die Angaben über die Investitio-
nen der Kommunalhaushalte aus den bekannten Gründen fehlerbehaftet sind, lassen sich einige 
generelle Angaben über die Investitionsquote3) der zehn Einzelpläne machen. Überdurch-
schnittlich hoch fällt der erfaßte Investitionsanteil in den in den Bereichen Bau- und 
Wohnungswesen/Verkehr (Haushalt 6), Öffentliche Einrichtungen, Wirtschaftsförderung 
(Haushalt 7), Wirtschaftliche Unternehmen, allgemeines Grund- und Sondervermögen (Haus-
halt 8), Gesundheit, Sport, Erholung (Haushalt 5) sowie Schulen (Haushalt 2) aus. Dies belegt 
die Bedeutsamkeit der Investitionen im Rahmen der wirtschaftlichen und sozialen Daseinsvor-
sorge der Kommunen. In den Einzelplänen 0 (Allgemeine Verwaltung), 1 (Öffentliche Sicher-
3) Anteil der Inveslitionsausgaben an den Gesamtausgaben. 
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heit und Ordnung), 3 (Wissenschaft, Forschung, Kulturpflege) und 4 (Soziale Sicherung) ist 
der Investitionsanteil vergleichsweise niedrig.4) Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß die 
genannten Bereiche überwiegend Aufgaben der Ordnungsverwaltung, personalintensive 
Dienstleistungen oder Transferzahlungen enthalten (vgl hierzu auch: KUNZ 1989:83ff., bes. 
89, Tab. 8; SIEFFEN 1983:100ff.). 
Im Hinblick auf den investitionspolitischen HandiungsspieIraum der Kommunen ist 
zwischen Investitionen in den Bereichen der freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben, der 
Pflichtaufgaben und der staatlichen Auftragsangelegenheiten zu unterscheiden: Zu den ersten 
gehören nach REISSERT (1984:76f.) "Kultur-, Bildungs- und Sponeinrichtungen, Schwimm-
bäder, Anlagen zur Gas- und Stromversorgung, Stadtsanierungen, öffentliche Nahverkehrsein-
richtungen und (vor allem für kreisangehörige Gemeinden) weitenuhrende Schulen. investitio-
nen im Bereich der Grund- und Hauptschulen, der öffentlichen Straßen, des Feuerlöschwesens, 
der Straßenreinigung, der Abfallbeseitigung und des Bestattungswesens gehören dagegen zu 
den kommunalen Pflichtaufgaben. Die Weisungsaufgaben liegen schließlich vor allem im 
Bereich des Melde-, Ordnungs- und Sicherheitswesens, hier gibt es kaum Investitionen". 
Im Hinblick auf ihre haushaltspolitische Bedeutung und ihre Relevanz für die örtliche 
InfJastrukturausstattung läge somit eine Untersuchung der investitionsstarken Einzclhaushalte 
2 sowie 5 bis 8 nahe. Dies ist jedoch aus verschiedenen Gründen nicht möglich. Ein erhebli-
cher Teil der im Haushalt 7 (Öffentliche Einrichtungen) enthaltenen Aufgaben und Ausgaben 
gehön in den Zuständigkeitsbereich der Landkreise. Die 37 kreisangehörigen Gemeinden ver-
fUgen auf den betreffenden Gebieten nicht über Entscheidungskompetenzcn. Zudem neigen die 
Kommunen zunehmend dazu, einige dieser Aufgaben, etwa die Abwasserbeseitigung, aus den 
Kommunalhaushalten auszugliedern. Dies gilt auch für den Haushalt 8 (Winschaftliche Unter-
nehmen). Die Haushalte 7 und 8 werden deshalb gänzlich aus der Untersuchung ausge-
klammen. Von den verbleibenden Aufgabenfeldern kann der quantitativ bedeutsame Bereich 
Gesundheit/Sport/Erholung ebenfalls nur zum Teil berücksichtigt werden. In dem von uns 
behandelten Zeitraum wurde für die Ausgaben im Krankenhauswesen eine gesondene Haus-
haltsrechnung verbindlich. Die meisten weiteren Aufgaben der kommunalen Gesundheits-
politik sind den Kreisen zugeordnet 
Allerdings eignet sich der verbleibende Teil dieses Einzclplanes für eine Untersuchung. 
Hierzu gehören im einzelnen die folgenden Aufgaben: 
- Förderung des Spons (Gliederungsnummer 55), 
- BauJUnterhaltung eigener Sponstätten (Gliederungsnummer 56), 
- BauJUnterhaltung von Badeanstalten (Gliederungsnummer 57), 
- BauJUnterhaltung von Park- und Ganenananlagen (Gliederungsnummer 58) und 
4) Der Einzelplan 9 (Allgemeine Finanzwirtschaft) Ist ausschließlich fOr Verrechnungen bestimmt. 
Insofern fallen hier keine Investüionsausgaben an. 
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- Sonstige Erholungseinrichtungen (Gliedenmgsnummer 59). 
Diese Ausgaben lassen sich sinnvoll in das Konzept wohlfahrtsstaatlicher Politik 
integrieren, wie es den meisten einschlägigen Policy Output-Analysen zugrundeliegt, (vgl. 
z.B.: HElDENHEIMER/HECLO/ADAMS 1983:52ff.; SHARPE/NEWTON 1984: 175ff.). 
Obgleich die Investitionsaktivitäten der Kommunen auf diesen Gebieten durch landespolitische 
Vorgaben, insbesondere durch die allerdings vornehmlich als Richtwerte bedeutsamen 
zenttalönlichen Mindestausstattungskataloge, beeinflußt werden, ist zu vermuten, daß linke 
Parteien diesen Komplex als bedeutsame öffentliche Aufgabe ansehen, konservative Parteien 
dagegen eher auf den Primat der Marktregulienmg setzen und sich dementsprechend in der 
Investitionspolitik zurückhalten. Der politische Stellenwert des Aufgabenbereiches 
Sport/Erholung dUrfte mit der Zunahme der arbeitsfreien Zeit und mit dem Bedeutungsgewinn 
umweltpolitischer Forderungen an die Kommunen künftig deutlich steigen. 
Aufgrund der gesetzlichen Aufgabenveneilung fallen aus dem Haushalt 2 (Schulen) in 
allen 49 Untersuchungseinheiten nur Investitionen fllr Grund- und Hauptschulen an. Als Träger 
weiterführender Schulen fungieren die Landkreise bzw. kreisfreien Städte. Als Bestandteile 
wohlfahnsstaatlicher Politik sind in hochentwickelten Gesellschaften, wie der Bundesrepublik, 
Ausgaben fllr den Ausbau sekundärer und terti1!rer Bildungseinrichtungen bedeutsam (vgl. 
FLORA/HEIDENHEIMER 1981:bes. 2Sff.; HEIDENHEIMER/HECLO/ADAMS 1983). 
Nach den in der Bundesrepublik geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen werden diese 
jedoch nicht von allen unseren Untersuchungseinheiten unterhalten. Die politische Bedeutung 
hoher Investitionsausgaben fUr Grund- und Hauptschulen wäre in einem Lande mit einem 
hohen Bildungsniveau der Bevölkerung nur im Rahmen eines Vergleichs mit den Ausgaben fUr 
weiterführende Bildungseinrichtungen interpretierbar. Dies scheitert an den institutionellen 
Bedingungen, so daß der Schulsektor insgesamt unberücksichtigt bleibt. 
Der größte Teil der Investitionen im Haushalt 6 entfällt auf Verkehrsausgaben, insbe-
sondere auf den Straßenbau (Gemeinde-, Kreis-, Landes- und Bundesstraßen (Gliederungs-
nummern 63-66). Daneben fließen Investitionen in die Straßenbeleuchtung und Straßenreini-
gung (Gliederungsnummer 67), in den Bau und die Unterhaltung von Parkeinrichtungen (Park-
plätze, Parkhäuser u.ä., Gliedenmgsnummer 68) und schließlich in den Wasserbau und in die 
Pflege von Wasserflächen (Gliederungsnummer 69). Analysen der wohlfahnsstaatlichen 
Politik enthalten in der Regel keine verkehrspolitischen Aufgaben. Dennoch stellen sie nicht 
nur einen quantitativ bedeutsamen Ausgabenbereich dar, sondern sie sind auch unter infra-
strukturellen Gesichtspunkten sehr interessant (vgl. auch: SHARPF/NEWTON 1984:4, 175ff.). 
Die Qualität des önlichen Verkehrssysterns ist vor allem ein fUr Unternehmensansiedlungen 
bedeutsamer Standonfaktor. Zwar betrifft dies primär die Anbindung an das überönliche Ver-
kehrsnetz, jedoch bedarf dies einer Ergänzung durch innerönliche Straßen, Parkmöglichkeiten 
usw. Darüber hinaus kommt der qualitativen Ausgestaltung des innerönlichen Verkehrs-
systems eine wachsende umweltpolitische Bedeutung zu (vgl. zur kommunalen VerkehrspoIi-
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tik: SEIDENFUS 1980). Wegen der Bedeutung der kommunalen Verkehrsstruktur für das 
privatwirtschaftliche lnfrastrukturangebot und wegen der Schwierigkeiten, die einer privatwirt-
schaftlichen Organisation des Straßennetzes entgegenstehen, dürften die Verkehrsinvestitionen 
zu denjenigen Aufgabenfeldern gehören, in denen bürgerliche Parteien am ehesten zu einer 
expansiven Investitionspolitik tendieren. 
Die ebenfalls im Haushalt 6 ressortierenden Ausgaben flir Wohnungs- und Städtebau 
sind unter wohlfahrtsstaatlichen Gesichtspunkten außerordentlich interessant (vgl. auch: 
AIKEN/ALFORD 1974; GRÜNER/JAEDICKEJRUlll..AND 1988; HElDENHEIMER/ 
HECLO/ADAMS 1983:88ff). Sie finden in unserer Untersuchung jedoch keine Berücksichti-
gung, weil sie zu einem erheblichen Teil durch kommunale Wohnungsbauunternehmen mit 
selbständiger Rechnungsflihrung abgewickelt werden dürften. Aus hohen oder niedrigen Aus-
gaben im Kommunalhaushalt lassen sich insofern keine verläßlichen Rückschlüsse auf ent-
sprechende Aktivitäten der betreffenden Kommune gewinnen. 
Als Pflichtaufgaben sind die Investitionen flir den Straßenbau durch staatliche Vorga-
ben stark festgelegt, für Investitionen im Bereich Spon und Erholung und die kleineren Ausga-
beposten im Verkehrshaushalt gilt dies nicht in demselben Maße. Im Vergleich mit diesen 
Politikfeldern erscheint es deshalb zweckmäßig, ein weiteres Aufgabengebiet heranzuziehen, 
auf dem die kommunale Investitionspolitik kaum gesetzlich reglementien ist, nämlich die 
kommunale Kulturpolitik. Sie gehön zu den wenigen freien Selbstverwaltungsaufgaben der 
Kommunen. Insbesondere in größeren Gemeinden besteht seitens der Bevölkerung eine große 
Nachfrage nach kulturellen Einrichtungen und Leistungen. Die wichtigsten investiven Ausga-
ben des Haushaltes 3 betreffen die MuseenJSammlungen/Ausstellungen (Gliederungsnummer 
32), Theater/Konzene/Musikpflege (Gliederungsnummer 34) Volksbildungseinrichtungen, 
besonders Büchereien (Gliederungsnummer 35) sowie die Heimatpflege (Gliederungsnummer 
36). Gerade unter dem Gesichtspunkt der Autonomie der kommunalen Investitionspolitik sollte 
ein Politikbereich untersucht werden, in dem die Kommunen über relativ breite eigene Gestal-
tungsmöglichkeiten verfügen. Allerdings handelt es sich dabei um einen quantitativ nicht 
besonders bedeutsamen Investitionsbereich (zur kommunalen Kulturpolitik vgl. DEUTSCHER 
STÄDTETAG (Hg.) 1979; KLEIN 1989). 
Damit bezieht sich die Untersuchung auf drei ausgewählte Investitionspolitiken, die im 
Aufgabenkatalog kreisfreier Städte und kreisangehöriger verbandsfreier Gemeinden enthalten 
sind, nämlich die Investitionsausgaben flir Wissenschaft/Forschung/Kultur, Sport und 
Erholung und das Verkehrswesen. Auf diesen Politikfeldern können Gemeinden des unter-
suchten Typs grundsätzlich aktiv werden, und sie verfügen über einen mehr oder weniger 
großen Spielraum bei der Ausgestaltung ihrer Politik. Die betreffenden Aufgaben beziehen sich 
auf wichtige Bereiche der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Daseinsvorsorge (vgi. 
Einzelheiten bei GUNLICKS 1986:I02ff.). Sie lassen sich mehr oder minder gut in das 
Konzept wohlfahnsstaatlicher Politik einbinden, betreffen die Ansprüche unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen und bieten unterschiedliche Ansatzpunkte flir parteipoIitisch motivierte 
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GestaItungswUnsche. Zu den untersuchten Aufgabenbereichen liegen mehrere Studien aus dem 
westlichen Ausland vor, die eine Einordnung unserer Fragestellung und Ergebnisse in die 
international vergleichende Policy Output-Forschung zulassen. Als Untersuchungsgegenstände 
sind sie auch deshalb geeignet, weil die Kommunen einen unterschiedlichen Teil ihrer 
Ressourcen für die betreffenden Aufgabenfelder aufwenden (vgI. zur Typisierung dieser Auf-
gaben auch Abbildung 1-1). 
-----------------------------------------------------------------
Abb. 1-1: Typisierung der untersuchten Politikfelder unter den 
GesiChtspunkten kommunale Handlungsautonomie, Ressourcenaufwand 
und wohlfahrtsstaatliche Funktion 
-----------------------------------------------------------------
WOHLFAHRTS STAATLICHE 
FUNKTION 
KEINE 
WOHLFAHRTS STAATLICHE 
FUNKTION 
-----------------------------------------------------------------
GROS SES 
AUSGABE-
VOLUMEN 
MITTLER. 
AUSGABE-
VOLUMEN 
KLEINES 
AUSGABE-
VOLUMEN 
HANDLUNGS SP IELRAUM 
GROSS GERING 
SPORT! 
ERHOLUNG 
KULTUR 
HANDLUNGSSPIELRAUM 
GROSS GERING 
VERKEHR 
-----------------------------------------------------------------
2. KAPITEL: DIE ANNAHMEN ÜBER DIE BESTIMMUNGSFAKTOREN 
DER KOMMUNALEN INVES'I1'I10NSPOLITIK IM KONTEXT DER 
POLICY OUTPUT-FORSCHUNG 
1. Die Einordnung unserer Untersuchung in den Kontext der Policy Output-
Forschung 
Die wenigen bislang in der Bundesrepublik durchgefühnen Policy Output-Studien unterstellten 
einen Einfluß der paneipolitischen Kräfteverteilung in den kommunalen Entscheidungs-
gremien auf die Ausgabenpolitik. Damit orientierten sie sich an den Hypothesen über die 
Bestimmungsfaktorcn wohlfahrtsstaatlicher Politik in nationalen politischen Systemen. In einer 
der ersten empirischen Untersuchungen über die materielle Dimension lokaler Politik in der 
Bundesrepublik stellte Robert C. FRIED (1976:16) die Bedeutung der Parteipolitik fllr die 
kommunalen Allokationsentscheidungen ausdrücklich heraus: "The SPD is said to favor 
'Gemeindesozialismus' ('municpial socialism'), entailing municipial activism in all cu/rural, 
economic, and social spheres ... Consequently, one of the marks of a city run by the Socialists 
should be extensive Kommunalisierung (municipalization) - the proliferation of municipial 
enterprises, such as public utilities, hospitals, homes for the aged, nurseries, libraries and 
cultural centers (Hervorh. cl. Verf.)." 
Unsere Untersuchung setzt sich mit der Frage auseinander, ob die von FRIED fonnu-
lierten Erwartungen auch für Budgetentscheidungen in der Investirianspolirik verbandsfreier 
Gemeinden und kreisfreier Städte in Rheinland-Pfalz in den Jahren 1978 bis 1985 gelten. Diese 
Untersuchungspektive ergibt sich aus der Einordnung unserer Arbeit in den theoretischen 
Kontext der Policy Output-Forschung. Dieser Forschungszweig versUCht, in systematisch ver-
gleichender Vorgehensweise das Niveau und die Struktur der staatlicher Ausgaben ("public 
policies") aus den Merkmalen des politischen Systems, der Sozialstruktur, den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten und - in geringerem Maße - kulturellen Verhältnissen in einer Gesellschaft zu 
erklären. Im Gegensatz zu den meisten fmanzwissenschaftlichen Arbeiten beziehen die 
Output-Studien politische Variablen ausdrücklich in die Analysen der staatlich-kommunalen 
Politik ein. 
Policy Output-Studien wurden über verschiedene Handlungsebenen des politischen 
System erstellt. So existieren Untersuchungen der Policies von Nationalstaaten, auch in inter-
national oder historisch vergleichender Perspektive (vgl. z.B. CAMERON 1978; SCHMIDT 
1982; WlLENSKY 1975), Studien über einzelne Bundesstaaten in föderativen Systemen (vgl. 
z.B. DAWSON/ROBINSON 1963; SCHMIDT 1980; SHARKANSKY 1968) und schließlich 
Arbeiten über die Policies kommunaler Gebietskörperschaften. Unsere Untersuchung gehört in 
den Zusammenhang der lokalen Policy Output-ForsChung. Sie steht in einer Reihe mit ähn-
lichen Projekten über andere Staaten (vgl. z.B. LINEBERRY/FOWLER 1967 fllr die USA; 
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SHARPF/NEWfON 1984 für Großbritannien; BECQART-LECLERQUE 1977 für 
Frankreich; FRIED 1971 ftlr Italien; AIKENIDEPRE 1981 ftlr Belgien; SKOVSGAARD 1981 
ftlr Dänemark; HANSENJlQELLBERG 1976 für Norwegen). Für die Bundesrepublik 
Deutschland liegen bislang lediglich sechs Publikationen dieser Art vor (vgl. FRIED 1974, 
1976; GRÜNER/JAEDICKFJRUHLAND 1988; GABRJEI..JKUNmAPF-SCHRAMM 1989; 
KUNmAPF-SCHRAMM 1989; RICKARDS 1985). 
Die Fragestellungen und Methoden der Policy Output-Forschung unterscheiden sich in 
drei Merlanalen von dem in der Bundesrepublik vorherrschenden Typus kommunal wissen-
schaftlicher Studien: 
(1) In Folge ihrer wissenschaftlichen Entwicklungsbedingungen ist die kommunalpoli-
tische Forschung in der Bundesrepublik nach wie vor übern1.egend normativ-institutio-
nell ausgerichtet (vgl. als Beispiel die meisten Beiträge zu PUTINER (Hg.) 1982). Die 
vorliegende Arbeit versteht sich demgegenüber als Beitrag zur empirischen Gemeinde-
forschung. Sie untersucht neben den institutionellen Grundlagen der kommunalen 
Politik, sozialstrukturelle Merkmale der Gemeinden, Eigenschaften des lokalpolitischen 
Prozesses und die Inhalte bzw. Ergebnisse des kommunalpolitischen Entscheidungs-
prozesses sowie die Beziehungen zwischen diesen Variablen. 
(2) Soweit die Kommunalwissenschaft in der Bundesrepublik empirisch arbeitet, über-
wiegt der Typ der qualitativen Einzelfallstudie. Vergleichende Analysen kommunaler 
Machtstrukturen, Entscheidungsprozesse und -inhalte beschränken sich auf wenige 
Untersuchungseinheiten. Die Vorgehensweise ist fast ausnahmslos deskriptiv (vgl. den 
Überblick über den Forschungsstand bei GABRIEL 1979b; SIEWERT 1982). Die für 
unsere Untersuchung relevanten Einflußbeziehungen zwischen Sozialstruktur, politi-
schen Prozeßvariablen und Entscheidungsinhalten wurden in der bundesdeutschen 
Kommunalwissenschaft bisher kaum systematisch analysien, jedenfalls nicht auf 
breiter vergleichender Basis. 
(3) Die Untersuchung einer vergleichsweise großen Zahl von Kommunen und die 
Möglichkeit auf quantitative, ratioskallerte Variablen zurückzugreifen, erlaubt den Ein-
satz anspruchsvoller statistischer Analyseverjahren und den Aufbau quasi-experimen-
teller Untersuchungsdesigns, die in der Kommunalwissenschaft selten sind. 
Über den Zusammenhang zwischen den politischen Strukturmerkmalen einer Gemeinde 
und den Inhalten kommunaler Entscheidungen in der Bundesrepublik liegen bislang nur 
wenige Erkenntnisse vor. Dies gilt insbesondere ftlr die kommunale Investitionspolitik, die zu 
den bedeutsamsten kommunalpolitischen Handlungsfeldern gehön. Aus diesem Grunde ist es 
sinnvoll, die für die europäische Policy Output-Forschung zentrale Frage nach dem Paneien-
einfluß auf kommunale Allokationsentscheidungen auch ftlr die Investitionspolitik zu stellen. 
Der in der Output-Forschung lange Zeit gefühne "Krieg der Paradigmen" (CAS1LES 
1981:121), die Kontroverse über den Vorrang politischer oder sozio-ökonomischer Größen 
(vgl. z.B. DYE 1966) für die Erklärung der staatlichen Ausgaben läßt sich letztlich nur mittels 
empirischer Analysen entscheiden, die beide Anen von Variablen berücksichtigen und die 
zwischen ihnen bestehenden Beziehungen in ein umfassendes Kausalmodell integrieren. 
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2. Der Begriff der Policy Outputs, seine theoretischen Grundlagen und seine 
Operationalisierung für die empirische Analyse 
2.1. Theoretische Grundlagen 
Als theoretischer Bezugsrnhmen setzte sich in der Output-Forschung eine vereinfachte Version 
der BASTONschen Systemtheorie durch (vgl. BASTON 1965a, 1965b; sowie die Hinweise bei 
READER 1981:181). Das politische System erfüllt nach diesem Konzept im Rahmen der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung die Aufgabe. Inputs in Outputs umzuwandeln. Als Outputs 
bezeichnet BASTON (1965a:22) die verbindliche Veneilung von Wenen in der Gesellschaft. 
d.h. die Leistungen des politischen Systems flir die Gesellschaft. Ähnlich beschreibt MÜNCH 
(1976:98) die gesellschaftliche Funktion des politischen System: "Das politische System einer 
Gesellschaft besteht aus denjenigen Interaktionen. die an dem Ziel der Herstellung gesamtge-
sellschaftlich verbindlicher Entscheidungen orientiert sind. ... Die Durchsetzung gesamtgesell-
schaftlich verbindlicher Entscheidungen gegen Widerstreben wird durch die Verfügung politi-
scher Macht garantiert." (Hervorh. d. Verf.) Als offenes System steht das politische System in 
Austauschbeziehungen mit den anderen Subsystemen der Gesellschaft. Es nimmt Einwirkun-
gen aus der Umwelt auf. verarbeitet sie und setzt sie in allgemein verbindliche Regelungen und 
Leistungen (policies) um (vgl. BASTON 1965b:246; FÜRST 1975:27; MACKENZlE 
1967:105; MÜNCH 1971:233; SCHÜRGERS 1980:121). 
In den vergangenen Iahren ist in der internationalen Politikwissenschaft ein zunehmen-
des Interesse an den Policies als einem besonderen Aspekt der politischen Wirklichkeit zu 
registrieren (vgl. z.B. JANN 1983a. 1983b. 1985; WINDHOFF-HERmER 1978. 1987). Mit 
dem Begriff Policies bezeichnet man im weitesten Sinne die inhaltliche oder programmatische 
Dimension der Politik, d.h. die "Inhalte staatlichen oder öffentlichen Handelns. also Public 
Policy" (WINDHOFF-HERITlER 1987:18; vgl. auch BÖHRET/JANN/KRONENWElT 
1988:5). Gegenüber der politischen Ordnung (polity) und den politischen Prozessen (politics) 
stellen die Policies oder Politikinhalte eine besondere Analyse-Ebene dar. Allerdings stellt sich 
der Policy-Analyse die Aufgabe. die zwischen diesen drei Dimensionen politischer Wirklich-
keit bestehenden Beziehungen konzeptuell und empirisch zu klären (vgl. 
BÖHRET/JANN/KRONENWETI 1988:3ff.). 
In der Policy-Forschung finden wir zahlreiche Ansätze zur Systematisierung der 
Policies oder Entscheidungsinhalte. WINDHOFF-HER1T1ER (1987:2lff.) ordnet diese 
Ansätze folgendermaßen: Als Nomimalkategorien der Policy-Forschung bezeichnet sie die 
konventionellen Politikbereiche wie die Außenpolitik. die Sozialpolitik, die Agrarpolitik usw .. 
Diese Unterscheidung zwischen einzelnen Arten von Policies ist flir unsere Untersuchung inso-
fern relevant, als sie sich in der Gliederung der Kommunalhaushalte in Einzelpläne und Ab-
schnitte niederschlägt. Aus der großen Zahl der kommunalen Politikfelder wurden für unsere 
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Untersuchung die Bereiche Kultur/Wissenschaft/Forschung. SportIErholung und Verkehr aus-
gewählt. 
Im Hinblick auf ihre Wirkung unterscheidet man in der Literatur zwischen distributiven 
und redistributiven Policies: "Distributive Politik besteht danach aus teilbaren Leistungen •....• 
die einzelnen Empfängern oder Empfängergruppen zugedacht werden. ohne daß dies auf 
Kosten eines anderen Beteiligten geht. ..• Redistributive Politik hingegen schichtet aus der 
Sicht der Betroffenen Nutzen und Kosten zwischen Gruppen um" (WINDHOFF-HERITIER 
1987:23). Dies Problem ist flir unsere Untersuchung schon deshalb nicht von Bedeutung. weil 
die WJrlrung kommunaler Investitionen auf einzelne Betroffengruppen unberücksichtigt bleibt. 
Vielmehr interessieren wir uns fIIr den Einfluß politischer. sozio-ökonomischer und finanzwirt-
schaftlicher Größen auf die Inhalte kommunaler Politik. Zudem ist es bei der gegebenen 
Datenlage und im Hinblick auf die vorherrschende Form der Fmanzierung kommunaler 
Investitionen überhaupt schwierig. Aussagen über deren Kosten- und Nutzeneffekte zu 
machen. 
Im Hinblick auf die Steuerungsprinzipien teilt WINDHOFF-HERITIER 
(1987:27ff .• 35ff.) staatliche Policies in GebotelVerbote. Anreize. Angebote. Über-
zeugung/Aufklärung und Vorbilder ein. Bei Analysen finanzieller Leistungen. zu denen die 
Investitionen gehören. geht es um Anreize und Angebote der Kommunen. die die Bevölkerung 
in Anspruch nehmen kann. Wichtiger erscheint fIIr unser Problemfeld allerdings die auf der 
Beschaffenheit der Policies beruhende Einteilung in materielle und immaterielle Policies. die 
sich zumindest teilweise mit der zuvor beschriebenen Klassifikation nach den Steuerungs-
prinzipien deckt. Investitionen dienen der Fmanzierung von Infrastrukturprogrammen und 
gehören insofern zu den materiellen Policies: "Im Rahmen des Infrastrukturprogramms bieten 
der Staat und oder halbstaatliche oder private Träger (im Auftrag des Staates) Einrichtungen 
als kollektive Güter an. die der Nutzung durch die Allgemeinheit oder einer spezifischen 
Bevölkerungsgruppe offen stehen. Das Infrastrukturprogramm beschränkt sich auf sogenannte 
'harte' Infrastrukturen. also Einrichtungen. Anlagen. Straßen. Verkehrsmittel usw. und schließt 
soziale Dienstleistungen und Personal nicht mit ein" (WINDHOFF-HErunER 1987:37). 
In der Forschungspraxis setzt man die Outputs des politischen Systems zumeist mit 
dem materialisierten Ergebnis politischer Entscheidungen gleich und mißt sie an der statisti-
schen Größe "Höhe der Ausgaben lje Einwohner)". Dieser Operationalisierung schließen wir 
uns an. Wir erfassen die Policy Outputs über die Pro-Kopf-Ausgaben der kommunalen Haus-
halte. Für die Wahl von Budgetdaten sprechen zwei Gründe: Diese Daten sind über offizielle 
Statistiken leicht zugänglich. und weiterhin läßt sich der Haushalt als das "Regierungs-
programm in Zahlen" bezeichnen. in dem sich die politischen Vorstellungen der jeweils 
Regierenden ausdrücken (vgi. TREmER 1984:2). Durch die Verwendung von Pro-Kopf-Wer-
ten wird das Problem umgangen. daß die starken Differenzen in der Einwohnerzahl unserer 
Gemeinden und die dadurch bedingten Niveauunterschiede in den Ausgaben ihrer Haushalte 
die Analyseergebnisse bestimmen und auf diese Weise die zwischen den Kommunen 
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bestehenden strukturellen Unterschiede überdecken. Wir untersuchen die Höhe der Ausgaben 
je Einwohner auf den Politikfeldern Kultur, Sport/Erholung und Verkehr. 
Die Ausgaben umfassen natürlich nur einen Teil der kommunalen Leistungen. In der 
Forschung fmden daher vereinzelt auch andere Output-Konzepte Verwendung. So wählten 
FRY/WINTERS (1970) beispielsweise einen Redistributionsindex als Grundlage ihrer Analy-
sen. AIKEN/ALFORD (1974:233) sahen im Konzept der Policy-Innovationen als der 
Produktion, Akzeptanz und Umsetzung neuer Ideen, Prozesse, Produkte oder Leistungen eine 
sinnvolle Möglichkeit zur Operationalisierung des Outputbegriffs. 
2.2. Investitionen als Policies 
2.2.1. Investitionsbegriff, Investitionsarten und die haushaltssystematische Einordnung der 
kommunalen Investitionen 
Gegenstand unserer Untersuchung sind die eigenfmanzierren Pro-Kopf-Investitionsausgaben 
der Kommunen. Der Begriff der kommunalen Investitionen wird in der einschlägigen wissen-
schaftlichen Diskussion nicht einheitlich benutzt SCHW ARTING (1979: lOff.) unterscheidet 
zwischen einem wirkungsanolytischen und einem materiellen Investitionsbegriff und entschei-
det mit sich mit guten Gründen für letzteren. In diesem Sinne definiert er als öffentliche 
Bruttoinvestition "jede Erhöhung bzw. Erneuerung des öffentlichen Kapitalstocks", zu dem er 
"alle Bestandteile des öffentlichen Anlagevermögens" (d.h. Gebäude und Ausrüstungen) zählt 
Zu den kommunalen Investitionen gehören die zu diesem Zweck getätigten Ausgaben der 
kommunalen Gebietskörperschaften (vgl. auch REHM 1987:4ff.). 
Kommunale Investitionsausgaben sind in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
und in der öffentlichen Fmanzstatistik erfaßt (vgl' zu den Vorzügen und Nachteilen der 
betreffenden Konzepte: REHM 1987:6ff.). Die Fragestellung und die Anlage dieser Unter-
suchung erfordern die Orientierung am finanzstatistischen Konzept, zumal die Angaben der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht in hinreichend disaggregiener Form vorliegen. 
Die Finanzstatistik unterscheidet zwischen zwei Arten von Investitionen, den Sach- und den 
Finanzinvestitionen. Erstere dienen der Anschaffung und Herstellung von Sachgütern. Der 
überwiegende Teil hiervon entfallt auf Baumaßnalunen (Neubauten und Instandsetzung von 
Bauten), der kleinere auf den Erwerb beweglicher und unbeweglicher Sachen. Die Finanzin-
vestitionen umfassen den Erwerb von Beteiligungen sowie die Gewährung von Zuweisungen 
und Zuschüssen an Dritte, etwa an gemeinnützige Organisationen (vgl. REHM 1987:6ff.; 
REISSERT 1984:15f.; SCHW ARTING 1979:15). Anders als beim Bund spielen die Finanzin-
vestitionen auf der lokalen Ebene nur eine untergeordnete Rolle (vgl. mit näheren Angaben: 
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S IEfFEN 1983:76ff., bes. Tabelle 1 auf S. 78). Unsere Untersuchung erfaßt dementsprechend 
ausschließlich die Sachinvestitionen der Kommunen. 
Haushaitssystematisch sind die Investitionsausgaben mit den übrigen vennögensrele-
vanten Ausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände (Rücklagenbildung, Tilgung von 
Schulden) dem VeTmÖgenshaushall zugeordnet, dessen größten Einzelposten sie ausmachen. 
Hiervon sind die nicht unmittelbar vermögensre1evanten Ausgaben des Verwaltungshaushaltes 
zu unterscheiden, insbesondere die Personalausgaben, die laufenden Sachaufwendungen und 
die Sozialleistungen (vgl. KUNZ 1989:6Off., mw.L.). Der Anteil der Investitionen an den 
Gesamtausgaben der kommunalen Haushalte variiert im Zeitablauf, liegt aber in den ver-
gangenen Jahren etwa bei zwanzig Prozent (genauere Angaben hierzu in Teil 3 dieser Unter-
suchung). 
2.2.2. Die Funktionen der kommunalen Investitionen 
Als kommunalpolitische Gestaltungsmittel spielen die kommunalen Investitionen eine 
bedeutende Rolle. Nach STEfFEN (1983:lf.) bestimmen die öffentlichen Investitionen in ihrer 
"räumlichen Verteilung, ihrer strukturellen Zusammensetzung wie auch in ihrem Volumen als 
Ganzes maßgeblich die Ausstattung mit öffentlicher und materieller Infrastruktur. Sie stellen 
somit ein bedeutsames finanzpolitisches Gestaltungsinstrument für die gesamte soziale und 
ökonomische Entwicklung dar". STEFFEN hebt in seinen AusfUhrungen die Relevanz der 
öffentlichen Investitionen für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Infrastruktur hervor. 
Durch ihre Investitionen beeinflussen die Kommunen als größter öffentlicher Investor teils 
unmittelbar die Lebensqualität der Bevölkerung, teils schaffen sie Voraussetzungen ftir die 
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen über den Markt, indem sie produktionsrelevante 
Infrastruktur bereitstellen (vgl. auch HEUER 1977:203; RASKE 1971:26ff.,155ff.; REHM 
1987:18ff.; REISSERT 1984:200.; SCHWARTING 1979:lf; STEPPEN 1983:32ff.). 
Diese Funktion der Investitionen bezeichnet man als Grund- oder als Daseinsvor-
sorge/unktion. Daneben weisen einige Autoren auf die möglichen konjunkturellen Stabili-
sierungseffekte von Investitionen hin, die jedoch wegen des geringen Anteils der kommunalen 
Investitionen an allen Bruttoanlageinvestitionen und am Bruttosozialprodukt sowie wegen der 
Konjunkturabhängigkeit der Investitionsfinanzierungsminel relativ zurückhaltend beurteilt 
werden (vgl. zur Unterscheidung der verschiedenen Investitionseffekte: FLÄMIG 1985:645f.; 
KLEIN/MÜNSTERMANN 1978:214f.; REHM 1987:1Off.,23ff.; REISSERT 1984:19ff.). Da 
in unserem Zusammenhang weniger die Effekte als die Bedingungen der kommunalen Investi-
tionsentscheidungen interessieren, kann die Unterscheidung auf der Wirkungsebene unberück-
sichtigt bleiben. 
Zu einem erheblichen Teil werden die Investitionen der Kommunen durch staatliche 
Investitionszuweisungen finanzien (vgl. genauere Angaben bei: REISSERT 1984:6Off.; 
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S1EFFEN 1983:109ff.). Da die Investitionszuweisungen in unserem Analysemodell als 
Erldärungsvariable fungieren, ist es zweckmäßig, die investiven Ausgaben der Kommunen um 
die vom Staat erhaltenen Zuweisungen zu bereinigen (vgl. hierzu auch: BENNETI 1982:215). 
In den folgenden empirischen Analysen beschreiben wir in diesem Sinne grundsätzlich die 
kommunalen Eigeninvestitionen. 
Im Mittelpunkt Policy Output-Forschung standen bislang zwar die Ausgaben der 
öffentlichen Haushalte. Die Investitionspolitik spielte dabei aber keine Rolle. Diese Aus-
richtung der empirischen Forschung läßt sich aus dem Interesse an dem Einfluß parteipoliti-
scher Konstellationen auf die Ausgabengestaltung des Staates oder der Kommunen erklären. 
Insbesondere bei Analysen des staatlichen Budgets liegt es nahe, die wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen in den Vordergrund zu stellen, da in diesem Bereich die stärksten parteipolitischen 
Effekte zu vermuten sind. Die politische Auseinandersetzung zwischen bürgerlichen und 
linken Parteien dreht sich in erster Linie um den Umfang wohlfahrtsstaatlicher Leistungen und 
um die Modalitliten ihrer Finanzierung (vgl. ausführlich: SCHMIDT 1980, 1982). Dennoch 
eignen sich auch die kommunalen Investitionen als Gegenstand einer Policy Output-Analyse. 
Sie sind für die lokale Infrastrukturausstattung bedeutsam, stellen einen Handlungsbereich mit 
relativ großen kommunalpolitischen Gestaltungsspielräumen dar und lassen unterschiedliche 
parteipolitische Akzentsetzungen zu. Im Vergleich mit den übrigen großen Ausgabenblöcken, 
insbesondere mit den Personalausgaben, den laufenden Sachaufwendungen und den Sozial-
leistungen, können in Entscheidungen über Investitionen die politisch-programmatischen Ziel-
vorstellungen der kommunalen Akteure stärker einfließen (vgl. HEUER 1977:202). Sie sind 
weniger langfristig festgelegt als die Personalausgaben und nicht so stark außenbestimmt wie 
die Sozialleistungen der Kommunen, die in der Hauptsache aus gesetzlichen Verpflichtungen 
resultieren. In ihrer Investitionspolitik können die Kommunen vergleichsweise flexibel auf 
Veränderungen der politischen Rahmenbedingungen reagieren. Obgleich ein ein großer Teil 
der kommunalen Investitionsausgaben durch externe Vorgaben (Gesetze, Zuweisungen) beein-
flußt wird, spiegelt ihre Höhe und Struktur stlirker die Präferenzen der lokalen Entscheidungs-
träger wider als es bei den übrigen Ausgaben zu erwarten ist Schließlich setzen die 
Kommunen im Vergleich mit dem Bund und den Ländern einen deutlich größeren Teil ihrer 
Haushalte für investive Zwecke ein. Insofern stellen die kommunalen Investitionen einen 
interessanten Gegenstand gerade für politikwissenschaftliche Analysen dar. 
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3. Die Input-Indikatoren, ihre theoretische Fundierung und ihre Messung 
Unter der Bezeichnung Inputs faßt EASTON (1965b) die Forderungen (demands) und Unter-
stützungsleistungen (support) zusammen, die dem politischen System aus seiner Umwelt 
zufließen. I) Die "demands" werden in der Output-Forschung zumeist mit gesellschaft1ichen 
Problemen und Bedarfsstrukturen gleichgesetzt. EASTON (1965b:478) schreibt ihnen eine 
große Bedeutung für den politischen Prozeß zu, weil ohne sie kein Anlaß bestünde, für die 
Gesellschaft verbindliche Entscheidungen zu treffen. Die Auswahl und Btindelung der 
Forderungen durch die sogenannten "gatekeepers" (z.B. Parteien, Verbände) verhindert eine 
mögliche Überlastung des politischen Systems durch Forderungen (vgl. EASTON 
1965b:87ff.). Insofern fungieren die politischen Parteien und ihre Ideologien, deren Einfluß auf 
die Outputs wir untersuchen, als FIlter zwischen dem politischen Entscheidungssystem und 
seiner UmwelL Partei-Ideologien wirken als Auswah1kriterien bei der Auswahl und Ver-
arbeitung von Inputs. 
Die Unterstützungsleistungen dienen der Bestandssicherung des politischen Systems. 
Im Gegensatz zu EASTONs Beschreibung (1965a:112ff., 1965b:26f.,153ff.) gehört die Unter-
stützung allerdings nur zum Teil zu den Inputs aus der Umwelt in das politische System. Für 
EASTON (1965b:159ff.) umfassen die Unterstützungen sowohl Handlungen (manifeste Unter-
stützung) als auch Einstellungen Oatente Unterstützung). Da er das politische System als 
Handlungssystem konzipiert, können nur Handlungen, aber nicht Einstellungen zu seinen 
Elementen und Subsystemen gehören (vgl. FAUPEL 1971:346ff.). Damit gehört nur die am 
Verhalten erkennbare manifeste Unterstützung zusammen mit den Forderungen zu den Inputs 
(z.B. Steuerzahlungen; vgl. MÜNCH 1971:220). Sie läßt sich als Versorgung des politischen 
Systems mit Energien oder Ressourcen beschreiben (vgl. MACKENZIE 1967:105; MÜNCH 
1971:220,225). Die auf das politische System, seine Elemente und Subsysteme gerichteten 
Einstellungen gehören zur politischen Kultur, d.h. zur Systemumwelt (vgl. GABRIEL 
1987:235). Kulturelle Variablen fanden in der Output-Forschung bislang kaum Verwendung 
und bleiben auf Grund der Datenlage auch aus unserer Untersuchung ausgeklammerL Die 
Reaktionen, die die Entscheidungstlttigkeit des politischen Systems in der Umwelt auslöst, 
bleiben in der Policy Output-Forschung ebenfalls unberücksichtigt. Sie gehören zum Objekt-
bereich der Evaluationsstudien oder Wirkungsanalysen (vgI. HELLSTERN/WOLLMANN 
(Hg.) 1984). 
1) Die Kategorie der "withinputs", die EASTON (1965b:55) fOr die innerhalb des politisch-administrativen 
Systems generierten Inputs verwendet. ist OberflQssig. weil es sich hierbei um Transaktionen aus 
dem. Pe~nlichkeitssystem der Entscheidungstrager in das politische System handett. Das Per· 
sönhchkeitssystem der AngehOrigen der politischen FOhrung gehOrt zur Systemumwett und 
generiert somit Inputs. 
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3.1. Die sozio-ökonomischen und finanzwirtschaftlichen Bestimmungsfaktoren 
der kommunalen Investitionsausgaben im Rahmen der Policy Output-Forschung 
Bei der Anwendung des Input-Konzeptes in der empirischen Analyse erfaßte die Output-
Forschung die Forderungen oder Bedarfe üblicherweise nicht untnittelbar über die ent-
sprechenden Einstellungsindikatoren, sondern nur mittelbar über bedarfsverursachende 
Strukturmerkmale der Gesellschaft In diesem Sinne fungierten in zahlreichen empirischen 
Untersuchungen die Indikatoren des sozio-ökonomischen Entwicklungsniveaus als Input-
Großen (vgl. grundlegend: LIPSET 1959). Die Beziehung zwischen Bedarfen und sozio-
ökonomischen Strukturen ist natürlich außerordentlich komplex. Eine direkte Abhängigkeits-
beziehung zwischen ihnen läßt sich theoretisch kaum begründen, da vergleichbare Problem-
lagen in der gesellschaftlichen Umwelt zu verschiedenartigen Forderungen an das politisch-
administrative System fllhren können (vgl. MUNNS 1975:653f.; RAKOFF/SCHÄFER 1970). 
Auf diesen Aspekt kann hier allerdings nur hingewiesen werden. Eine theoretische adäquate 
Alternative zur Messung der Bedarfsstrukturen über die sozio-ökonomische Entwicklung ist 
wegen der fehlenden Daten nicht gegeben. 
Im sozio-ökonomischen Entwicklungsniveau - operationalisiert als Wohlstand, 
Industrialierungsgrad, Verstädterungsgrad (vgl. DA WSON/ROBINSON 1963) und Bildungs-
niveau (vgl. DYE 1966) - sah man die wesentliche gesellschaftliche Determinante der Policy 
Outputs. DAWSON/ROBINSON (1963:285) formulierten beispielsweise in ihrer Unter-
suchung der Sozialausgaben der amerikanischen Bundesstaaten die Hypothese: "The wea1thier 
the state, the greater the ability to afford extensive social welfare policies ... The more 
urbanized and industrialized astate, the greater the desire and/or need of its inhabitants for 
social welfare legislation. H 
Wir werden an das Konzept des sozio-ökonomischen Entwicldungsniveaus in modifi-
zierter Form anknüpfen und es zusätzlich um finanzwirtschaftliche Aspekte erweitern. Dieses 
Vorhaben wird durch das Fehlen einer einheitlichen Theorie der Staatsausgaben und insbeson-
dere der kommunalen Ausgaben erschwert, die die Auswahl der Variablen und die Definition 
der zwischen ihnen bestehenden Beziehungen leiten könnte (vgl. auch die Hinweise bei 
POSTI.EP 1985:74; SCHÜRGERS 1980:1ff.). Im Hinblick auf den bisherigen Forschungs-
stand erscheinen uns die folgenden sozio-ökonomischen und fmanzwirtschaftlichen Konstrukte 
für eine Analyse der kommunalen Investitionspolitik relevant: 
- das zentralörtliche Entwicklungsniveau, 
- die Bevölkerungsentwicldung, 
- die Fmanzkraft und 
- die Investitionszuweisungen. 
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Diese Variablen lassen sich theoretisch durch eine Verbindung des Bedarfs-
Ressourcen-Ansatzes im Sinne von BOADEN (l97I:21ff.; BOADEN/ALFORD 1969) mit 
EASTONs Kategorien der Forderungen und Unterstützung interpretieren. Die Bedarfskate-
gorie bezieht sich auf die Forderungen, die der Ressourcen auf die Unterstützung, speziell die 
manifeste Unterstützung. In Anbetracht der Schwierigkeiten bei der empirischen Abgrenzung 
und Erfassung der Bedarfe und Ressourcen spielt in den folgenden Überlegungen neben der 
Diskussion über die Bestimmungsfaktoren der kommunalen Investitionsausgaben die Meßbar-
keit der Input-Faktoren eine wichtige Rolle. Die Variablen zentralörtliches Entwicklungs-
niveau und Bevölkerungsentwicklung betreffen nach unseren Annahmen den Bedarfs- und den 
Ressourcenaspekt. Die Finanzkraft ist eindeutig als Ressourcengöße zu klassifizieren. Aller-
dings hängt die Investitionskapazität einer Kommune nicht ausschließlich von ihrer Ressour-
cenlage ab, sondern auch von den Ausgaben ihres Verwaltungshaushalts. Die Investitions-
zuweisungen können als Unterstützung des lokalen politischen Systems durch den 
Zuweisungsgeber angesehen werden. 
Weitere EinfIußaspekte bleiben wegen der ungenügenden Datenlage unberücksichtigt. 
Dies gilt insbesondere für den Infrastrukturbestand, von dem SCHWARTING (1979:162) 
vermutet: "Die Investitionstätigkeit einer Gemeinde sei umso höher, je geringer der öffentliche 
Kapitalstock in dieser Gemeinde ist-" Über den öffentlichen Kapitalstock liegen uns keine 
brauchbaren Angaben vor. Für eine empirischen Analyse der Investitionspolitik wäre nicht nur 
die Zahl und die Größe der Infrastruktureinrichtungen relevant, sondern auch ihr Alter und ihr 
Zustand (vgI. hierzu auch POSTLEP 1985:278ff.). So kann die Ausstattung einer Gemeinde 
mit zahIreichen veralteten Infrastruktureinrichtungen hohe Investitionsausgaben für 
Sanierungsmaßnahmen erfordern, statt den Investitionsbedarf zu reduzieren (vgI. hierzu auch 
RElDENBACH 1987). Aussagefahige Infrastrukturdaten sind nur durch detaillierte Umfragen 
bei den Verwaltungen erhältlich. Die von uns durchgeführten Analysen mit groben Aus-
stattungsindikatoren, wie z.B. der Straßendichte, ergaben erwartungsgemaß einen engen 
Zusammenhang mit dem zentralörtlichen Entwicklungsniveau und der Bevölkerungsent-
wicklung einer Kommune. Aus den genannten Gründen verzichten wir darauf, derartige in 
ihrer Aussagekraft problematische Indikatoren zu berücksichtigen. 
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3.2. DefInition und Qperationalisierung der Variablen und die Annahmen über 
ihre Wirkungen auf dIe Investitionsausgaben 
3.2.1. Das zentralönliche Entwicklungsniveau 
Die als zentralönliches Emwicklungsniveau umschriebene Bedeutung einer Kommune für ihr 
Umland gehön zu den lheoretisch inreressantesten Erklärungsvariablen der kommunalen 
Investitionspolitik. Im Rahmen der Policy Output-Forschung versuchten bereits 
AIKENIDEPRE (1981) und SHARPE/NEWTON (1984) die kommunalen Ausgaben durch das 
zentralönliche Entwicklungsniveau zu erklären. In Übereinstimmung mit dem Systemmodell 
EASTONs trägt der Zentrale-Qne Ansatz den Verflechtungen zwischen den kommunalen 
Gebietskörperschaften und ihrer Umwelt Rechnung. Die von einer Gemeinde erbrachten 
Leistungen kommen nämlich nicht nur ihren Einwohnern, sondern auch denen anderer 
Gemeinden zugute (vgl. POllACK/VOSS 1985:133ff.; SCHW ARTING 1979:76). 
Bei der Nutzung der von einer Kommune erstellten Infrastruktur durch die Einwohner 
anderer kommunaler Gebietskörperschaften verschlechtert sich unter sonst gleichen Bedingun-
gen die Güterversorgung in der betreffenden Gemeinde, da der durch das öffentliche Gut 
gestiftete Nutzen den Bewohnern dieser Gemeinde zum Teil entzogen wird. Mit der Stärke 
derartiger spillouts steigt der Bedarf an zusätzlichen kommunalen Leistungen. Dement-
sprechend bezeichnet man die Inanspruchnahme von Leistungen anderer kommunaler Gebiets-
körperschaften durch die Bürger einer Gemeinde als spillins. Mit ihrer Zunahme dürfte die 
Nachfrage nach öffentlichen Leistungen in dieser Kommune sinken (vgI. hierzu 
POLLACK/VOSS 1985:136; SCHWARTING 1979:77). 
Die von einer Kommune abgegebenen spillouts bzw. die in sie einfließenden spillins 
variieren mit ihrer Position in der Hierarchie zentraler One (vgI. HANSMEYER 1980:91; vgI. 
zur Zentralitätsklassiflkation DÖHNF/GRUBER 1976; flir Rheinland-Pfalz vgI. insbesondere 
LEPRP 1968 und LEPRP 1980). Nach den Vorstellungen der Raumplanung sollen die zentra-
len One nicht nur flir ihre Einwohner, sondern auch flir die Bewohner ihres Umlandes 
KOllektivgüter bereitstellen. Auch SHARPE/NEWTON (1984:116) halten es für unmöglich, 
daß jede Stadt oder Gemeinde das gesamte Spektrum der von den Bürgern nachgefragten 
kommunalen Leistungen anbietet Der Umfang der zu erstellenden zentralönlichen Leistungen 
hängt wesentlich von der Bevölkerungszahl des zu versorgenden Einzugsbereichs ab. Für den 
Investitionsbedarf einer Gemeinde und die damit verbundenen Ausgaben läßt sich in Anleh-
nung an SHARPE und NEWTON (1984:116f.) die folgende Hypolhese formulieren: ..... lhe 
larger its own population, and lhe population of its hinterland, and lhe more likely it is to have 
a population of sufficient size to be able to meet a wide variety of specialist demands, 
Conversely. lhe smaller lhe population of an urban place, lhe more limited its capacity to 
provide a wide range and variety of services", 
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Zusätzlich sind in diesem Zusammenhang die technisch-organisatorischen Aspekte der 
KollektivgUtcrprOduktion zu berücksichtigen. So können die Kosten der Leistungserstellung je 
Empfänger in einzelnen Politikbereichen mit der Größe der zu versorgenden Einheit steigen 
(diseconomies of scale) oder fallen (economies of scalc). Allerdings stellt HANSMEYER 
(1980:115; vgl. auch MIELKE 1979:43ff.) wohl zu Recht fest» Auch wenn bei diesen gegen-
läufigen Tendenzen in den verschiedenen kommunalen Aufgabenbereichen die Annahme eines 
progressiven Kostenverlaufs insgesamt wahrscheinlicher sein dürfte als die Annahme einer 
degressiv verlaufenden Kostenkurve, ist die Bestimmung des Ausmaßes dieser Progression 
kaum möglich ••• ". 
Nach den Annahmen der Theorie zentraler Orte hängen die Investitionen auf unseren 
drei Politikfelder stark vom Zentralitätsniveau einer Kommune ab. SHARPE/NEWfON 
(1984:118) unterstellen generell eine positive Beziehung zwischen der Position einer 
Kommune in der zentralörtlichen Hierarchie und ihren Ausgaben für öffentliche Dienstleistun-
gen. Die Ausgaben für Kultur sowie Sport und Erholung gehören vermutlich zu den originären 
zentralen Leistungen im Sinne CHRISTAlLERs (1933). 
HARDT/POSTLEPtzIMMERMANN (1987:201) bezeichnen sie als Leistungen, die Pendel-
verflechtungen induzieren. Verkehrsinvestitionen sind eher als zentralitätsbedingte Leistungen 
einzustufen, die den Konsumenten erst die Inanspruchnahme der originären zentralörtlichen 
Leistungen ermöglichen (vgl. HARDT/POSTLEPfZlMMERMANN 1987:200f.; MIELKE 
1979:29). Zentrale Orte höherer Stufe verfügen neben einer Vielzahl an öffentlichen Dienst-
leistungsangeboten auch über einen besser entwickelten privaten Dienstleistungsbereich (vgl. 
BLOTEVOGEL 1981; HANSEN 1984; KLEMMER 1981). Damit stehen die Kommunen vor 
der Notwendigkeit, die zur Inanspruchnahme privater Dienstleistungen erforderlichen Voraus-
setzungen zu schaffen oder zu erhalten. Dazu gehört auch die Verkehrsinfrastruktur. Aus den 
spezifischen Produktionsbedingungen im tertiären Sektor resultieren zusätzliche ausgaben-
steigernde Effekte: Vor allem höhcrwertige tertiäre Produktionen erlauben eine Massierung 
von Arbeitsplätzen auf geringer FllIche. Insofern fmden sich im Tertiärbereich zahlreiche 
"stapelbare" Arbeitsplätze (vgl. POSTLEP 1985:18ff., 241). Nach POSTLEP (1985:62f.) flihrt 
"dieser TatbeStand, zusammengesehen mit der in der Realität festzustellenden Konzentration 
der höhcrwertigcn tertiären Produktionen in den Stadtkernen aufgrund des berufsbezogenen 
Verkehrsaufkommens zu besonderen Bedarfen an kommunalen Verkehrsleistungen." 
Der zentralörtliche Status und die Wirtscha!tsentwicklung einer Kommune stehen in 
einer Wechselbeziehung. Nur Orte mit einem Mindestangebot an Gütern und Dienstleistungen 
sind in der Lage, zentralörtliche Aufgaben erfüllen. Andererseits trägt ein hoher zentralörtli-
cher Rang in Verbindung mit wirtschaftlicher Verflechtung, einer guten Verkehrsanbindung 
usw. zu einer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung der Kommune bei. Neue Unternehmen 
neigen dazu, sich an Orten anzusiedeln, die über die erforderliche Infrastruktur, eine Konzen-
tration der Nachfrage und ein ausreichendes Potential an qualifizierten Arbeitskräfte verfügen. 
Diese Zusammenhänge wirken sich wiederum auf die Sozialstruktur einer Kommune aus (vgl. 
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ähnlich AlKENJMARTINOTTI 1980; POSlLEP 1985). Die Nachfrage nach qualifizienen 
Arbeitskräften in den Zentren der wirtschaftlichen Entwicklung bedingt die Zuwanderung von 
Schichten mit hohem Ausbildungsstand und hohem Einkommen. Mit dem Anteil gebildeter. 
einkommenstarker Bevölkerungsgruppen steigt der Bedarf nach bestimmten öffentlichen 
Leistungen. vor allem im Bereich der Kultur. Zu den Sektoren des gehobenen Bedarfs zählen 
auch das Gesundheitswesen und der Bereich Sport/Erholung. (vgl. auch die Analyse der Ver-
teilungswirkungen kommunaler Ausgaben bei CRAMER 1983:69ff.). Zwar erwarten die 
Einwohner in allen kommunalen Aufgabenbereichen zunächst einen Mindeststandard an 
Leistungen. darüber hinaus sind aber "... in den von den sozial Bessergestellten besonders 
prliferierten Ausgabenbereichen (insbesondere Kultureinrichtungen) die Anspruche vor allem 
in qualitativer Hinsicht überdurchschnittlich groß. so daß aus dieser Perspektive insgesamt die 
Ausgabensumme je Einwohner erhöht ausfallen muß" (HARDT/POS1LEP,ZIMMERMANN 
1987:137). 
Gegenläufige Suburbanisierungsprozesse können diese Abhängigkeitsbeziehungen 
allerdings abschwächen. Außerdem tritt neben der Nachfrage nach superioren Güter auch die 
nach inferioren Güter auf. die in unserer Untersuchung aber keine Rolle spielen. Da sich die 
Struktur der zentralörtlichen Investitionspolitik an der Höhe der Ausgaben ablesen läßt. erwar-
ten wir einen deutlichen Einfluß der zentralörtlichen Stellung einer Kommunen auf die Höhe 
der Ausgaben unserer drei Investitionshaushalte. Mit der Zentralität einer Kommune steigt die 
Nachfrage nach öffentlichen Leistungen. Dies wiederum bewirkt steigende Investitionsausga-
ben je Einwohner (vgl. auch AlKEN/DEPRE 1981:87; HARDT/POS1LEPIZIMMERMANN 
1987:188). Daraus folgt: Je höher das zentralörtliche Enrwicklungsniveau einer Gemeinde 
oder Stadt ist. desto höher fallen ihre Investitionsausgaben in den Bereichen Kultur. 
Sport/Erholung und Verkehr aus. 
Als Meßgrößen der komplexen Dimension zentralörtliches Entwicklungsniveau 
fungieren in den nachfolgenden empirischen Analysen u.8. die Einwohnerzahl und die von der 
Raumplanung vorgegebene Größe des Verflechtungsbereichs. Zentrale One höherer Stufe 
weisen eine größere Einwohnerzahl und einen höheren Urbanisierungsgrad auf als Zentren 
niedriger Ordnung (vgl. auch HANSMEYER 1980:122). Als Indikator für die Umlandver-
flechtung wählen wir das Verhältnis der Einwohnenahl eines Zentrwns zu der seines 
Verflechtungsbereichs. In Anlehnung an § 10 Abs. 3 FAGRP schlagen wir die Einwohnerzahl 
der Gemeinde der des Verflechtungsbereichs zu. Die Ausprägung des Dienstleistungssektors 
erfassen wir in Anlehnung an BLOTEVOGEL (1981) und KLEMMER (1981) über den in der 
Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ausgewiesenen Beschäjrigtenbesatz in 
den Teniärsektoren. "Diese Besatzziffem repräsentieren eine Art branchen bezogene Dienst-
leistungszentralität. da von der Annahme ausgegangen werden kann. daß die Überschuß-
funktion eines Ortes umso größer ist. je höher die Zahl der Dienstleistungsbeschäftigten pro 
Kopf der Einwohner ausfällt" (KLEMMER 1981: 150). 
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Um Verzerrungen durch nichtzentraIe Dienstleistungen zu vermeiden, bleibt der 
Beschäftigtenbesatz im Bereich Verkehr und Nachrichtenübennittlung unberiicksichtigt (vgl. 
auch BLOTEVQGEL 1981:85). Da Statusindikatoren, Pendlerzahlen und Angaben über die 
Zahl der Beamten als weitere mögliche Zentralitätsindikatoren nur fUr das Jahr 1970 vorlagen, 
war ihre Berücksichtigung nicht sinnvoll. Auf die Gliederung der Gemeinden in Klein-, Unter-, 
Mittel- und Oberzentren wurde nicht zurückgegriffen, weil die Anforderungen an die Aus-
stattung von Orte verschiedenartiger Zentralitätsstufe teilweise nur normativen Charakter 
haben (vgl. HARDT/POSTI..EPJZIMMERMANN 1987:193) und weil ordinalskalierte 
Variablen den Anforderungen der eingesetzten Analyseverfahren nicht entsprechen. Weitere 
Variablen wie die Bevölkerungs- und die Wohnungsdichte wurden zunächst in die Me8-
modelle einbezogen, mußten aber wegen ihrer außerordentlich starken Korrelation mit anderen 
Indikatoren aus dem endgültigen Analysemodell eliminiert werden. 
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3.2.2. Die Bevölkerungsentwicklung 
Neben der Dienstleistungszentralität gilt das Bevölkerungswachstum als eine wichtige sozial-
strukturelle Bestimmungsgroße des Investitionsbedarfs. Nach vorherrscher Auffassung steigen 
mit dem Bevöllcerungszuwachs die kommunalen Investitionsausgaben. Allerdings führt ein 
Bevölkerungsrückgang nicht unbedingt zu einem Sinken der Investitionsausgaben. 
SCHWARTING (1979:76; vgl. ähnlich AlKENIDEPRE 1981:92) vermutet vielmehr, "daß 
Gemeinden mit negativer Bevölkerungsentwicklung verstärkte Investitionsanstrengungen 
unternehmen, um die Attraktivität der Gemeinde zu erhöhen und damit die Abwanderung zu 
stoppen." Da der Rückgang der Einwohnerzahl nach Plausibilitätsgesichtspunkten zu einer 
Zunahme, aber auch zu einer Abnahme des Investitionsvolumens fUhren kann, läßt sich der 
Einfluß der Bevölkerungsentwicklung auf die Investitionsausgaben theoretisch nicht eindeutig 
bestimmen. 
In der empirischen Analyse messen wir die Bevölkerungsentwicklung über eine 
Variable, die die prozentuale Veränderung der Einwohnerzahl im Zeitraum 1970 bis 
1978/19852) erfaßt. Wegen der hohen Korrelation zwischen den einzelnen Indikatoren erwies 
sich die Verwendung weiterer Entwicklungsparameter (Veränderungsraten bewgen auf die 
Jahre 1961 und 1950) als überflüssig. 
3.2.3. Die Finanzkraft 
In der Diskussion Uber die strukturellen Voraussetzungen der kommunalen Investitionspolitik 
spielt der fmanzielle Handlungsspielraum der Kommunen eine hervorgehobene Rolle. Dies gilt 
vor allem für die Argumentation kommunaler Praktiker. Sie sehen in der Finanzausstattung 
den ausschlaggebenden Faktor für die Fähigkeit einer Gemeinde, die vorhandenen Investi-
tionsbedarfe zu befriedigen und dabei politische Präferenzen zu realisieren. Demnach steigt 
mit der Finanzkraft die Möglichkeit, kommunale Aufgaben wahrzunehmen und Infrastruktur-
einrichtungen bereitzustellen. 
Als Indikator ihrer Investitionsflihigkeit kommt die allgemeine Einnahmekraft einer 
Gemeinde in Betracht. Sie setzt sich aus den folgenden EinzeIgrößen zusammen: der Steuer-
kraft3), den allgemeinen staatlichen Fmanzausgleichszuweisungen, den interkommunalen 
Finanztransfers4) und den Einnahmen aus Gebühren und Beiträgen als den wichtigsten Ver-
waltungs- und Betriebseinnahmen (zu den kommunalen Einnahmequellen vgl. den Überblick 
2) Durchschnittswert der acht Jahre (Quelle: LlS-STALA-RP). 
3) Sunvne aus Realsteuem und kommunalem Einkommensteueranteil abzüglich Gewerbesteuer· 
umlage. 
4) In Rheinland-Pfalz sind dies neben den Zweckverbandsumlagen vor allem die Kreis- und Verbands· 
gemeindeumlagen. 
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bei KUNZ 1989). In der Diskussion über die kommunale Einnahmenautonomie stehen 
meistens die Steuereinnahmen im Vordergrund (vgl. HOFFMANN 1986:248). Doch auch die 
übrigen Einnahmearten stellen neben der Kreditaufnahme und den noch gesonden zu erönen· 
den Investitionszuweisungen wichtige Ressourcen dar, von denen die kommunalen Investi-
tionsmöglichkeiten maßgeblich abhängen (vgI. zusammenfassend HERMANN 1986:28f.). 
Zwischen den soziG-Ökonomischen Merkmalen einer Kommune und ihrer Einnahme-
kraft besteht ein enger Zusammenhang. Da die kommunalen Einnahmen, insbesondere die 
Steuereinnahmen von der önlichen Winschaftskraft und Bevölkerungsstruktur abhängen, 
indizieren sie die allgemeine finanzielle Leistungsfahigkeit einer Gemeinde. Die Indikatoren 
der zentralönlichen Dienstleistungsfunktion weisen insofern nicht nur auf den lokalen Bedarf, 
sondern auch auf die Ressourcenlage einer Kommune hin (vgl. HERMANN 1986; POSlLEP 
1985; HARDT/poSTI.EP/ZIMMERMANN 1987). 
Neben dem Vermögenshaushalt beanspruchen auch die Ausgaben des Verwaltungs-
haushalts kommunale Ressourcen. Deshalb muß sich ein wachsender Finanzierungsspielraum 
nicht unbedingt in höheren Investitionen niederschlagen (vgI. dazu besonders HERMANN 
1986). Da in unserer Untersuchung die Ausgaben des Verwaltungshaushalts keine Rolle 
spielen, bietet sich statt der Einnahmekraft die Freie Spitze als Ressourcenvariable an. Im 
Gegensatz zu der fast ausschließlich über Einnahmen im VerwaltungShaushalt operationali-
sienen Einnahmekraft ist die Freie Spitze der Teil der laufenden Einnahmen, der nach Abzug 
der laufenden Ausgaben (z.B. für Personal-, Zins- oder Sozialleistungen) für die Finanzierung 
von Investitionen zur Verfugung steht.5> Demnach dürften die Investitionsausgaben mit der 
Freien Spitze wac/uen. 
Allerdings wurde in mehreren Gemeindefinanzberichten darauf aufmerksam gemacht, 
daß zahlreiche Kommunen zu Beginn der 80er Jahre nicht in der Lage waren, die zur 
Sicherung der ordentlichen Schuldentilgung vorgeschriebene Pflichtzuflihrung an den 
Vermögenshaushalt zu erwirtschaften (vgl. z.B. KARRENBERG/MÜNSTERMANN 1983). 
Deshalb kann gerade in unserem Untersuchungszeitraum der Einfluß der Freien Spitze auf die 
kommunale Investitionspolitik relativ schwach ausfallen. Ob dies zur behaupteten Dominanz 
der Investitionszuweisungen unter den fiskalischen Bestimmungsgrö8en der Investitionsausga-
ben fUhrt, muß sich in der empirischen Analyse erweisen. 
Angaben zur Freien Investitionsspitze gemäß § 22 GemHV{)61 liegen uns nicht flir den 
gesamten Untersuchungszeitraum vor und finden daher keine Verwendung. Da auch die Freie 
Investitionsspitze den tatsächlichen InvestitionsspieIraum nur näherungsweise mißt, ergibt sich 
aus der Verwendung der Freien Spitze ein vemachlässigbarer Meßfehler. Andere Unter-
5) Vgl. AhnHch zur Messung des originAren finanziellen InvestHionsspielraurns SCHWARTING 1979; 
HERMANN 1986:22311 .. Die Einnahmekraft geht allerdings noch in den Quotenindikator Ver· 
schuldungsfAhigkeH ein. 
6) Freie Spitze abzüglich Kreditbeschallungskosten, vgl. ESSIG 1984; HOFFMANN 1986. 
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suchungen operieren mit noch ungenaueren Indikatoren des Investitionsspielraums (vgI. 
SCHWARTING 1979). 
Einen Einfluß auf den Investitionsspielraum der Kommunen übt schließlich ihre Ver· 
schuldungsfähigkeit aus. Reichen die laufenden Einnahmen und Investitionszuweisungen nicht 
zur Finanzierung der Investitionsvorhaben aus, dann können Kommunen mit einer höheren 
Verschuldungsflihigkeit mehr Investitionen realisieren als solche mit einer geringen Ver-
schuldungsflihigkeit (vgl. SCHW ARTING 1979: 115ff.). Die haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen erlauben den Gemeinden und Gemeindeverbänden die Kreditaufnahme ausschließlich ftir 
die Fmanzierung von Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen und Umschuldungen. 
Wir nelunen an, daß zwischen der Verschuldungsfähigkeit einer Gemeinde und ihren Investi-
tionsausgaben ein positiver Zusammenhang besteht. 
Der in empirischen Analysen häufig verwendete Indikator Pro-Kopf-Verschuldung sagt 
über die finanzielle Leistungsfähigkeit bzw. Verschuldungsfähigkeit einer Gemeinde nichts 
aus: Eine hohe Pro-Kopf-Verschuldung kann auf einem hohen Finanzbedarf bei schlechten 
laufenden Deckungsmöglichkeiten, aber auch auf hohen laufenden Einnahmen basieren, die es 
den Gemeinden ermöglichen, einen umfangreichen Schuldendienst zu tragen (vgI. 
HOFFMANN J986:246). Die Messung der kommunalen Verschuldungsmöglichkeit ist daher 
nur im VerhäJtnis zu anderen finanziellen Parametern sinnvoll. Wir greifen zu diesem Zweck 
auf die Einnahmekraft als Bezugsgröße zurück, da sowohl im Verwaltungshaushalt (Zinsen) 
als auch im Vermögenshaushalt (Tilgungen) Schuldendienstbelastungen anfallen. Mit der Ver-
schuldungsflihigkeit ist implizit die Schuldendienstfähigkeit verbunden. 
Weitere Indikatoren, die die Haushaltsbelastung durch Kreditzinsen und -tilgungen im 
Verhältnis zur Einnahmekraft und Freien Spitze erfassen, erwiesen sich in der empirischen 
Analyse als redundante Größen und wurden folglich im endgültigen Modell nicht berück-
sichtigt. Dies gilt auch für die Kreditaufnahme, zurnaI diese bei entsprechender Verschul-
dungsmöglichkeit durch zahlreiche intervenierende Variablen beeinflußt wird (z.B. aus dem 
politics-Bereich) und insofern als Indikator des Verschuldungspotentials nur bedingt tauglich 
ist 
In Anbetracht der Konsolidierungsstrategien in den 8Der Jahren und infolge des 
Zukunftsinvestitionsprogramms (1977-1980), das den Kommunen beträchtliche staatliche 
Mittel zur Investitionsfmanzierung zuführte, ist es fraglich, ob die Gemeinden ihre Verschul-
dungsmöglichkeiten in dem von uns untersuchten Zeitraum tatsächlich ausschöpften. 
Indikator 
Einnahmekraft 
(nur als Bezuggröße) 
Freie Spitze 
Verschuld ungsfähigkeit 
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Beschreibung 
Steuerkraft (sk=Realsteuem zuzüglich 
Einkommensteueranteil abzüglich Gewerbe-
steuerumlage ) erweitert um die staatlichen 
allgemeinen FinanzausgJeichszuweisungen, 
den interkommunalen Finanztransfers und den 
Einnahmen aus Gebühren und Beiträgen, je 
Einwohner für die Jahre 1978 bis 1985 
Zuführungen vom Verwaltungshaushalt an den 
Vermögenshaushalt, bereinigt um die gegen-
läufigen Zuführungen des Vermögenshaushalts 
an den Verwaltungshaushalt, je Einwohner, 
für die Jahre 1978 bis 1985 (vgl. auch ESSIG 
1984:804) 
Einnahmekraft 1978-1980/1981-1983/1984-1985 
bezogen auf den Schuldenstand je Einwohner 
1977/1979/1983 
3.2.4. Die Investitionszuweisungen 
Quelle 
US-5TAlA-RP 
US-STAlA-RP 
US-STAlA-RP 
Die herausragende Bedeutung der staatlichen Investitionszuweisungen für die kommunale 
Investitionspolitik erfordert eine etwas ausfllhrlichere Darstellung ihres Einsatzes und ihrer 
möglichen Wirkungsweisen. Die Investitionszuweisungen gehören in die Kategorie der 
Zweckzuweisungen, die PETRI (1977:44) definiert als" ... in ihrer Verwendung für bestimmte, 
von den Konullunen durchzufIIhrende Aufgaben zweckgebundene, einmalige oder laufende, 
nicht-rückzahlbare Geldleistungen von Land und/oder Bund (einschließlich Lastenausgleichs-
fonds und ERP-Sondervermögen), die von den Kommunen als Einnahmen verbucht werden 
und kein marktübliches oder ähnliches.Entgelt darstellen. Unbeachtlich sind die Rechtsgrund-
lagen, eine eventuelle Pauschalierung, der sonstige Zuweisungs-/Abrechnungsmodus sowie 
eine eventuelle 'Weiterleitung' der Mittel an Dritte. ''7) 
In unserer Untersuchung grenzen wir die Investitionszuweisungen als Ausgaben unter 
dem ZweisteIler 36 der Gruppierungssystematik der kommunalen Haushalte ab. Unter diese 
Gruppierungsnummer fallen die Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen und Investi-
tionsjörderungsmaßnahmen von Bund,UF, ERP-Sondervermögen (360), vom Land (361), von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden (362), von Zweclcverbänden und dergleichen (363), vom 
sonstigen öffentlichen Bereich (364), von öffentlichen Wirtschaftlichen Unternehmen (365) und 
7) Der in diesem Zitat enlhaHene Termirws ·Weiterleitunff bezieht siCh vor allem auf die Wenergabe der 
betreffenden Mntel an rechtliCh selbslandige Kommunalunternehmen mn eigener Haushatts· 
rechrwng (Eigenbelriebe). 
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3.3. Die Verkehrsinvestitionen 
Die große Bedeutung der Verkehrspolitik im kommunalen Aufgabenspcktrum zeigt sich an den 
hohen Pro-Kopf-Ausgabcn der 49 Städte und Gemeinden. Im Iahresdurchschnitt 1978/1985 
beliefen sich ihre Vcrkehrsausgaben auf 262.39 DM (Land insgesamt: 267.38 DM). Sie waren 
damit fast dreimal so hoch wie die Kulturausgaben und mehr als doppelt so hoch wie die Aus-
gaben für Sport und Erholung. Noch deutlicher wird die Relevanz dieses Ausgabenbereiches 
bei den Investitionen und den Eigeninvestitionen. Sie übertrafen mit einem Volumen von 
140.95 bzw. 87.0l DM die betreffenden Ausgaben für Kultur, Wissenschaft und Forschung um 
mehr als das zehnfache und waren etwa vicrmal so hoch wie die Investitionen und 
Eigeninvcstitionen für Sport und Erholung. Vom gesamten Investitionsbudget unserer 49 
UntcISuchungseinheiten entfielen durchschnittlich 27.7 Prozent auf den Vcrkehrsscktor. Die 
Investitionsquote betrug im Durchschnitt der acht Jahre 53.8 Prozent (Rheinland-Pfalz: 44.8 
Prozent). Damit war sie erheblich höher als auf den Politikfeldern Kultur sowie Sport und 
Erholung. Die 49 Städte decken 60 Prozent ihrer Vcrkehrsinvestitionen aus Eigenmitteln. Dies 
ist etwas weniger als auf dem Kulturscktor und emeblich mehr als bei den Investitionen auf 
dem Gebiet Sport und Erholung. Eine weitere Besonderheit gegenUber den beiden anderen 
Aufgabenbcreichen ergibt sich bei einem Vergleich der Vcrkehrsausgaben unserer 49 Städte 
mit denen aller kommunalen Gebietskörperschaften in Rheinland-Pfalz: Sowohl die Ausgaben 
insgesamt als auch die Aufwendungen für Investitionen und Eigeninvestitionen fallen in 
unseren UntcISuchungscinheiten im landesweiten Vergleich unterdurchschnittlich aus. 
Während die Eigeninvestitionen auf den Politikfeldcrn Kultur sowie Sport und Erholung in den 
Iahren 1978 bis 1981 expandierten, war das Wachstum der Verkehrsinvestitionen in den 49 
Kommunen wie in Rheinland-Pfalz insgesamt bereits 1980 becndet In der Folgezeit sanken 
oder stagnierten die Ausgaben der 49 Städte und aller kommunalen Gebietskörperschaften in 
Rheinland-Pfalz. Die starke Schrumpfung der Vcrkehrsinvestitionen endete zwar im Iahr 1984, 
doch befanden sich die Ausgaben 1985 mit 73.95 DM knapp 20 Prozent unterl1alb des 
Ausgangsniveaus von 1978 (86.11 DM). Einem Höchststand von 111.39 DM (1980) standen 
1984, auf dem bisherigen Tiefpunkt der Entwicklung, Eigeninvestitionen in Höhe von nur 
69.56 DMje Einwohner gegenUber. 
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Tab. 3-6: Die Eigeninvestionen der 49 Städte auf dem Verkehrs sektor je 
Einwohner, 1978 bis 1985 (Angaben in DM) 
unter 47.99 
48 . 00 - 72.99 
73.00 - 97.99 
98.00 - 122.99 
123.00 - 147.99 
148.00 u.m. 
1978 
6 
13 
15 
3 
3 
9 
1979 
5 
9 
6 
9 
6 
14 
1980 
2 
6 
10 
9 
6 
16 
1981 
7 
9 
12 
5 
4 
12 
1982 
9 
9 
7 
5 
8 
11 
1983 
12 
10 
9 
6 
2 
10 
1984 
14 
8 
6 
10 
4 
7 
1985 Total 
12 67 
7 71 
12 77 
8 55 
5 38 
5 84 
MW RLP 
MIN 
MAl( 
86 . 11 93.52 111.39 94.63 89 . 46 77 . 46 69.56 73 . 95 87.01 
105.26 120 . 02 142.48 140.00 124 . 35 110.63 101.23 113.60 119.70 
25.36 14.15 23.81 -47.86 19.90 10.47 9.78 18.64 
203.22 290.31 789.92 426.05 460.08 588.75 361.62 199.28 
zum vergleich 
1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 Total 
Investitionen 
49 Städte 133.22 150.96 172.10 167.26 141.46 124.67 119.91 118.02 140.95 
RLP 149.01 171.04 198.95 199.66 174.26 152.38 150.49 154.84 168.83 
Gesamtausgaben 
49 Städte 229.09 256 . 83 288.33 290.20 268.27 251 . 71 254.14 260 . 54 262 . 39 
RLP 225.56 257.18 291.85 296.92 276.86 261.79 259.97 268.94 267.38 
Die Gesamtausgaben der 49 Städte auf dem Verkehrssektor nahmen zwischen 1981 und 
1983 deutlich ab, seither stiegen sie wieder geringfügig (vgl. Tabelle 3-6 und Abbildung 3-6). 
Aus der Querschniusanalyse der durchschnittlichen Pro-Kopf Verkehrsausgaben der 49 
Städte in den Jahren 1978 bis 1985 ist eine weitere Besonderheit der Verkehrspolitik gegen-
über den heiden anderen Aufgabenbereichen erkennbar. Die Verteilung der Gesamtausgaben 
ist erheblich symmetrischer als die des Kultur- und des Sport-/Erholungsbudgets. Insbesondere 
in den Jahren 1979 bis 1982 war das obere Drittel der Ausgabenskala relativ stark besetzt (vgL 
Tabelle 3-6). 1980 tätigten 35 der 49 Untersuchungseinheiten überdurchschnittlich hohe 
Eigeninvestitionen flir verkehrspolitische Maßnahmen. Die im Vergleich mit den Kultur- sowie 
Sport-I Erholungsausgaben gleichmäßigere Verteilung der kommunalen Verkehrsinvestitionen 
ist vermutlich durch die hervorgehobene Bedeutung des Straßenbaus als einer kommunalen 
Pflichtaufgaben und durch die starke staatliche Beteiligung an der Finanzierung dieses großen 
Ausgabenblockes bedingt. Der Bau und die Unterhaltung von Straßen gehört darüber hinaus 
nicht zu den typischen zentralörtlichen Funktionen. Vielmehr kann diese Aufgabe gerade in 
einwohnerschwachen, aber großräumigen Gemeinden verhältnismaßig viele Mittel binden. 
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Abb. 3-6: Das Wachstum der Eigeninvestitionen für Verkehr in den 49 Städten 
im Vergleich mit anderen Ausgaben, 1978 bis 1985 (Angaben bezogen auf 
1978-100\' 
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Schließlich fallen Ausgaben in diesem Sektor verhältnismäßig kontinuierlich an, z.B. in 
der Fonn von Erhaltungsinvestitionen. In welchem Maße in den Verkehrsinvestitionen 
umweltpolitisch relevante Maßnahmen enthalten sind, läßt sich unseren Daten nicht ent-
nehmen. 
Sämtliche 49 Städte und Gemeinden betätigten sich in jedem der acht Jahre als 
Investoren auf dem Verkehrssektor, wenn auch mit variierenden Beträgen. Sieben davon 
tätigten im Durchschnitt der Jahre uns bis 19S5 mindestens doppelt so hohe Eigeninvestiti0-
nen wie die Gesamtheit der 49 Untersuchungseinheiten. Aus dem Rahmen fielen mit Durch-
schnittswerten von 385.86 und 204.95 DM die Ausgaben der Gemeinden Limburgerhof und 
Grafschaft. In heiden Fällen kamen diese hohen Beträge durch langfristig angelegte investive 
Maßnahmen zustande, die sich in Limburgerhof über den gesamten Untersuchungszeitraum 
erstreckten und in Grafschaft auf die Jahre 1979/80 sowie 1982 bis 19S5 verteilt waren. In der 
Gemeinde Limburgerhof war 1980 der höchste Betrag an verkehrs bezogenen Eigeninvestiti0-
nen feststellbar (789.92 DM), den geringsten Betrag brachte die Stadt Ludwigshafen im Jahre 
1984 auf (9.78 DM je Einwohner). Weitere sieben Städte realisierten melujährig angelegte, 
ausgabenintensive investitionspolitische Vorhaben auf dem Verkehrssektor, in zwei weiteren 
waren längerfristige Projekte kurzzeitig unterbrochen. Zahlreiche Untersuchungseinheiten 
fmanzierten zumindest sporadisch überdurchschnittlich hohe Verkehrsinvestitionen aus 
eigenen Mitteln. Im Vergleich mit den beiden anderen Aufgabenbereichen scheint bei den 
Verkehrsinvestitionen insgesamt eine etwas größere Kontinuität vorzuherrschen. Dies ent-
spricht der Funktion der Verkehrspolitik, insbesondere des Straßenbaus, als einer elementaren 
Aufgabe auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Daseinsvorsorge. 
Der weitaus größte Teil der Verkehrsinvestitionen der kommunalen Gebiets-
körperschaften in Rheinland-Pfalz entfällt auf den Bau und die Unterhaltung von Gemein-
destraßen, bei den Eigeninvestitionen beträgt dieser Anteil sogar mehr als 80 Prozent. Von den 
übrigen Ausgabebereichen bilden die Aufwendungen für Kreisstraßen der größte Einzelposten 
(vgl. Tabelle 3-7), die weiteren Aufgabengruppen sind demgegenüber vemachlässigbar. 
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Tab. 3-7: Die Verteilung der kommunalen Verkehrsinvestitionen in Rheinland-
Pfalz auf einzelne Sachgebiete im Durchschnitt der Jahre 1978 bis 1985 
Gesamt Pro-Kopf PCT. 
a) Sachinvestitionen 
GEHEINDESTRASSEN 457363.88 125.94 70.40 
l<REISSTRASSEN 104450.63 28 . 75 16.08 
BUNDES-UND LANDESSTRASSEN 36961 . 63 10 . 17 5.69 
STRASSENBELEUCHTUNG UND -REINIGUNG 16302.88 4.49 2.51 
PARKEINRlCHTUNGEN 11988.63 3.30 1.85 
WASSERFLAECHEN 22578.50 6 . 21 3.48 
VERKEHR, INSGESAMT 649646.13 178.86 100.00 
b) Eigeninvestitionen insgesamt 
GEHEINDESTRASSEN 374965.00 103.25 80.75 
l<REISSTRASSEN 44608.00 12.28 9.61 
BUNDES-UND LANDESSTRASSEN 8240.25 2.27 1.77 
STRASSENBELEUCHTUNG UND -REINIGUNG 16150.25 4.45 3.48 
PARKEINRICHTUNGEN 6857.50 1.89 1.48 
WASSERFLAECHEN 13533.50 3.73 2.91 
VERKEHR, INSGESAMT 464354.50 127.86 100.00 
3.4. Zusammenfassung der Ergebnisse 
Die Entwicklung der Ausgaben und der Investitionsausgaben der 49 Städte unterscheidet sich 
in keinem der drei untersuchten Aufgabenbereiche markant vom Landestrend. Als das typische 
Merkmal ihrer Investitionspolitik kann man die im Vergleich mit dem Landesdurchschnitt 
höheren Eigeninvestitionen auf den Sektoren Kultur sowie Sport und Erholung bezeichnen. 
Dagegen fa\len die Eigeninvestitionen ftir verkehrspolitische Maßnahmen unterdurchschnitt· 
Iich aus, und sie befmden sich 1985 in unseren Untersuchungseinheiten unterhalb des Aus-
gangsniveaus des Jahres 1978. Trotz ihrer abnehmenden Relevanz bleiben die Verkehrsin-
vestitionen der quantitativ bedeutsamste unter den drei untersuchten Aufgabenbereichen. Trotz 
der starken Zuwachsraten blieb die Nachrangigkeit der Kulturinvestitionen während des 
gesamten Untersuchungszcitraumes bestehen. 
Anders als die Gesamtausgaben entwickelten sich die Investitionen auf unseren drei 
Politikfeldem außerordentlich diskontinuierlich. Soweit es um die kommunalen Eigeninvesti-
tionen geht, läßt sich eine inkrementale Ausgabenpolitik auf den Politikfeldem Kultur sowie 
Sport/Erholung nicht nachweisen. Am ehesten entspricht noch die Entwicklung der Ver-
kehrsinvestitionen dem nach der Inkrementalismus·Hypothese zu erwartenden Muster. Die 
große Diskontinuität in der Gestaltung der Investitionen zeigt sich in Abbildung 3-7: Sie macht 
deutlich, daß längerfristig angelegte Investitionsprogramme auf einem der drei Politikfelder 
eher die Ausnahme als die Regel darstellen. Dieser Eindruck bestätigt sich in einer Längs-
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schnittsbetrachtung des AusgabeveIhalteos der 49 Städte in den acht Jahren. überdurchschnitt-
lich hohe Investitionsausgaben wenien zumeist sporadisch und diskontinuierlich getätigt Nur 
vier der 49 Städte entwickelten durchgehend umfangreiche investitionspolitische Aktivitäten. 
Bad DUrkheim, Cochem, Limburgerhof und Wörth gaben in allen acht bzw. in sieben Jahren 
auf mindestens einem der drei Politikfelder überdurchschnittlich hohe Eigenmittel ftir Sachin-
vestitionen aus. Wörth, Bad DUrkheim und Cochem betätigten sich in diesem Sinne sogar auf 
zwei oder drei Investitionsfeldern, in Limburgerhof konzennierten sich die investitionspoliti-
schen Maßnahmen auf den Verlcehrssektor. In einigen weiteren Städten war dies mindestens in 
vier Jahren der Fall. Überraschenderweise gehört von den Oberzentren des Landes nur 
Koblenz zur Gruppe der überdurchschnittlich investitioosfreudigen Städte. Das Ausgabever-
halten der 49 Untersuchungseinheiten stellt sich derart unterschiedlich dar, daß eine empirische 
Analyse der auftretenden Differenzen sinnvoll erscheint (Anmerlcung zur nachfolgenden 
Abbildung 3-7: Als überdurchschnittlich aktiv sind Städte klassifiziert, deren Eigenin-
vestitionen mindestens doppelt so hoch sind wie im Durchschnitt der 49 Städte, K: überdurch-
schnittlich hohe Eigeninvestitionen ftir Kultur, S: ftir Sport/EIholung, V: ftir V mehr). 
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Abb. 3-7: Übersicht über die Dauer überdurchschnittlicher Investitions-
aktivitäten auf den folitikfeldern Kultur, Sport/Erholung und Verkehr in den 
49 verbandsfreien Städten und Gemeinden von Rheinland-ffalz, 1978-1985. 
1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 
ALTRlf V 
ALZEY V 
ANDERNACH S K 
BAD DUERKHEIH K V K K KV KSV KSV K 
BAD KREUZNACH V 
BAD NEUENAHR-AHRWElLER K S 
BENDORF S 
BINGEN AH RHEIN V V 
BITBURG V S SV SV V 
BOBENHEIH-ROXHEIH S SK S 
BOEHL-IGGELHEIH V 
BOffARD S S K 
BUDENHEIH S 
COCHEH K K V V S KS SV SV 
FRANKENTHAL S K K K K K 
GERHERSHEIH V KV V KV K K 
GRAFSCHAFT V V V V V V 
GRUENSTADT 
HASSLOCH V "KV K K 
HERDORF V 
IDAR-OBERSTEIN V SV 
INGELHEIH AM RHEIN V V V 
KAISERSLAUTERN K 
KIRN S V 
KOBLENZ K K K KV 
LAHNSTEIN V 
LAHBSHEIH SK S 
LANDAU I.D.fF S 
LIHBURGERHOF V V KSV V V V KV V 
LUDWIGSHAFEN KV K K 
MAINZ K 
MAYEN K 
KORBACH SV SV V V 
KUTTERSTADT V 
NEUHOFEN 
NEUSTADT A.D.W. K 
NEUWIED K OSTHOFEN S V 
fIRKASENS 
REHAGEN S S ROEHERBERG V V V 
SCHIFFERSTADT S 
SINZIG V V V SfEYER K 
TRIER 
WITTLICH V V V WOERTH A. RHEIN S S SV SV KSV KSV KS WORKS KS K 
ZWEIBRUECKEN S S 
4. KAPITEL: EIN MODELL ZUR ERKLÄRUNG DES KOMMUNALEN 
INVESTITIONSVERHALTENS 
1. Das methodische Vorgehen bei der emp.irischen Prüfung des Investitions-
modells im Vergleich DUt anderen Policy Output-Studien 
Nach POPPER (1972:29) besteht die Aufgabe der empirischen Wissenschaften darin, 
"befriedigende Erklärungen zu finden fDr alles, was uns einer Erklärung zu bedürfen scheint. 
Mit Erklärung ist eine Klasse von Sätzen gemeint, von denen einer den Sachverhalt beschreibt, 
der erklärt werden soll (das explicandum), wllbrend die anderen, die erklärenden Aussagen, die 
'Erklärung' im engeren Sinne des Wortes bilden (das explicans des explicandums)". Die logi-
sche Struktur von Erklmngen ist in den Sozialwissenschaften ebenso umstritten wie die 
konkrete forschungspraktische Vorgehensweise bei der Konstruktion und Prüfung empirischer 
Theorien. Einigkeit besteht aber darin, daß das Prinzip der kausalen Erklärung sozialer oder 
politischer Sachverhalte mittels allgemeiner, empirisch prüfbarer Theorien zu den wichtigsten 
Zielen der empirischen Forschung gehört. . 
In der empirischen Forschungspraxis setzte sich mittlerweile eine bestimmte Deutung 
des Kausalitätsprinzips durch, die auch wir unserer empirischen Analyse zugrundelegen. Als 
kausal interpretien man eine Beziehung zwischen einer abhängigen Variablen Y und min-
destens einer unabhllngigen Variablen X dann, wenn die folgenden drei Bedingungen erfüllt 
sind (vgl. hierzu z.B. ASHER 1983:11fr.): 
(I) Eine Veränderung von X fUhrt zu einer Verllnderung von Y. 
(2) Diese Beziehung ist eindeutig und nicht umkehrbar. 
(3) Die Veränderung von X erfolgt zeitlich vor der Verllnderung 
vonY. 
Zum Zweck der empirischen Prüfung sozialwissenschaftlicher Theorien empfiehlt sich 
eine verbal eindeutig Formulierung der Annahmen über die Kausalitlltsbeziehungen im 
Objektbereich der betreffenden Theorie. Dies erfolgt üblicherweise in der Form von Wenn-
Dann- oder Je·Duta-Hypothesen. Eine Präzisierung dieser verbal formulienen Theorien 
erreicht man durch ihre graphische Darstellung oder durch ihre Transformation in mathemati-
sche Funktionen, die ihrerseits als Grundlage für die Auswahl der statistischen Analyseverfah-
ren dienen. Der Forderung nach einer eindeutigen Formulierung der empirisch zu prüfenden 
Abhängigkeitsbeziehungen wurden zahlreiche Arbeiten auf dem Gebiet der Policy Output-
Forschung nicht gerecht. Häufig lassen sich die theoretischen Annahmen nur mittelbar, aus den 
angewandten statistischen Analyseverfabren, erschließen. Ausnahmen stellten U.a. die Arbeiten 
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von HANSEN (1981), LINEBERRY und FOWLER (1967), STONECASH (1980) und 
WRlGHf (1975) dar. 
Ein weiteres Problem bei der Prüfung komplexer sozialwissenschaftlicher Theorien 
ergibt sich aus der Struktur der Wissenschaftssprache. Nur ausnahmsweise lassen sich die auf 
Grund theoretischer Überlegungen ausgewählten Sachverhalte in der politischen Wirklichkeit 
unmittelbar beobachten. Typischerweise enthält die Sprache der Sozialwissenschaften theoreti-
sche KonstruJae wie "Diensdeistungszentralitlit", ''Urbanität", "Paneiendominanz", die über 
manifeste Variablen nicht direkt erfaßbar sind. Um diese theoretischen Konstrukte in empiri-
schen Analysen verwenden zu können, muß man sie in empirische Observable übersetzen. 
Auch dieser Forderung entsprachen nicht alle Arbeiten auf dem Gebiet der Policy Output-
Forschung. Zwar gab es schon in den ersten empirischen Untersuchungen Versuche, komplexe 
theoretische Konstrukte über mehrere empirische Indikatoren zu erfassen (vgl. z.B. a..ARK 
1968; DAWSON/ROBINSON 1963; DYE 1966), doch stellten die betreffenden Autoren die 
Verbindung zwischen der Theorie und den empirischen Observablen mehr oder minder intuitiv 
her. Systematische Ansätze zur Operationalisierung der theoretischen Konstrukte mit Hilfe der 
FaJr.tore1llJ1lalyse entwickelten in der Policy Output-Forschung erstmals SHARKANSKY und 
HOFFERBERT (1969). In neueren Arbeiten allerdings setzt sich die Faktorenanalyse als Stra-
tegie zur Messung latenter Variablen immer sMer durch (vgl. A1KEN/DEPRE 1981; 
GRÜNER/JAEDICKEIRUHLAND 1988; PLOTNICK/WINTERS 1985; REISSERT 1984). 
Unsere empirische Analyse basien auf einem explizit formulierten System VOll Hypo-
thesell über die Bestimmungsfaktoren der kommunalen Investitionsausgaben, in das als abhän-
gige Variable die Eigeninvestitionen auf den Politikfel.dern Kultur/WissenschaftIForschung, 
SportIErholung und Verkehr eingehen. Als Bestimmungsfaktoren der Investitionsausgaben 
sehen wir die staatlichen Investitionszuweisungen für die genannten Aufgaben, die lokalen 
Bedarfs- und RcssourcengIÖßen Dienstleistungszcntralitllt, Bevölkerungswachstum, Freie 
Spitze und Verschuldungsfllhigkeit sowie die paneipolitische KräfteverteUung im lokalen 
politischen System an (vgl. Abbildung 2-4 im zweiten Kapitel dieser Arbeit). 
Keine besonderen methodischen Schwierigkeiten verursacht die empirische Prüfung 
einer kausalen Theorie, wenn alle in ihr enthaltenen Variablen ratioskalien und über einen 
einzigen Indikator meßbar sind. liegen darüber hinaus rekursive und linear-additive Beziehun-
gen zwischen den unabhängigen und den abhllngigen Variablen vor,l) dann läßt sich das betref-
fende theoretische Modell empirisch mittels einfacher multipler Regrcssionsanalysen testen. 
Diese in der Policy Output-Forschung weit verbreitete Praxis ist in unserem Falle aus mehreren 
Gründen inadäquat Zwar enthält unser Analysemodell ausschließlich ratioskalierte Variablen, 
zwischen denen wir rcktJrsive Beziehungen annehmen, aber die weiteren für die Anwendung 
der Regrcssionsanalyse erforderlichen Bedingungen sind nicht gegeben. Modifikationen des 
I) Rekursive Modelle zeichnen sich gegenober nicht-rekursiven ModeRen dadurch aus daß In ihnen 
keine Variable eine Ihrer eigenen ElldarungsgrOßen mltverursacht. d.h. in reku~iven Modellen 
existiert keine Rilckkopplung ZWischen den Modeilvariablen. 
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Regressionsansatzcs sind deshalb vor allem im Hinblick auf die Verwendung latenter 
Variablen und die Annahme von Interaktionseffekten zwischen einzelnen unabhängigen 
Variablen notwendig. 
Wie einige andere Untersuchungen, z.B. die von GRÜNERlJAEDICKFJRUHLAND 
(1988), enthält unsere Analyse manifeste und latente Variablen. Die zentralörtliche Stellung 
einer Kommune ist in unserem Analysemodell der Status einer latenten Variablen zugewiesen, 
die faktoranalytisch über sieben empirische Observable gemessen wird. Die ursprüngliche 
Annahme, die Investitionsausgaben in den drei Einzelbereichen ließen sich ebenfalls auf eine 
gemeinsame Dimension reduzieren. da es sich um zentralitätsbedingte Aufgaben handele, fand 
in der empirischen Analyse keine Bestätigung. InfoJge dessen enthält das endgültige Modell 
drei unmittelbar gemessene Output-Variablen als letzte abhängige Größen. Dies gilt analog 
auch für die Zuweisungen. Sie stehen in unserem Modell kausal zwischen den Bedarfs-, 
Fmanzkraft- und Investitionsvariablen. sind nicht auf eine gemeinsame Dimension reduzicrhar 
und werden unmittelbar über Haushaltsdaten operationalisien. Auch die übrigen exogenen 
Größen, die letzten unabhllngigen Variablen, die Freie Spitze und die Einnahme-
kraftlVerschuldung als Ressourcenindikatoren, sind weitgehend unabMngig voneinander und 
müssen als getrennte Größen behandelt werden. Wie der Trend der BevölkerungsentwickJung, 
der als Bedarfsindikator konzeptualisiert ist, weisen sie zu keiner anderen Variablen eine 
nennswerte Beziehung auf und gehen als einfache manifeste Variable in das Modell ein. 
Die zweite Besonderheit unserer Modellspezifikation betrifft die Behandlung der 
Strukturmerkmale des lokalen politischen Systems. Auf der Grundlage des Systemmodells von 
David EASTON (19651, 1965b) erscheint es uns theoretisch inadäquat, den Einfluß des politi-
schen Systems auf die Policy Outputs als eine von mehreren erklärenden Variablen in ein 
linear-additives Regressionsmodell einzubeziehen. Im Gegensatz zu den Prämissen des linear-
additiven Ansatzes unterstellen wir n!mlich nicht, daß eine Verlinderung des Wertes einer der 
Bedarfs- oder Ressourcenvariablen bei jeder mllglichen Ausprägung der politischen Struktur-
variablen "paneipolitiscM Dominanz" einen gleich großen Anstieg in den kommunalen 
Eigeninvestionen bewirkt. Auf dieser Annahme beruhen aber diejenigen Policy Output-Analy-
sen, die sich eines linear-additiven Regressionsmodells bedienen (z.B. DYE 1966). Aus der 
theoretischen Fundierung unserer Analyse im EASTONschen Systemmodell ergibt sich viel-
mehr die Notwendigkeit, eine flichtlineare Beziehung zwischen den Bedarfs- und Ressourcen-
variablen einerseits und den Policy Outputs andererseits zu unterstellen. Nach unseren 
Annahmen beeinflussen die Merkmale des lokalen politischen Systems die Art der Beziehung 
zwischen den genannten abhängigen und unabhängigen Variablen. Auch die Beziehung 
zwischen den Investitionszuweisungen und den Eigeninvestitionen unterliegt möglicherweise 
dem Einfluß der politischen Größen (konditionale Beziehungen. vgl. näheres hierzu bei 
KlMlKOHOUT 1975; MARSDEN 1981b; SOU1HWOOD 1978; STOLZENBERG 1980; 
WRIGHT 1975). Ein derartiges Modell eignet sich besser als konventionelle Regressionsana-
lysen dazu, das Systemkonzept EASTONs statistisch angemessen zu realisieren. Besonders 
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anschaulich ist ein solches Tran.r/ormationsrruxkU. weM man die Gnmdgesamtheit mittels 
einer nominalskalierten intervenierenden Variablen in mehrere FaI/gruppen zerlegt. Beim 
Vorliegen von Transfonnationseffekten nehmen die Kausalgewichte der Beziehung zwischen 
den unabhängigen Variablen und der jeweils abhllngigen Variablen in jeder dieser Gruppen 
einen verschiedenen Wert an. Die politischen Strukturmerlanale der Kommunen sind in 
unserem Regressionsmodell nicht explizit enthalten, sondern sie werden über den Vergleicb 
der Regressionsgewichte in den UntCISuchungsgruppen gemessen. 
WIl" reduzieren die politischen Strukturmerlanale der 49 Kommunen auf die beiden 
Merkmalsausprlgungen CDU- oder SPD-Domi1llJ1lZ (genauere Angaben hierzu im folgenden 
Abschnitt). Eine theoretisch wünschenswerte weitere Differenzierung dieser beiden Gruppen 
(vgl. etwa SOIMIDT 1982) scheiterte an der kleinen Zahl von Untersuchungseinheiten. 
Das von uns in der empirischen Analyse eingesetzte USREL-Verfahren ermöglicht es, 
gleichzeitig latente Variablen in die UntCISuchung einzuführen und einen Gruppenvergleicb 
von Effektkoeffizienten vorzunehmen. Damit ist nicht nur die simultane Schätzung des äußeren 
faktoranalytischen MeßmodeUs und des inneren Kausalmodells möglich. sondern man kann 
zusätzlich einzelne Parameter fixieren, mehrere abhängige Variablen gleichzeitig berück-
sichtigen und Größen zur Beurteilung des Gesamtmodells errechnen (vgl. u.1. 
IÖRESKOO/SÖRBOM 1984; LONG 198330 1983b). 
2. Die parteipolitiscbe Gruppierung der Gemeinden 
Eine geeignete Methode für die parteipolitische Gruppierung der Untersuchungseinheiten stellt 
die Ousteranalyse dar. Unter den verfUgbaren Ansätzen erscheint uns das hierarchisch vor-
gehende Ward-Verfahren besondCIS brauchbar: "Das Ziel des Ward-Verfahrens besteht darin, 
jeweils diejenigen Objekte (Gruppen) zu vereinigen, die die Streuung (Varianz) in einer 
Gruppe möglichst wenig erhöhen. Dadurch werden möglichst homogene Cluster gebildet Als 
Heterogenitätsmaß wird das Varianzkritetium verwendet., daß auch als Fehlerquadratsumme 
bezeichnet wird.. (BACKHAUS et a1. 1986:141).2) Dieses Verfahren entspricht unserer Inten-
tion. parteipolitisch möglichst homogene Ouster von Gemeinden zu bilden.') 
2) Grundlage bildet die quadrierte Euklldsche Distanz. Sie ermillei In einem ersten Schritt die Distanz 
zwischen zwei Objekten. die sich aus der Summe der CJ.Iadrierten Differenzen fOr die Werte jeder 
Variablen ergibt. Nach der ersten Clusterung werden <1"18 Distanzen für die reduzierte Distanzmatrix 
Ober einen ko"1liexen Gewlchtungsvorgang ermitlel (vgl. z.B. BACKHAUS et 81. 1986:134".). 
3) HinsiChtlich der Inhaftlichen Bedeutung des Varianzkr1terkJrns ist festzuhalten. daß diejenige Cluster· 
lOsung zu bevorzugen ist. nach der zum erstenmal ein vergleichsweise hoher Zuwachs (bei einer 
weiteren Zusammenlührung von Objekten bzw. Gruppen) in diesem Koeffizienten zu beobaChten 
Ist. Eindeutige Maßstabe existieren allerdings nicht. ZUm Cluster-Verfahren vgI. auch BORTZ 
1985:68411.; SCHlOSSER 1976. Zum Einsatz kam die im Programrlllaket SPSS Pe. V2.0 ent· 
haltene Version der Clusteranalyse. 
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Wie im zweiten Kapitel ausgefilhrt wurde. basiert die Gruppierung der 49 
Untersuchungseinheiten auf den folgenden Variablen. die im Interesse einer verbessenen Ver-
gleichbarkeit der Skalen in z-standardisierter Form Verwendung finden: 
(I) auf dem Sitzanteil der SPD im Gemeinde-/Stadtrat in den Wahlperioden 1974-1979 
und 1979-1984 (m Prozentpunkten). 
(2) auf der Differenz des Anteils der im Gemeinde-/Stadtrat auf die SPD und CDU ent-
fallenden Sitze in den Wahlperioden 1974-1979 und 1979-1984 (in Prozentpunkten) 
und 
(3) auf der Zahl der Jahre in denen die SPD im Zeitraum 1970 bis 1982 den (Ober-) 
Bürgermeister stellte. 
Auf dieser Grundlage ergibt sich fUr die 49 Untcrsuchungseinheiten eindeutig eine 
Zwei-CllLfter-Lösung mit einer SPD-dominierten und CDU-(fominienen Gruppe von Kommu-
nen. Die Unterschiede in den Mittelwerten der KlassifIZierungsvariablen und der Fehler-
I:oejJizienl (vgl. Tabelle 4-1 und 4-2) belegen ebenfalls die Angemessenheit der Zwei-C1uster-
Lösung. 
Tab. 4-1: Zwei-Cluster-Lösung: Mittelwerte und Standard-
abweichungen 
.=~=.====aa=======.=====.==.=.=======.========================== 
CDU-dolDinierte Gelleindegruppe (n-25) 
Variable Mittel Stdab" 
Sitzanteil CDU (WP 74-79 ) 57.56 8.97 
Sitzanteil CDU (WP 79-84) 49.81 8.51 
Differenz zu SPD (WP 74-79 ) 27.72 14 .86 
Differenz zu SPD (WP 79-84) 12.17 13.67 
Jahre B.meister CDU (70-82) 11.04 3.38 
a.a.=.==_==================_:_==.=:===:=:=:=========::========== 
SPD-dominierte Gelleindegruppe (n=24) 
Variable Mittel Stdabv 
Sitzanteil SPD (WP 74-79 ) 47.27 6.73 
Sitzanteil SPD (WP 79-84) 52.83 8.58 
Differenz zu CDU (WP 74-79) 6.45 12.78 
Differenz zu CDU (WP 79-84) 16.93 16.69 
Jahre B •• eister SPD (70-82) 11.88 1.96 
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Abb. ~-1: Gruppierung der 49 verbands freien Städte und Gemeinden nach den 
parteipclitischen Kräfteverhältnissen (Dendrogramm - ward-Verfahren) 
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Der Fehlerkoeffizient steigt per definitionem mit der Verkleinerung der Zahl der 
Gruppen stetig an, da mit jeder Vereinigung zweier Elemente zu einer Gruppe diese neue 
Gruppe notwendigerweise heterogener ist als die ursprünglichen Elemente. Ein großer Sprung 
im Varianzkriterium bei der Vereinigung eines austers mit einem anderen deutet auf eine 
übermäßige Heterogenität der auster auf dieser austerungsstufe hin. Daher ist die 
Tab. 4-2: Fehlerkoeffizienten (Ausschnitt) - Ward-Verfahren 
Anzahl der Cluster Fehlerkoeffizient 
7 25.762611 
6 30.576479 
6 36.719887 
4 47.371166 
3 68.638771 
2 96.956795 
1 240.000000 
austerlösung vorzuziehen, die vor dieser Vereinigung bestand. Dies trifft unserer Meinung 
nach rUr die Zwei-auster-Lösung zu. 
Eine zum Zweck der Validierung der Gruppenbildung durchgefUhrte Diskriminanz-
analyse sichert dieses Ergebnis weiter ab: Mit den in die Clusteranalyse einbezogenen partei-
politischen Variablen war es möglich. 97,7 Prozent der Fälle korrekt den beiden Clustern 
zuzuordnen.4) 
Die nachfolgende Analyse der Bestimmungsgründe der kommunalen Investitionsaus-
gaben in den Bereichen Kultur. Sport/Erholung und Verkehr wird somit mit zwei Gemeinde-
gruppen durchgeführt; einer CDU-dominierten und einer SPD-dominierten Gruppe. 
Um die in den Daten enthaltene Information maximal auszuschöpfen. verwenden wir 
einen gepoolten Datensatz. in den jedes der acht Haushaltsjahre eingeht (vgl. auch REISSERT 
1984). Jede Gemeinde findet sich somit achtfach in den Ergebnissen der Analyse wieder: Für 
jedes der untersuchten Jahre 1978 bis 1985 stehen uns die Investitionsausgaben. Investitions-
zuweisungen und die Freie Spitze zur Verf'ligung. Dies gilt weitgehend auch für die Ver-
schuldungsfähigkeit. Die sozio-ökonomischen Variablen (Zentralitätsindikatoren. Be-
völkerungsentwicklung) lassen wir über den Untersuchungszeitraum nicht variieren und 
beziehen für jedes Haushaltsjahr den gleichen Einzel- oder Mittelwert der Indikatoren ein (zur 
Definition der Variablen vgl. im einzelnen Kapitel 2). 
4) Eine nach dem Dendrogramm melv. nach dem Varianzkräerium weniger plausible Vier·Cluster-
LOsung würde zwar eine parteipolitisch differenziertere Struktur in den Unfersuchungseinheaen 
abbilden und in Anlehnung an SCHMIDT (1982:26) eine EinteDung in die Kategorien CDU-Hege-
monie. CDU-Dominanz. SPD-Dominanz. SPD·Hegemonle erlauben. Jedoch waren diese und ahn-
liehe MOglichkeiten auf Grund der geringen Besetzung der Extremgruppen unpraktikabel. 
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Der gepoolte Datensatz umfaßt somit in der CDU-Gruppe 200 (=8·25) und in der SPD-
Gruppe 192 (zS·24) Fälle. Auf der Basis dieser Gruppierung überprüfen wir, ob sich die 
Beziehungen zwischen Dienst1eistungszentralität, Bevölkerungsentwicldung, Freie Spitze, 
Verschuldungsfähigkeit, Investitionszuweisungen und Investitionsausgaben in den beiden par-
teipolitischen Gruppen entsprechend unseren Annahmen voneinander unterscheiden. 
3. Das Problem der atypisChen Fälle 
Insbesondere bei Untersuchungen auf der Basis kleiner Stichproben oder Grundgesamtheiren 
kann die Verteilung der Merkmalsausprligungen der Untersuchungseinheiten zu Problemen 
rühren. Verzerrte ParameterSChätzungen, die dllIt:h die Besonderheiten einzelner Merkmals-
träger zustande kommen, sind nicht nur dann zu erwarten, weM eine oder mehrere Unter-
suchungseinheiten atypische Werte bei den abhängigen Variablen aufweisen. Vielmehr kann 
ein derartiger Effekt auch von atypischen Ausprägungen bei einer oder mehreren der unab-
hängigen Variablen ausgehen. "In some situations the vector of scores for an individual Clse 
may represent gross recording errors or some other anomaly that make the scores quite unre-
presentative of the population being studied" (BENTI..ER 1985:94). Wie die Ausführungen im 
dritten Kapitel gezeigt haben, trifft dies in unserem Fall zu. 
Aus diesem Grunde empfiehlt sich vor der Analyse der Beziehungen zwischen unseren 
Erldärungsvariablen und den Ausgabevariablen eine eingehendere Inspektion der Einzelfälle. 
Sie macht es möglich, atypische Fälle aus der Untersuchung zu eliminieren und damit die 
strukturellen Analysen von vetzerrenden Einzelflillen zu bereinigen. Aus einer ersten Analyse 
der Rohdatenmatrix geht hervor, daß die finanzielle Leistungsiähigkeit einer Gemeinde die der 
übrigen Kommunen in allen unter!tuchten Jahren weit übertrifft- Auf Grund der spezifischen 
ökonomischen Bedingungen (Niederlassungen der Unternehmen Daimler-Benz und Aral) 
weist die Stadt Wörth eine überaus hohe Freie Spitze und Verschuldungsfähigkeit auf.5l Die 
außergewöhnlich hohen Werte, die sich überwiegend in überdurchschnittlichen Investitions-
ausgaben widerspiegeln, veranlassen uns dazu, diese Gemeinde aus allen weiteren Analysen 
auszuschließen, weil es sich im Hinblick auf die finanziellen Rahmenbedingungen um eine 
gänzlich atypische Stadt handelt-
Da USREL VI rür die Ermittlung weniger offensichtlicher Ausreißer weder über ein-
schlägige Testgrößen noch über robuste Schätzverfahren verf"ligt, wurde die Möglichkeit weite-
rer extremer Abweichungen einzelner Fälle von der Gesamtgruppe durch eine detaillierte 
regressionsanalytische Prüfung von Ourliers und InjluentiaJ Cases untersucht: Die in unserem 
Modell unterstellten Abhllngigkeitsbeziehungen wurden jeweils einzeln mit dem gepoolten 
5) Im Mittel fOr die acht Jatve 1978-1985: DM 1597.40 Freie Spitze zu DM 208.58 im Mittel tOr alle 49 
Gemeinden und fOr Öle Verscruldungsfahigkeit ergibt sich der dimensionslose Index 17.84 zu 1.35 
Im Mittel fOr ane 49 Gemeinden. 
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Gesamtdatensatz getesteL 6) Die Werte der standardisierten Residuen. der Mahalanobis- und der 
Cook-Distanzen ermöglichen die Identifikation extremer Fälle (vgl. einführend zur Interpreta-
tion dieser Größen z.B. NORUSIS 1982). 
Auf der Grundlage der Werte dieser Prüfgrößen (vgl. die Zusammenstellung im 
Anhang) sind auch die Städte Cochem (1984/1985). Bad-Oürkbeim (1979/1983) und Boppard 
(1984/1985) aus den weiteren Analysen auszuschließen.'" da in deren Mittelpunkt nicht die 
Beschreibung einzelner unrypischer Fälle. sondern die Aufdeckung struktureller Beziehungen 
in typischen Untersuchungseinheiten stehL Die Ausreißer könnten nämlich die gesamten 
ModellschItzungen stark bestimmen. die deshalb nicht die Eigenschaften der großen Mehrheit 
der untersuchten Einheiten reflektieren (vgl. BELSLEY/KUH/WELSCH 1980:6). Eine derar-
tige Konstellation sollte man bei Kausalanalysen auf jeden Fall vermeiden. Nach Ausschluß 
dieser Untersuchungseinheiten konnten in den weiteren Regressionsanalysen keine derart 
extrem abweichenden Fälle mehr beobachtet werden. Obgleich gerade bei den relativ hetero-
genen Investitionsausgaben immer wieder vergleichsweise hohe Residualwerte zu beobachten 
sind. haben sie nicht mehr das Ausmaß wie bei den zuvor eliminierten Fällen. 
Das elegantere Verfahren der Berechnung der skalaren Residuen&) legt den Ausschluß 
dieser besonders atypischen Fälle ebenfalls nahe. In Anlehnung an YOUNGERs (1979) bzw. 
SHIFFLERs (1988) Vorschlag. diejenigen Fälle als multivariate Ausreißer zu behandeln. die 
nonnierte skalare Residualwerte von mehr als vier Standardabweichungen aufweisen. ergaben 
sich wieder die bereits erwähnten atypischen Fllle.9) 
Tab. 4-3: Standardisierte skalare Residuen 
Unterauchun,aeinheit 
Bad-Dürkhei. (1979) 
Coche. (1983) 
Coche. (1979) 
Bad-Dürkhei. (1983) 
Boppard (1985) 
Boppard (1984) 
• •• • •• 
· . . · . . 
• •• · .. 
aeaidualwert 
11.28 
7.17 
6.83 
4.63 
4.62 
4.09 
3.07 
2.67 
1.98 
S) FOr die latente Variable Zentralftat kam die erste Hauptkompente des auf die sieben Indikatoren 
bezogenen Hauptkomponentenverfahrens (PCA) zum Einsatz. - Die PrOlung erfolgte· mittels des 
Prograrnrl1lakets SPSSlPC. (V. 2.0) - mit dem ungesplineten Gesamtdatensatz (unter Ausschluß 
von WOrth). da es uns darauf ankam. diejenigen UntersuchungseinheHen zu ldentnizieren, die In 
Bezug auf die Gesamlpopulation als ausgesprochen auBergewOhnfich zu kennzeichnen sind und 
da auch das lISREl-Verfahren die bestmOglichen Parameter in Bezug auf ane Falle schatzt. 
7} Der Versuch, den Ausschluß dieser Untersuchungseinheften durch die Anwendung gleftender Mittel-
werte oder Medianwerte zu umgehen, wies keInen EIfolg auf. 
a) Ouadratische Mahalanobis-Distanz-Werte Ober ane Modellvariablen (vgr. HARTUNGIELPEL T 
1986:202). 
8) Die Mahalanobis-Werte wurden ml dem IIJ'I Anhang dokumentierten Programm ermine • . 
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Das über die unterschiedlichen IdentifIkationsmethoden konstante Auftreten dieser 
Extremfälle läßt sich filr die Finanzvariablen relativ leicht erklären: Cochem weist u.a. mit 
606.20 DM bzw. 613.13 DM filr die Jahre 1984 und 1985 weit überdurchschnittliche Investi-
tionen im Bereich Sport/ErlIolung auf. 1985 erhielt Cochem außerdem ungewöhnlich hohe 
Investitionszuweisungen in diesem Bereich (DM 418.66). Ähnlich verhält es sich mit der Stadt 
Bad-DUrkeim, die 1983 mit 151.95 DM überdurchschnittlich hohe Investitionen auf dem 
Sektor Sport/ErlIolung tätigte und gleichzeitig weit überdurchschnittliche Zuweisungen erhielt 
(317.75 DM). Erheblich über dem Durchschnittswert aller 49 Untersuchungseinheiten lagen 
1983 mit 50.02 DM auch die Kulturinvestitionen von Bad DiiIkheim. Aus dem Rahmen flillt 
schließlich die im Jahre 1979 in Bad DiiIkheim beobachtete Konstellation: Investitionszu-
weisungen in Höhe von 164.21 DM standen -62.42 DM eigelÜmanzierte Investitionen gegen-
über.lO) Die atypische Stellung der Stadt Boppard in den Jahren 1984/1985 läßt sich mit der 
außerordentlich hohen Verschuldungsflihigkeit begründen (14.01 zu 1.29 und 14.69 zu 1.33 im 
Mittel des Indexwertes; nähere Angaben im Anhang). Die nachfolgenden Analysen zu den 
Determinanten der kommunalen Investitionspolitik wurden daher ohne diese Ausreißer durch-
geführt. 
10) REISSERT (1984:3251.) weist darauf hin. daß zwar im RegeHaß - und davon geht auch diese Unter-
suchung aus - die konvnunalen Investilionsausgaben und die fOr sie bestimmten 
Investitionszuweisungen Im gleichen Jahr verbucht werden. "es bei Zahlungen am Jahresende 
oder am Jahresbeginn jedoch vorkonvnen kann(d. Vert.l. daß InvestitiOnsausgaben und dazuge-
hOrige Zuweisungen in unterschiedlichen, aufeinanderfolgenden Jahren verbucht werden." Mögli-
cherweise Hegt hier eine derartige Konstellation vor. 
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4. Methodische Vorbemerkungen zur Anlage der empirischen Analyse 
Zur Einführung in die Interpretation der Kausalanalysen geben wir nachfolgend zunächst eine 
kurze und allgemeinverständliche Einführung in die Spezifikation unseres LISREL-Modells. 
Das daran anschließende Kapitel enthält weitere Detailinformationen, die zum Verständnis der 
Ergebnisse nicht unbedingt notwendig sind. Der interessierte Leser findet die vollständige 
Modellspezijikmion in LISREL-Notation, auf die im Text weitgehend verzichtet wird, im 
Anhang. 
4.1. Das USREL-Modell: Allgemeine ModellspezifIkation 
Im "i1l1leren" Modellteil beschreibt unser Modell in formalisierter Darstellung die im zweiten 
Kapitel eingefiihnen Kausalbeziehungen zwischen den Bedarfs-, Ressourcen- und Output-
Variablen. Es enthält vier exogene und sechs endogene Variablen. Drei endogene Variahlen 
treten in einer DoppeIfunktion als unabhängige und abhängige Variablen auf. 
Als rein exogene Variablen fungieren zwei Größen, die den örtlichen Investitionsbedaif 
(DienstIeistungszentralität und Bevölkerungsentwicldung) messen und zwei Größen, die das 
zur Declcung dieses Bedarfs verfügbare Ressourcenpotential der Kommune quantitativ erfas-
sen sollen (Freie Spitze und Verschuldungsfähigkeit). Nach unseren Annahmen erhöhen sich 
die Investitionsausgaben mit steigendem Bedarf und mit steigenden Ressourcen. Des weiteren 
vermuten wir bei steigendem Bedarf und bei steigenden Ressourcen einen Anstieg der Investi-
tionszuweisungen. Dies läßt sich auf die Förderungsziele des Landes, die verstärkten 
Bemühungen der Kommunen um Zuweisungen und die Notwendigkeit einer Mitrmanzierung 
der staatlich geförderten Projekte durch die Kommunen zurucldühren (vgl. ausflihrIich hierzu 
die Darstellung in Kapitel 2). 
Als ersten Block endogener Variablen enthält das Modell somit die InvestitiollSzuwei-
sungen auf den Politikfeldem Kultur, Sport/Erholung und Verkehr. Sie hängen von allen 
exogenen Variablen ab und wirken auf die letzten abhängigen Variablen, die Investitionsaus-
gaben fdr diese drei Bereiche. 
Der zweite endogene Block - die Investitionen - hängt ebenfalls von allen exogenen 
Variablen ab. Darüber hinaus beeinflussen die Investitionszuweisungen die Investitionen. Die 
Annahme eines starken positiven Einflusses der Zuweisungen auf die Investitionstätigkeit 
gehön zu den Standardhypothesen der deutschen Kommunalwissenschaft ("goldener Zügel", 
Außensteuerung), deren Gültigkeit allerdings auch bezweifelt wird. In der vorliegenden 
Modellspezifikation nehmen wir an, daß die Investitionen ausschließlich durch die Zuweisun-
gen flir die betreffenden Aufgabenfelder. aber nicht durch Zuweisungen fllr andere Investi-
tionsarten beeinflußt werden. 
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Abb. 6-2: Determinanten der E!geninvestitionen der kommunalen Gebiets-
örperachaften 
Die Aufnahme von Fehlenennen in das Modell impliziert. daß wir keine detenninisti-
sehen Beziehungen unterstellen, sondern lediglich stoChastische Zusammenhänge. Die Fehler-
tenne enthalten unter anderem alle nicht durch das Modell erfaßten Einflüsse. Da deren 
Wirkungsweise unbekannt ist, können wir Korrelationen zwischen diesen Einflußfaktoren nicht 
definitiv ausschließen. LlSREL bietet aber im Gegensatz zur einfachen Regressionsanalyse die 
Möglichkeit, derartige Beziehungen zu berücksichtigen und das Risiko verzemer Schätzungen 
der kausalen Parameter zu verringern. 11) 
Damit bleibt für die Ergebnisinrerpretation noch die Frage offen, welche Werte in 
unserem Gruppenvergleich als lausalt Paramtttr zu interpretieren sind. Üblicherweise ver-
11) Aus Gründen der MOdellidenlifikalion kOMen In unserem MadeU aßerdings nur Korrelationen 
zwischen den Fehlertermen auf gleicher Stufe zugelassen werden. Die Fehlerterme der abhangi-
gen und der unabhangigen endogenen Variablen dürfen n~ miteinander korrelieren. 
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gleicht man in Regressionsanalysen die IUlStandardisierten Parameter verschiedener Fallgrup-
pen miteinander. Sie geben an. um wievieie Maßeinheiten sich eine abhängige Variable Y ver-
ändert, wenn sich eine unabhängige Variable X um eine Maßeinheit ändert (vgl. BLALOCK 
1968:189ff.). Prinzipiell erlaubt ihr Gebrauch Aussagen der folgenden An: "Von linken Par-
teien dominierte politische Systeme setzen die Bedürfnisse der Wähler doppelt so stark in 
Ausgaben um wie in von rechten Parteien dominierte Systeme.· Jedoch sind derartige Aussa-
gen nur sinnvoll, falls die abhängigen und die unabhängigen Variablen in allen Vergleichs-
gruppen auf identischen Skalen gemessen werden. 
Bei einem Vergleich standardisierter Parameter (Beta-KoeffIZienten in 
Regressionsmodellen, Korrelationskoeffizienten) über mehrere Gruppen werden dagegen von 
vorneherein Variablen mit einer unterschiedlichen Skalierung verglichen. Standardisierte 
Parameter sind nichts anderes als unstandardisierte Parameter (b-Koeffizienten, Kovarianzen) 
für standardisierte Variablen. Die Standardisierung der Variablen erfolgt in Abhängigkeit von 
der Varianz innerhalb der Gruppen. Unterscheiden sich die Varianzen der Variablen zwischen 
den Gruppen, so werden bei der Z-Standardisierung die Originalvariablen in den Gruppen mit 
unterschiedlichen Skalierungsfaktoren gewichtet. d.h. auf unterschiedlichen Skalen gemessen. 
Ein Vergleich der in Abhängigkeit von den Gruppenvarianzen standardisierten KoeffIZienten 
über die Gruppen entspricht daher dem Vergleich der unstandardisierten Koeffizenten für 
unterschiedliche AusgangsskaIen. Sie können in ihrer Größenordnung nicht sinnvoll zueinan-
der in Bezug gesetzt werden. 
Gerade in Modellen mit latenten Variablen liegt aber der Rückgriff auf standardisierte 
Variablen nahe. Da latente Konstrulctvariablen keine natürliche Skala haben, werden ihre 
Skalen in der Regel dadurch ftxiert, daß die Ladung eines Indikators apriori auf den Wert 1.0 
festgesetzt wird. Somit erhält die latente Variable die gleiche Skala wie die Indikatorvariable. 
Allerdings ergeben sich hieraus unter Umständen Probleme für eine intuitiv nachvollziehbare 
Interpretation, etwa wenn der Zentralitätsfaktor, der sich auf eine Reihe von Variablen aus-
wirkt. die gleiche Maßeinheit hat wie LB. die Variable Einwohnerzahl. Des weiteren werden 
standardisierte Indikatoren häuftg herangezogen, weil sie in einer Gruppe einen Vergleich des 
relativen Gewichtes verschiedener Einflüsse auf eine abhängige Variable ermöglichen. Ein 
derartiger Vergleich ist zulässig, da alle im Modell enthaltenen Variablen auf einer identischen 
Skala gemessen werden. 
Eine Lösung des Problems, einen Gruppenvergleich durchzufUhren und gleichzeitig 
vergleichbare Maßeinheiten zu verwenden, ist durch eine gruppenübergrejfende Standardi-
sierung der Variablen erreichbar. KIMJFERREE (1981) schlagen für den Gruppenvergleich 
von Pfadmodellen vor, zunächst alle Fälle in einer gepoolten Datei zusammenzufassen und 
diese gepoolten Daten zu standardisieren. In unserer Untersuchung erfolgt die Standardisierung 
der Variablen also für alle um die Ausreißer bereinigten 378 Untersuchungseinheiten. 
Anschließend bildet man auf der Basis theoretischer Überlegungen die für den Vergleich 
benötigten Gruppen, in unserem Falle je eine Gruppe CDU- bzw. SPD-dominierter Städte. Auf 
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diese Weise werden alle subgruppenspezifischen Daten in Standardabweichungseinheiten der 
Gesamtpopulation skaliert. KIM!FERREE schlagen vor, in der anschließenden Pfadanalyse 
unstandardisierte Pfadkoeffizienten zu verwenden, die somit standardisierten Koeffizienten für 
die vereinigten Gruppen entsprechen. 
Diese Strategie hat - auch für das faktoranalytische Meßmodell der Zentralität - den 
VorteU, daß die Koeffizienten der Kausaleffekte - wie normale, unstandardisierte Koeffizienten 
- über die Gruppengrenzen hinweg miteinander verglichen werden können. Darüber hinaus ist 
die Stärke der einzelnen Effekte innerhalb du Gruppen ebenso gut vergleichbar wie es bei 
einer Verwendung gruppenspezifisch standardisierter Parameter der Fall wäre. Für die Beur-
teilung der Modellkoeffizienten haben wir diesen Weg gewählt Die hier gegebenen informa-
tionen über die Modellspezifikation reichen für den an methodischen Details nicht interessier-
ten Leser aus. Für das Verständnis der Ergebnisse sind die im nächsten Abschnitt enthaltenen 
DetaUinformationen nicht erforderlich. 
4.2. Das USREL-Modell: Spezifika 
Da die standardisierten Ladungsmatrizcn einer Faktorenanalyse - ähnlich wie die standardi-
sierten Pfadkoeftizienten in einer Pfadanalyse - nicht über Gruppengrenzen hinweg vergleich-
bar sind, schlägt JÖRESKOG (1971) für konfirmatorische Faktorenanalysen ein zum Vorgehen 
von KIMIFERREE (1981) analoges Verfahren vor. Er entwickelte für das Programm 
SIF ASPI2) ein Verfahren, das aus den mit der Gruppenfallzahl gewichteten 
VarianzlKovarianzmatrizcn der Einzelgruppen eine gepoolte Varian7/Kovarianzmauix 
errechnet Die gepoolten Varianzen (bzw. die daraus abgeleiteten Standardabweichungen) 
werden benutzt, um die unstandardisierten Faktorladungen, die auf der Basis von Kovarianz-
matrizen in den Gruppen berechnet wurden, zu reskalieren und ihnen vergleichbare Größen-
ordnungen zu verleihen. Dieses Vorgehen entspricht im Ergebnis exakt der Durchführung von 
Faktorenanalysen in den Gruppen, bei denen alle Variablen in den Gruppen zunächst auf der 
Basis der auf die Gesamtpopulation bezogenen Indikatorvarianzen standardisiert wurden. 
Für das innere Srrukturgleichungsmodellliefert USREL eine standardisierte Lösung, 
die exakt dieser Vorgehensweise entspricht (vgl ACOCK/FULLER 1985). Das faktoranalyti-
sche Meßmodell wird in der von UDS benutzten Version VI dieses Programms jedoch nicht 
mehr in der in SIFASP implementierten Weise reskaliert. Hier werden nur die unstandardi-
sierten Faktorladungen (b-Werte) ausgegeben. Es ist jedoch möglich, auch ein nach der 
SIFASP-Logik skaliertes Meßmodell zu erhalten, wenn man - entsprechend dem Vorschlag 
von KIMIFERREE (1981) - auf der Basis der Gesamtpopulation standardisierte Variablen in 
die Faktorenanlyse der Einzelgruppen einbringt Die auf diese Weise ermittelten unstandardi-
12) Simultaneous Factor Analysis In Several Populations. 
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sierten Ladungen können dann ebenso gruppenübergreifend interpretien werden wie KIM und 
FEREE's Pfadkoeffizienten. 
WIJ' sind daher bei der Modellbildung folgendermaßen vorgegangen: In einem ersten 
Schritt wurden alle beobachteten Variablen zur Basis der Gesamtfa1lzabl standardisien. 
Anschließend wurden die Fälle auf die CDU- und die SPD-dominierte Gruppe aufgeteilt. 
Innerhalb dieser Gruppen liegt nunmehr keine Standardisierung mehr vor. 
Nach der Durchflihrung dieser Schritte lassen sich die Meßmodelle und das innere 
Modell zwischen den Gruppen ebenso gültig vergleichen wie dies in einer vollkommen 
unstandardisierten Variante der Fall wäre. Allerdings haben wir immer damit noch nicht 
erreicht, daß alle Variablen zur Grundgesamtheit der Fälle standardisien sind. Die latente 
Variable Zentralität verf"ligt noch nicht über diese Eigenschaft. Sie erhält ihre Skala durch die 
Kopplung an eine Indikatorvariable (durch ein fixiertes Regressionsgewicht von 1.0). Dennoch 
ist ihre Verteilung nicht mit der Verteilung dieser Variablen identisch, eine Standardisierung 
der Indikatorvariablen schlägt nicht auf den Faktor ZentraIität durch. Die von der ZentraIität 
ausgehenden Ladungen und inneren Pfade sind daher schwer mit den übrigen Pfaden ver-
gleichbar. Deshalb interpretieren wir nicht die normalen Ergebnisse der LISREL-Analyse, 
sondern die als Option erhältliche Lösung, die alle Variablen des inneren Modells zur Gesamt-
fallbasis standardisiert. Im Zuge dieser Standardisierung wird die fixierte Ladung der entspre-
chenden Indikatorvariablen auf den FaIctor ZentraIität durch eine freie Ladung ersetzt. Dies ist 
möglich, weil nunmehr Informationen über die Varianz des FaIctors verfügbar sind. Im end-
gültigen Modell sind mit Ausnahme der Fehlerterme alle Variablen des inneren Modells zur 
Grundgesamtheit standardisien und können in identischer Weise interpretiert werden. 
USREL bietet die Möglichkeit, die kausalen Parameter durch unterschiedliche 
Schätzverfahren zu ermitteln (vgl. JÖRESKOG/SÖRBOM 1984). Bei unseren Berechnungen 
erwies sich das MI, Verfahren (Maximum Likelihood-Schätzung) als die Strategie, die zu den 
stabilsten und robustesten Schätzungen flihrte. Die Ergebnisse des GLS- (GencraIized Least 
Squares) und ULS-(Unweighted Least Squares) Verfahrens wurden stark durch abweichende 
Fälle ("Outliers" und "Influential Casesn) beeinflußt. Obwohl die besonders stark abweichen-
den Fälle aus den Analysen ausgeschlossen wurden, haben wir uns schließlich flir die Anwen-
dung des robusteren ML-Verfahrens entschieden. Hierf"1ir sprechen vor allem drei Gründe: 
(1) Die von ML ermittelten Koeffizienten entsprechen weitgehend den Koeffizienten, die 
auch mit den zu Kontrollzwecken eingesetzten Limited [tiformation-Methoden gefunden 
wurden, die ULS-Koefflzienten, deren Verwendung zunächst nabelag, weichen häufIg 
deutlich von diesen ab. 
(2) Die ML-Koeffizienten befmden sich durchweg innerhalb eines interpretierbaren 
Wertebereichs, während die ULS-KoefflZienten häufig unplausible Werte aufweisen. In 
unserem Falle scheint das ULS-Verfahren flir das Problem der Skalenabhängigkeit der 
Ergebnisse anfällig zu sein. 
(3) Für das GLS-Verfahren gelten ähnliche Vorbehalte wie flir das ULS-Verfahren. 
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Obwohl wir durch die Auswahl der ML-Methode Bercchnungscrgebnisse für den 
CHI2-Test und t-Werte fllr die Modellparamcter erhalten, verzichten wir auf deren Interpreta-
tion. Sie dienen ausschließlich zur Stiltzung von StichprobenCTgebnissen; unserer Unter-
suchung liegt dagegen eine Grundgesamtheit mgrundc. 
s. Ergebnisse: Die Bestimmum~sfaktoren der kommunalen Ausgaben für 
Kultur, SportIErholung und Verkehr 
5.1 . Die allgemeine Erklärungsleistung des Modells 
Die empirische Brauchbarkeit komplexer Mehrgleichungsmodelle, m denen auch unser 
Modell gehört, ist immer unter zwei Gesichtspunkten m beurteilen. Erstens sind die im Modell 
enthaltenen Einzelgleichungen auf ihre Erklärungskraft zu prüfen und zweitens ist die Ange-
messenheit des Gesamtmodells gegenüber den Beobachtungsdaten zu testen. 
Zur Klärung der Frage, in wieweit die Einzelgleichungen des Modells sich zur 
Erldllrung der fraglichen Sachverhalte eignen, ist aus der einfachen Regressionsanalyse der 
Detcrminationskoeffizient R2 be1tannl Er gibt an, wieviel Prozent der Varianz der abhängigen 
Variablen einer Regressionsgleichung statistisch durch die unabhängigen Variablen erklärt 
werden. In unserem Falle sind sechs Gleichungen mit den abhängigen Variablen Eigeninvesti-
tionen bzw. InvestitioDSZllweisungen unter diesem Gesichtspunkt m prüfen (vgl. die Ergeb-
nisse in Tabelle 4-4). 
Bei der Überprüfung der Brauchbarkeit des aus mehreren einzelnen Gleichungen 
bestehenden Gesamtmodells sind zwei Aspekte voneinander m unterscheiden. Zur Klärung der 
Frage, wie gut die in das Modell einbezogenen unabhängigen Variablen die Varianz aller in 
den Strukturgleichungen enthaltenen abhängigen Variablen erldllren, benötigt man ein Fit-
Maß, das eine ähnliche Information liefert wie der Determinationskoeffizient in einfachen 
Regressionsmodellen, das aber msltzlich den durch die unabhängigen Variablen aller Regres-
sionsgleichungen gebundenen Varianzanteil sämtlicher abhängiger Variabler erfaßt (vgl. 
SPECHT 1975). Ein derartiges Maß stellt in LISREL der Gesamt-DetcrminationskoeffIzient 
(total coefficient of determination) dar. 
Das zweite Problem betrifft die Anpassung des theoretischen Modells an die Daten. 
Dabei ist m klären, ob die in der Korrelationsmatrix der beobachteten Indikatoren repräsen-
tierten Kausalbeziehungen durch das Modell vollständig erfaßt werden oder ob das spezifi-
zierte Modell empirisch bestehende Abhängigkeitsbeziehungen unberücksichtigt läßt Als 
Kriterium fllr die Beurteilung der Entsprechung zwischen der Korrelationsmatrix der be0-
bachteten Variablen und der durch das Modell unterstellten Kausalstruktur eignet sich der 
RMR-Index (mot mean square residual). Er vergleicht die durch das Modell reproduzierte 
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Korrelationsmatrix mit der aus den empirischen Daten errechneten Korrelationsmatrix und faßt 
die Unterschiede zwischen diesen Matrizen in einer Maßzahl zusammen. die auf dem hannoni-
schen Mittel der quadrienen Residuen basien. Da sich die beiden Mattizen im Falle daten-
adäquater Modelle nur geringfügig voneinander unterscheiden. nähen sich der RMR-Index 
idealiter dem Wen 0 an. Unser Modell weist in beiden Teilgruppen RMR Wene um .1 auf. Es 
enthält keine schwerwiegenden FehlspezirJkationen. etwa in Form "vergessener" Pfade. 
Ebenso wenig gibt es Hinweise darauf. daß sich die Reproduktion der Daten durch ein anderes 
Kausalmodell wesentlich verbessern ließe,l3) 
Die GDte der Datenanpassung sagt allerdings nichts über die Sttlrke der Beziehungen 
zwischen den im Modell enthaltenen Variablen aus. Insofern ist es nicht überraschend. daß 
unser offenkundig vollständiges Kausalmodell einen für Aggn:gatdaten nur geringen Anteil der 
Varianz der abhängigen Variablen erklärt. Der Gesamt-Determinationskoeffizient liegt in der 
CDU-Gruppe lediglich bei .40. in der SPD-Gruppe bei .44. Keine Variable des inneren 
Modells wird zu mehr als 46 Prozent durch die unabhängigen Variablen erkllln. Eine 
Inspektion der Erklärungsleistung der zwölf Einzelgleichungen. aus denen das Modell besteht, 
ergibt gleichfalls einige charakteristische Unterschiede in den Möglichkeiten. mittels sozial-
struktureller und finanzwirtschaftlicher Variablen das Investitionsverhalten CDU- und SPD-
regiener Kommunen zu erklären: Das Modell eignet sich wesentlich besser zur ErItlärung der 
Investitionen als zur ErItlärung der Investitionszuweisungen. Darüber hinaus tragen unsere 
Variablen mehr zur Erklärung der Kultur- und Sportinvestitionen bei als zur Erklärung der 
Verlcehrsinvestitionen. Bereits in diesem Ergebnis deutet sich an. daß die Investitionspolitilc 
der Kommunen nicht so stark von sozialstrukturellen und finanzwirtschaftlichen Faktoren 
beeinflußt wird. wie es die Aussagen in der Theoriediskussion oder in der kommunaler Praxis 
gelegentlich unterstellen. 
Tab. 4-4: Deter.inationskoeffizienten der zu erklärenden 
(endogenen) Variablen 
POLITIKFELD INVESTITIONSZUWEISUNGEN EIGENINVESTITIONEN 
CDU SPD CDU SPD 
Kultur .13 .15 .34 .20 
Sport/Erholung .03 . 17 .29 . 46 
Verkehr .09 .04 .19 .04 
131 Zur Beurteilung der Frage, welche Bedeutung man diesem durchsclvlittliChen Fehler beimessen 
sollte, Ist es Sinnvol, die festgestelhen Werte auf die der elJl)lrisch ermittehen Korrelationsmatrix 
bzw. Kovarianzmatrix zu beziehen. Auf dieser Basis erscheint die durchschnittliche AbweictlJng 
nicht unvertreIbar hoch. Als weHerer Maßstab zur Beurteillng der GOte einer Datenanpassung 
findet der "Goodness 01 FI Index" (GFI) Verwendung. der in der CDU-Gruppe bei .74 und in der 
SPD-Gruppe bei .78 liegt. Mit einer zunehmenden Annaherung des GFl-Wertes an den Betrag 1.0 
steigt die OatenadaCJJanz von ModeUen. Auch unter d'l8sem Gesichtspunkt Ist unser Ergebnis zu-
fri&denstellend. 
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5.2. Das Meßmodell der Zenttalität 
Die Ergebnisse jeder multivariaten Analyse hllngen wesentlich von der Validität der Messung 
der ins Modell einbezogenen Variablen ab. Bevor die Ergebnisse der Kausalanalyse präsentiert 
werden, ist es deshalb angebracht, zunächst die Angemessenheit der theoretischen Konstrukte 
zu diskutieren. Dies erfordert in unserem Falle eine Erörterung des Meßmodells fllr die latente 
Variable Zentralität. Im Unterschied zur einfachen Indexbildung basiert die fllr diese Unter-
suchung durchgeführte Variablenkonstruktion mittels Faktorenanalyse auf einer Meßtheorie, 
die Annahmen über die Beziehungen zwischen den Indikatoren und dem theoretischen 
Konstrukt Zentralität formuliert und diese empirisch prüft. Unsere Analyse bedient sich zur 
Zentralitätsmessung der konjirmatorischen FaJaorenanalyse. Im Unterschied zur explorativen 
Faktorenanalyse postuliert diese bestimmte theoretisch begründete Beziehungen zwischen den 
Indikatoren und dem Zentralitätsfaktor. 
Allerdings ist USREL bei der Bestimmung der kausalen Parameter zwischen den 
Theorievariablen nur in der Lage, Pfade zwischen latenten Variablen zu schätzen (vgl. 
JÖRESKOGJSÖRBOM 1984). Aus diesem Grunde müssen auch die unmittelbar gemessenen -
manifesten - Indikatoren so in das Modell eingebaut werden, als würden sie über ein 
faktoranalytisches Modell gemessen. Zu diesem Zweck spezifizieren wir fllr jede unmittelbar 
in das Modell aufgenommene Indikatorvariable zusätzlich einen Faktor oder eine latente 
Variable, der allerdings mit der manifesten Indikatorgröße identisch ist.!4) 
Die Modellspeziflkation mit derartigen PseudofaJcroren wirkt umstllndlich und wäre in 
anderen Statistikprogrammen überflüssig. Sie bringt jedoch deutlicher als die unmittelbare 
Einbeziehung der Indikatorvariablen in das Modell zum Ausdruck, daß es sich bei der Gleich-
setzung von Beobachtungsgröße und theoretischen Konstrukten um eine Setzung handelt. 
Diese Setzung ist unproblematisch, wenn man beispielsweise bereit ist, die Gleichsetzung der 
Policy Outputs mit der Größe "Investitionsausgaben je Einwohner" zu akzeptieren. Anderen-
falls müßte die Output-Leistung des kommunalen politischen Systems mittels komplexerer 
Modelle erfassen. 
Als unabhllngige Variable fungiert in unserem eigentlichen faJaoranalytischen Meß-
modell die nicht direkt meßbare zentralörtliche Stellung einer Kommune, die wir als Ursache 
fllr das jeweilige Ausprägungsniveau der Indikatorvariablen betrachten. Über die Beziehung 
14) Diese Identilat dnlcld sich darin aus, daß die Faktorladung des Indikators auf 1.0 und die Varianz 
des Fehlerterms dieser Gleichung auf 0.0 festgesetzt wird. Das fOr die endogenen Variablen ge-
bildete ·Pseudomeßmodelr bestehl aus sechs Faktoren und sechs Indikatoren. Von den 36 maxi-
mal mOgrlChen Faktorladungen Innerhalb dieses Mode"rahmens werden 30 a prior! auf 0.0 gesetzt, 
da jeder Indikator nur auf einem Faktor lad!. Die velbleibenden 6 Ladungsparameter werden auf 
1.0 fixiert, um die Identität zwischen Faktor und Indikator herzustellen. Intolgedessen sind keine 
Ladungen zu bestimmen. Da die Faktoren als mit Ihren Indikatoren identisch angesehen werden, 
treten auch keine Fehlervarianzen auf. Die Bestinvnung der Kovarianzen der endogenen Faktoren 
Ist nicht Teil des formeDen LlSREL-Modeßs, sie kOMen jedoch berechnet werden und entsprechen 
im vorliegenden Fa" der Korrelation der sechs Indikatoren. 
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zwischen der latenten Variablen und den manifesten Indikatoren stellen wir in Anlehung an die 
im zweiten Kapitel präsentierten Überlegungen die folgenden Hypothesen auf: 
(1) Je zentraler ein Ort, desto größer ist die Einwohnerzahl des zentralörtlichen Ver-
flechtungsbereichs im Verhältnis zur Einwohnerzahl des Ortes selbst. 
(2) Je zentraler ein Ort, desto größer ist der Beschäftigtenbesatz in den Tertiärsektoren 
"Handel", "Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe", "Dienstleistungen soweit anders 
nicht genannt", "Organisationen ohne Erwerbscharakter" und "Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherungen" . 
(3) Je zentraler ein Ort, desto größer ist seine Einwohnerzahl. 
In der Faktorenanalyse unterstellen wir somit eine Kausalbeziehung zwischen den be0-
bachteten Indikatoren und dem theoretischen Konstrukt Zentralität. Man kann dieses Modell 
als eine Menge von Regressionsgleichungen bzw. Strukturgleichungen darstellen, in der alle 
Einzelgleichungen das zu messende theoretische Konstrukt Zentralität als unabhllngige 
Variable und die gemessenen Indikatoren als abhllngige Variablen enthalten. Analog zur 
Regressionsanalyse wird die Varianz der Indikatoren in zwei Komponenten zerlegt: Einerseits 
in den Teil, der durch die gemeinsame, nicht beobachtete Ursache - den "commonfactor" oder 
die latente Variable - hervorgerufen wird und andererseits in den Teil, den die Indikator-
variable mit keiner anderen Variablen teilt. Die erste Varianzkomponente bezeichnet man als 
Kommunalitäl dieser Variable, die zweite als uniqueness, unique factor oder auch als FehJer-
variable (error-term). 
Wie in der explorativen Faktorenanalyse üblich, unterstellen wir eine wechselseitige 
Unabhllngigkeit der Fehlenerme, die neben der Zentralität auf die Ausprägung der Indikator-
variablen einwirken. Wir sind bei dieser Faktorenanalyse besonders an der Beantwortung der 
Frage interessien. ob der angenommene Faktor Zentralität tatsächlich ein geeignetes Instru-
ment zur Erklärung unserer Indikatorvariablen darstellt. Ist die Erklärungskraft hoch, d.h. 
weisen alle Indikatoren ausreichende Kommunalitäten mit dem hypothetischen Konstrukt auf, 
dann kann die Variable Zentralität als Prädiktorvariable in das innere Strukturgleichungs-
modell einbezogen werden. 
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Abb. 4-3: Faktoranalytische. Heßmodell für Zentralität 
Verhältnis 
Fehler Einwohnerzahl 
, > Verflech.bereich < 
zur Einw.zahl 
des Ortes 
Fehler Beschäftigten besatz 
, > "Handel" < 
Fehler Beschäftigtenbesatz 
, > "Kreditinstitute, < 
J 11/ fl/ 1/111 Versicherungsgewerbe" Fehler Beschäftigenbesatz 
, 
> "Dienstleistungen < /ZBNTRALITIT/ 
soweit a.n.g." //1/////////1 
I Fehler Beschäftigtenbesatz , > "Organisationen ohne < 
Erwerbscharakter" 
Fehler Beschäftigtenbesatz 
, > "Gebietskörpersch., < 
Sozialversicherung. " 
Fehler 
I >IEinwohnerzahll< 
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In der Faktorenanalyse sind aber auch die numerischen Werte der kausalen Gewichte 
von Interesse, mit welchen die latenten Faktoren auf die manifesten Variablen einwirken. 
Diese Gewichte. die gleichbedeutend mit den üblichen Regressions- bzw. Pfadkocffizienten 
sind. werden in der Fakorcnanalyse als Faktorladungen bezeichnet. 
Um den Vergleich des inneren Modells über die beiden paneipolitischen Gruppierun-
gen zu ermöglichen, setzen wir - unabhängig von der jeweiligen Zahl der Indikatoren - die 
Faktorladungen für alle Faktoren in beiden Gruppen gleich. I'> Damit sind alle latenten 
Variablen für die beiden untersuchten Gruppen identisch defIniert. Während die Meßmodelle 
der Ein-Indikator-Konstrukte keiner weitcn:n Diskussion bcdürfen,l6) zeigt sich rllr das Meß-
moden der Variablen Zcntralität eine zufricdenstellende Lösung: Die meisten Indikatoren des 
zentralörtlichen Entwicklungsnivcaus weisen relativ hohe Faktorladungen auf. 
Einen großen Beitrag zur Zcntralitätsbcsrimmung liefern die Beschllftigtcnanteile in den 
Sektoren Bank- und Versichcrungsgewerbc und Dienstleistungen von Unternehmen und freien 
Berufen. Dieses Ergebnis ist plausibel, und es entspricht den Befunden, die KLEMMER 
(1981) in seiner Untersuchung der Zcntralität von Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 
ermittelte. Wie in KLEMMERs Untersuchung kommt in unseren Städten und Gemeinden den 
Organisationen ohne Erwcrbscharaktcr und den Gebietskörperschaften und Sozialversicherun-
gen offensichtlich eine 
geringere Bedeutung zu. KLEMMER (1981:150) führt dies auf den Umstand zurück, "daß sie 
(die Organisationen ohne Erwcrbscharaktcr und die Gebietskörperschaften und Sozialver-
sicherungen, cL Vcrf.) vielfach auf öffentliche bzw. quasi öffentliche Standortcntscheidungen 
zurückgeführt werden können, die nicht Ausdruck einer ökonomischen Rationalitätsüber-
legung sein müssen. 
15) lAMBDAx- und lAMBDAy-Matrlx; auch Öle einzelnen manifesten Variablen werden in LlSREl 
bekanntlich Ober latente Variablen In die Analysen eingefOhrt. 
16) FOr die latente und manifeste Variable gilt definitionsgemaß eine Eins-Zu-E1ns-Beziehung. Auf 
Glund der Standardisierung Ober die Gesamtgruppe gibt es in zwei Fallen geringlOgige ~­
weichungen (.01) von dem Ladungswert 1.0. Die Kommunalitaten ergeben In jedem Fall 100% 
(THETA-DELTA. 0.0 bzw. THETA-EPSilON. 0.0). Nahere Angaben befinden sich im Anhang. 
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Tab. 4-5: E.pirisches Meßmodell der Zentralität 
Indikator (manifest) Parameter Kommunalität «(l-TD)Z) 
(Zentralität = KSI1 ) (LAMBDA. ) CDU-Gruppe SPD-Gruppe 
Einwohnerzahl .46 .39 .32 
Verflechtungsbereich * ) .76 .69 .62 
Beschäftigte Handel .78 .66 .53 
Beschäftigte Kreditinst. 
Versicher. .86 .83 .59 
Beschäftigte Dienstleist. 
BOW. a.n.g. .88 .66 .81 
Beschäftigte Organisat. 
o. Erw.char. .64 .50 .36 
Beschäftigte Gebietskörp. 
Sozialvers. .60 .35 .45 
Für detaillierte Angaben zu den Indikatoren vgl. Tabelle 2-1. 
KSIt • LAMBDA. u. TD sind die entsprechenden LISREL-Notationen. 
Alle Variablen Bind über die GeBamtgruppe standardisiert. 
.) Unstand. Parameter wg. Identifikation auf 1.0 fixiert. 
So ist die FestIegung des Kreissitzes häufig mehr Produkt normativer Überlegungen wie auch 
die Sanatorien und Bäder sich eher an naturräumlichen Gegebenheiten als an der räumlichen 
Veneilung der Nachfrage (Bevölkerung) orientieren." 
Wie die vergleichsweise niedrige Faktorladung der Variablen Einwohnerzahl zeigt. 
geht die Größe einer Stadt nicht unbedingt mit ihrer Zentralitlit zusammen. Für diese Feststel-
lung spricht weiterhin der durchschnittliche Kommunalitätenwert von nur 36 Prozent. Dennoch 
indizieren alle Beobachtungsgrößen das Konstrukt zentralörtIiches Entwicklungsniveau relativ 
gut. Die durchschnittliche statistische Erklärung der Indikatoren durch die Faktorvariable liegt 
bei 58 bzw. SI Prozent. Die unspezifizierten Störeinflüsse oder Fehler bewirken aber mitunter 
recht deutliche Unterschiede in den Kommunalitäten der beiden Gruppen. Gleichwohl lassen 
es die Kommunalitäten aller Indikatoren mit dem hypothetischen Konstrukt gerechtfertigt 
erscheinen, den Faktor Zentralitlit als Prädiktorvariable in das innere Strukturgleichungsmodell 
einzubeziehen. 
Die Ergebnisse der konfirmatorischen Faktorenanalyse verdeutlichen das hohe Ent-
wicklungsniveau der großen Zentren auf allen Dimensionen der DienstleislUngsökonornie. In 
Anlehnung an BLOTEVOGEL (1981:112) bestätigt dieses Resultat eine der wichtigsten 
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Annahmen der zentralörtlichen Theorie, die These Ober "die StandOItkoinzidenz von Teil-
zenttalitäten - oder anders ausgedrllckt: die Multifunktionalität von Zentralen Orten." 
5.3. Das innere Kausalmodell 
Das Interesse der Policy Output-Forschung richtet sich darauf, staatliche Aktivitäten aus einem 
Zusammenspiel politischer und soziG-Ökonomischer Variablen zu erklären. In Anlehnung an 
diese Fragestellung geht es im folgenden Abschnitt um die Lösung des eigentlichen Kern-
problems dieser Untersuchung, die Prüfung der empirischen Gültigkeit unseres Modells zur 
Erklärung der kommunalen Investitionsausgaben. Zu diesem Zweck vergleichen wir schritt-
weise die Schätzergebnisse für die Bestandteile des inneren Kausalmodells mit den im zweiten 
Kapitel formulierten Hypothesen. Dabei prüfen wir, ob die Effekte der unabhängigen 
Variablen auf die abhängigen Variablen unseren Erwartungen entsprechen und ob die vermu-
teten Unterschiede zwischen der CDU-dominierten und der SPD-dominierten Städtegruppe 
auftreten. 
Nach den in der Policy Output-Forschung formulierten Annahmen über die ideologi-
schen Präferenzen der politischen Parteien ist in der Kulturpolitik, vor allem aber in der 
GeseUschaftspolitik (Sport/Erbolung) mit einer überdurchschnittlichen Responsivität und 
Transformationsbereitschaft sozialdemokratisch dominierter Gemeinden zu rechnen. Demzu-
folge müßten die Pfade von den un:lbhängigen zu den abhängigen Variablen in den Aufgaben-
bereichen Kultur und SportIErholung in der SPD-Gruppe durchschnittlich stärker sein als in 
der CDU-Gruppe. Die entgegengestzte Konstellation ist dagegen nach den von uns ent-
wickelten Vorstellungen bei den wirtschaftsnahen Ausgaben zu erwarten, die in unserem 
Modell durch die Verkehrsinvestitionen reprllsentien sind Auf diesem Politikfeld sollten die 
Effektkoefflzienten in der CDU-Gruppe höher ausfallen als in der SPD-Gruppe. 
Da wir eine Grundgesamtheit untersuchen, sind die Kriterien der schließenden Statistik 
zur Absicherung der Schätzergebnisse in dieser Untersuchung nicht anwendbar. Daher 
sprechen wir von positiven bzw. negativen Effekten, wenn sich die Schätzungen der Parame-
terwerte im Wertebereich über +.20 oder unter -.20 bewegen. Schwächere Effekte ziehen wir 
zur Interpretation der Ergebnisse nur dann heran, wenn zwischen den beiden Gruppen eine 
Differenz von mindestens .20 besteht (vgl. ähnlich STONECASH/HA YES 1981 und in einem 
anderen inhaltlichen Zusammenhang SUDEKJHENNEN/BUCK 1988). 
Allerdings können in den gepoolten Analysen dieses Modellteils wegen der Nicht-
Stationarität von Zeitreihen Scheinkorrelationen auftreten, die durch einen gemeinsamen Trend 
in den exogenen und endogenen Variablen bedingt sind, z.B. durch Preissteigerungen. Diese 
Möglichkeit wurde zunächst durch einfache Regressionen der sechs Kriteriumsvariablen auf 
einen Zeitindex geprüft (vgl. auch REISSERT 1984:118f.). In keinem Fall war ein nennens-
werter Einfluß nachweisbar. Bei einer Berücksichtigung der Zeitvariablen in den USRElr 
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Schätzungen lodenen sich die Modellparameter nur geringfllgig, der Einfluß der Zeitvariablen 
lag durchgehend bei nahe 0.0.17) Unter dem Gesichtspunkt der Einfachheit und Spmamkeit 
des Analysemodells haben wir auf die Aufnahme des Zeitindexes in das endgültige LISRa-
Modell verzichtet. 
5.3.1. Die Investitionsausgaben in Abhängigkeit von den lokalen Bedarfs- und 
Ressourcengrößen 
Die bereits an dem niedrigen Wert des Gesamt-Determinationskoeffizienten ablesbbare 
schwache Erlclärungsleistung des inneren Modells zeigt sich auch in den Einzelgleichungen. 
Keine der in das Modell einbezogenen exogenen Erkllirungsvariablen (Zentralitllt, 
Bevölkerungsentwicklung, Freie Spitze und Verschuldungsflihigkeit) übt einen starken Einfluß 
auf eine der Investitionsvariablen aus. 
Tab. 4-6: Abhängigkeit der Investitionen von den exogenen 
Variablen 
-
Vergleich zwischen CDU- u. SPD-doainiert. Geeeinden 
Eigen- Zentralität Bevölkerungs- Freie Spitze Verschuld.-
finanz. entwicklung fähigkeit 
Investi-
tionen CDU SPD CDU SPD CDU SPD CDU SPD 
Kultur .13 .04 .16 -.09 -.00 .25 -.14 .02 
SportlE. .06 .02 -.02 -.14 -.02 -.03 -.07 .14 
Verkehr .06 -.27 .29 -.01 .20 .02 .15 -.07 
5.3.1.1. Der Einfluß der Zentralitllt 
Nach den Annahmen von SHARPFJNEWTON (1984) übt die zentralönliche Stellung einer 
Kommune einen substantiellen Einfluß auf ihre Investitionsaktivitliten aus. Diese Hypothese 
läßt sich durch die den zentralen Orten zugeschriebene Funktion begründen, soziale, wirt-
schaftliche und kulturelle Leistungen fllr die Umlandbevölkerung bereitzustellen. LIIge ein 
17) Die Zeitvariable wurde tor die Regressionsanalyse kategorial mK den Auspragungen 1 tor 1978. 2 
~r 1979 ... 8 tor 1985 verschlüssen. Auf eine aufwendige Denationierung der Daten wurde ver-
ZIChtet. Wie REISSERT (1984) nachweist. sind selbst beim Vorliegen eines substantiellen Trend· 
effektes in gepootten Analysen oder ZeHreihenanalysen die Verwendung eines Zeitindexes als 
KontroDvariable und die Verwendung deflationietter Daten tor die Parameterschatzungen lqui· 
valert. 
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derartiger Zusammenhang tatsächlich vor. dann mUßten in beiden Gruppen substantiell bedeut-
same kausale Pfade von der latenten Variablen Zcntralität zu den Investitionsausgaben flir 
Kultur, SportIErbolung und Verkehr fI1hren. 
Die Ergebnisse der empirischen Untersuchung bestätigen diese Vermutung im allge-
meinen nicht: Die Variable Zcntralität weist lediglich einen Effekt oberhalb des Schwellen-
wenes von +/-.20 auf, nämlich bei den eigenfinanzienen Verkehrsinvestitionen in der SPD-
dominietten Städtegruppe. Mit -.27 liegt ein deutlich negativer Einfluß der Zcntralität auf die 
Verkehrsinvestitionen der SPD-Städte vor. cLh.: die Ausgaben dieser Kommunen sinken mit 
zunehmender Dienstleistungszcntralität (ähnlich auch SKOVSGAARD 1981 in einer Studie 
über dänische Kommunen). In der CDU-Gruppe läßt sich ein substantiell bedeutsamer Trans-
formationscffekt nicht nachweisen. Dieses Ergebnis widerspricht eindeutig der von uns formu-
lienen Hypothese. mit steigender Zcntralität wachse der Bedarf an Verkehrsinvestitionen und 
dies fdhrc zu Ausgabensteigerungen. Darilber hinaus scheint auch die Annahme widerlegt. 
CDU-geführte Kommunen reagierten bei wachsendem Bedarf in wirtschaftsnahen Bereichen 
mit einer Erhöhung der Ausgaben. 
Vermutlich läßt sich dieser Sachverhalt auf die überdurchschnittlich gut entwickelte 
Verkehrsinfrastruktur urbaner und dienstleistungszcntraIer Kommunen zurUcldiihren. Zwar ist 
der Ausbau des kommunalen Straßennetzes insbesondere wegen seiner Bedeutung flir den 
Winschaftsverkehr eine "entscheidende Voraussetzung für die Lebensflihigkeit und 
Lebensqualität der Kommunen" (LIXENFElD 1987:138). doch wurde bereits zu Anfang der 
80er Jahre vermutet, daß bis 1990 in diesem Bereich mit einem Rückgang des Investitions-
bedarfs um bis zu 30% zu rechnen sei (vgl. LIXENFElD 1987:1SOff.). Dieser Sachverhalt 
scheint in den SPD-dominierten Gemeinden eine größere Rolle zu spielen als in den Städten 
mit CDU-Mehrheiten. In Anbetracht der Winschaftsnähe kommunaler Verkehrsinvestitionen 
läßt sich dieser Sachverhalt durchaus aus den programmatischen Zielen beider Parteien ablei-
ten. Im allgemeinen schreibt man der SPD eine Präferenz flir den Öffentlichen Verkehr. der 
CDU dagegen eine Präferenz flir den Individualverkehr zu. Da die kommunalen Verkehrsin-
vestitionen zu mehr als 80 Prozent in den Straßenbau fließen. könnten diese unterschiedlichen 
Ptäferenzmuster sich durchaus in unseren Daten widerspiegeln. Daruber hinaus schlagen sich 
möglichweise auch die ökologischen Aspekte der kommunalen Verkehrspolitik im unter-
schiedlichen Ausgabeverhalten der CDU- und SPD-gefUhrten Kommunen nieder. Unter ökolo-
giSChen Gesichtspunkten liegt es gerade in Verdichtuogsgebieten nahe. verkehrspolitische 
Investitionen zurückzunehmen oder sie vom Straßenbau in andere Ausgabenbereiche zu ver-
lagern. Zwar nehmen - entgegen unseren Annahmen - die Verkehrsinvestitionen in CDU-
dominierten Gemeinden mit zunehmender zentraIörtlicher Stellung der Kommunen nicht 
substantiell zu. doch läßt sich in diesen Gemeinden zumindest nicht der fUr SPD-Städte typi-
sche negative Effekt der Zcntralität fUr die Verkehrsinvestitionen feststellen. 
In dieser Betrachtungspcrspektive entspricht das Ausgabeverhalteo der CDU- und der 
SPD-Gruppc unseren Erwartungen. Wie die unterschiedlichen Vorzeichen der Effektkoeffi-
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nenten und die Differenz zwischen dem Zenttalitätseffelct in der CDU- und in der SPD-
Gruppe zeigen. reagieren die CDU-Stldte im Gegensatz zu den SPD-Stldten auf eine zentrali-
tätsbedingte Bedarfssättigung auf dem Verkehrssektor nicht mit Ausgabenkürzungen. Dieser 
CDU-Effelct tritt im Verkehrsbereich auch im Zusammenhang mit den anderen Bestimmungs-
faktoren der Investitionstätigkeit auf (vgl. dazu die folgenden Abschnine). 
In den Aufgabenbereichen Kultur und Sport/Erholung liegen alle Zenttalitätseffekte 
unterhalb unserer Interpretationsschwelle. Auf keinem dieser Politikfelder liegt daher ein par-
teipolitisch geprägter Transformationseffelct vor. Die Vermutung. SPD-dominierte Kommunen 
setzten den zentralönlichen Bedarf in der Kultur- und Gesellschaftspolitik stärker in aktives 
kommunalpolitisches Handeln um. bestätigt sich nicht. 
Somit erweisen sich die aur tkr Theorie tkr Zentralen One abgeleiteten Hypothesen 
über die aurgabensreigerntkn Wirkungen tkr zentralönlichen Funktion einer Kommune empi-
risch nicht als haltbar. Die Notwendigkeit. Leistungen für das Umland zu erbringen. scheint 
die kommunale Investitionstätigkeit nicht erkennbar zu beeinflussen. Sofern sich ein substan-
tieller Effela nachweisen 14ßt. ist er eher im Sinne tkr Särtigungshypothese zu interpretieren. 
Eine geringe Relevanz der zentralönlichen Stellung einer Gemeinde für ihr 
Investitionsniveau belegen auch die bisherigen Forschungsergebnisse über die Determinanten 
der kommunalen Investitionstätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland. SCHW ARTING 
(1979:164) kommt in seiner Untersuchung des Investitionsverhaltens nordrhein-westfälischer 
Gemeinden im Zeitraum 1965-1972 zu einem ähnlichen Ergebnis. Er hält es aber für möglich. 
daß die Irrelevanz der Zenttalität für die Erklllrung der gesamten kommunalen Investitionen 
durch eine ungenügende Messung dieser Einflußdimension bedingt ist; denn er erfaßte die 
zentralörtliche Stellung nur über einen einzigen und zudem zweifelhaften Indikator. Diese Un-
sicherheit bei der Interpretation des Ergebnisses besteht in unserer Untersuchung insofern 
nicht, als die Messung der komplexen Dimension Zenttalität erfolgreich war. 
SCHWARTING (1979: 164ff.) weist allerdings auf die Möglichkeit bin. daß die aus der 
zentralörtlichen Stellung einer Kommune resultierenden Einflüsse auf ihr Investitionsverhalten 
sich wechselseitig neutralisieren kÖllJlen, so daß letztlich kein meßbarer Nettoeffelct auftritt. 
Daher benutzt er neben dem Zentralitätsindikator die Einwohnerzahl der untersuchten 
Gemeinden - eine Größe. die bei uns unminelbar in den Zenttalitätsfaktor eingeht - als weitere 
Erldärungsvariable der Investitionen. Doch auch diese Größe erweist sich als wenig 
erldllrungskräftig. 
In seiner empirischen Untersuchung des kommunalen Investitionsverhaltens von 255 
deutschen Städten mit mehr als 20.000 Einwohnern in den Jahre 1956 bis 1970 verwendet 
RElSSERT (1984:330) einen minels einer Hauptkomponentenanalyse gebildeten 
Dienstleistungsfaktor. dessen Indikatoren unserer Operationalisierung der Zentralitätsdimen-
sion sehr ähnlich sind. Auch diese Variable trägt zur Erklllrung der ko=unalen Investi-
tionstätigkeit sehr wenig bei und gehön in RElSSERTs Modell zu den schwächsten Vorher-
sagegrößen (vgl. RElSSERT 1984:1100.). Ähnlich wie SCHWARTING verwendet 
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RESSERT neben der Zentralitlltsvariablen die Einwohnerzahl als Erklärungsgroße. Sie weist 
allerdings eine nocb schwllchere Erklllrungsleistung auf als der Zentralitlltsfaktor. 
In ihrer Untersuchung der kommunalen Wohnungsbauausgaben bundesdeutscher Groß-
stlldte im Jahre 1982 verwenden GRÜNER, JAEDICKE und RUlß..AND (1988) ein ähnliches 
Verfahren, wie es auch in dieser Studie eingesetzt wurde. Sie greifen zwar nicht ausdrücklich 
auf den Zentralitlltsansatz zurück, verwenden aber einen aus den Variablen Bevölkerungs-
dichte und Siedlungsdichte gebildeten Dichtefaktor als Erldänmgsgröße. Diese Verdichtungs-
variablen hängen in unserer Untersuchungseinheiten so stark mit der Zentralitlltsdimension 
zusammen, daß wir sie wegen des Kollinearitlltsproblems aus dem endgültigen Modell aus-
schließen mußten. Der Dichtefaktor erwies sich bei GRÜNER/JAEDICKF/RUHLAND 
(1988:52f.) als eine der schlechtesten Erklänmgsgrößen des Policy Outputs. Dieses Ergebnis 
ist in der Wohnungsbaupolitik noch erstaunlicher als auf den von uns untersuchten Politik-
feldern oder bei den Gesamtinvestitionen, weil gerade in Verdichtungsgebieten ein überdurch-
schnittlicher Bedarf an Wohnungen besteht, auf den das politische System mit entsprechenden 
AllokatioDSentscheidungen reagieren müßte. 
Auf der Grundlage unserer Ergebnisse läßt sich die Behauptung einer unangemessenen 
investitionspolitischen Belastung der Stlidte mit zentralönlichen Funktionen nicht aufrecht 
emalten. Dies deckt sieb mit den bisher für die Bundesrepublik vorliegenden Forschungser-
gebnissen. Ceteris paribus investieren die zentralen und urbanen Orte nicht mehr als andere 
Kommunen. Dies schließt nicht aus, daß sich diese Zusammenhänge bei den laufenden Ausga-
ben ganz anders darstellen (vgl AIKENJDEPRE 1981; MIELKE 1985; POSTI.EP 1985; 
SHARPFJNEWTON 1984). 
5.3.1.2. Der Einfluß der Bevölkerungsentwicldung 
Der Einfluß der Bevölkerungsentwicldung auf die Investitionen in den Bereichen Kultur, 
Sport/Erholung und Verkehr stellt sich IIhnlich dar wie der der Zentralität Nur die 
Verkehrsinvestitionen der CDU-dominierten Stlidte stehen in einer substantiell interpretier-
baren Beziehung zum Bevölkerungswachstum vgl. Tabelle 4-6). 
Der positive Koeffizient von .29 deutet darauf hin, daß die CDU-dominienen Gemein-
den auf einen Bevölkerungszuwachs mit verstllrkten Verkehrsinvestitionen reagieren. In SPD-
dominierten Kommunen läßt sich eine solche Beziehung nicht feststellen. Dies entspricht der 
Annahme, daß konservative Parteien im wirtschaftsnahen Bereich, insbesondere bei der Schaf-
fung günstiger Bedingungen für die private Produktion, Bedarfsveränderungen besonders 
nachhaltig in Allokationsentscheidungen umsetzen. 
Die Investitionsausgaben für die Bereiche Kultur und Sport/Erholung hängen mit dem 
Bevölkerungstrend offensichtlich nur sehr schwach zusammen. Locken man das 
Interpretationskriterium, und berücksichtigt auch solche Koeffizienten, die zwar unterhalb des 
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Betrags von .20 liegen. sieb aber zwischen den Gruppen um mehr als den Betrag von .20 
unterscheiden. dann ist auch ein parteispezifischer Transformationseffekt auf dem Politikfeld 
Kultur nachzuweisen. Allerdings widerspricht der Unterschied zwischen den beiden Gruppen 
unserer Erwartung. daß der Bevölkerungszuwachs in Gemeinen mit linken Mehrheiten eine 
stärkere Ausgabenexpansion auslöst als in CDU-dominierten Kommunen. Vielmehr setzen 
letztere einen steigenden Bedarf stärker in Investitionsausgaben um. Da der Parteieffekt nur 
schwach ausgeprllgt ist. sollte man dies Ergebis nicht liberbewerten. 
Die bisherigen empirischen Untersuchungen erbrachten hinsichtlich des Einflusses der 
BevölkerungsverlInderung auf die Investitionstätigkeit der Stlidte und Gemeinden keine ein-
deutigen Resultate. REISSERT (1984) und GRÜNER/JAEDICKFJRUlll...AND (1988) kamen 
zu dem Ergebnis. daß die Bevölkerungsentwicklung nicht wesentlich zur Erklärung kommu-
nalen AusgabenverbalteDS beitrllgt. Nach SCllWAR11NG (1979) ist die Bevölkerungsent-
wicklung - in einer in diesem Fall allerdings differenzierteren Analyse - ein wichtiger PrIIdiktor 
kommunaler Investitionen. 
Zusammenfassend ist also festhalten, daß die Bedarfsvariablen Zentralität und 
Bevölkerungsentwicklung keirILn nachweisbaren generellen Einfluß auf die eigenfmanzienen 
Investitionen in den Bereichen Kultur. Sport/Erholung und Verkehr ausliben. Soweit solche 
Effekte nachweisbar sind. stützen die Stärke und das Vorzeichen der Koefrlzienten die 
Hypothese. nach der CDU-dominierte Gemeinden auf dem Gebiet der Verkehrspolitik auf 
steigende Bedarfe mit verstärkten Investitionsanstrengungen reagieren. Für die in der Literatur 
wesentlich gängigere These über die stllrkere Ausgabebereitschaft linker Parteien auf wohl-
fahrtsstaatlichen Politikfeldem. hier in den Bereichen Kultur/W"lSsenschaft/Forschung und 
Spon/Erholung.liefen unsere Untersuchung keine empirischen Belege (vgl. LB. FRlED 1976; 
SHARPf./NEwrON 1984). Gemeinden mit SPD-dominierten politischen Systemen reagieren 
auf Variationen des Zentralitätsniveaus und der Bevölkerungsentwicklung in diesen Bereichen 
nicht wesentlich anders als CDU-dominierte Kommunen. in der Kulturpolitik ist sogar im 
Gegensatz zu unseren Annahmen eine liberdurchschnittliche Transformationsleistung der 
CDU-Stlidte feststellbar. 
5.3.1.3. Der Einfluß der Freien Spitze 
Insbesondere kommunale Mandatstrllger und Angehörige der Verwaltung luSern häufig die 
Ansicht. die kommunale Investitionstätigkeit hänge substantiell vom finanziellen 
Handlungsspielraum und von der Verschuldungsflihigkeit einer Gemeinde ab. Trlfe diese Fest-
stellung zu. dann mUßten in beiden Gruppen von Gemeinden relativ starke kausale Pfade von 
den Indikatoren der fmanziellen Handlungsflihigkeit zu den Investitionen verlaufen. Diese 
Pfade sollten wie zuvor im Verkehrsbereich fllr Kommunen unter CDU-Dominanz. in den 
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Investitionsbcreichen Kultur und Sport/Erholung für die SPD-dominierten Kommunen stärker 
ausfallen. 
Im Gegensatz zu den in der kommunalen Praxis aufgestellten BehauplUllgen abt die 
Freie Spine allerdings nur In zwei der Insgesamz der sechs möglichen Fälle einen substantiel-
len Einfll4J auf die Investitionsausgaben aus. In Übereinstimmung mit unseren Annahmen gilt 
dies fllr die Kulturpolitik der Städte mit linken Mehrheiten und fllr die Verkehrspolitik konser-
vativ regierter Stlidte. In beiden Flillen steigen mit wachsenden Ressourcen die Ausgaben (vgl. 
Tabelle 4-6). Kein Zusammcmhang besteht dagegen zwischen der Freien Spitze und den Spon-
/Erholungsinvestitionen, und zwar unabhllngig von der paneipolitischen Machtverteilung. 
Wider Erwarten lassen sich allenfalls schwache Beziehungen zwischen der Freien 
Spitze und Teilbereichen der kommunalen Investitionspolitik belegen. Treten erkennbare 
Beziehungen auf, dann entsprechen sie den Hypothesen: Mit einer wachsenden Freien Spitze 
intensiviert sich die kommunale Invcsitionstlltigkeit Dies kommt in SPD-regierten Kommunen 
der Kulturpolitik, in CDU-dominierten Gemeinden der Verkehrspolitik zugute. 
5.3.1.4. Der Einfluß der Verschuldungsfähigkeit 
Die Verschuldungsfähigkcit einer Gemeinde, die wir über die Einnahmckraft im Verhältnis zur 
bestehenden Pro-Kopf-Verschuldung messen, Ilbt durchgllngig einen schwachen Einfluß auf 
die Investitionsaktivitllten in allen drei Bereichen aus. Die Höhe der Kulturinvestitionen hllngt 
weder in CDU- noch in SPD-regierten Gemeinden von dieser Größe ab. Auf den Politikfeldern 
Verkehr und Sport/Erholung dagegen überschreitet wenigstens die Differenz der Effekte knapp 
den Schwellenwert von .20, und zwar in der erwarteten Weise: In der CDU-dominienen 
Gemeindegruppc rührt eine erhöhte Verschuldungsflihigkeit tendenziell zu höheren Ver-
kehrsinvestitionen, in den SPD-dominierten Kommunen zu höheren investiven Ausgaben rtlr 
Spott und Erholung. In Anbetracht der geringen Stärke der Effekte sollte man diese Unter-
schiede aber nicht überbewerten. 
Die Finanzausstamutg einer Kommune scheint demnach eine wesentlich geringere 
Bedeutung für die Höhe der kommunalen Inllestitionsausgaben zu haben als gemeinhin unter-
stellt wird. Zwar sind weder die Freie Spine noch die Verschuldungsfähigkeit unwichtig für 
das kommunale I nvestitionsverhalten. doch variieren die Effekte politikfeldspezijisch. und Im 
Vergleich mit den übrigen bislang behandelten Variablen 14/1t sich die Finanzkraft keinesfalls 
als die überragende Bestimmungsgröße einer aktiven kommunalen Inllestitionspolitik 
bezeichnen. 
Dies kontrastiert mit den Ergebnissen anderer empirischer Studien, die die 
Finanzkraftindikatoren durchweg als ausgesprochen wichtige Bestimmungsfaktoren der kom-
munalen Investitionspolitik beschreiben (vg1. GRÜNER/JAEDICKE/RUHLAND 1988:47). 
Mit Ihnlichen Indikatoren weist SCHW ARTING (1979) einen deutlichen Einfluß des finan-
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ziellen Spielraums auf die Investitionstlltigkeit nach, jedoch schwankt die Stärke der Effekte 
im Konjunkturverlauf. Zudem nahm die Abhllngigkeit der Investitionen von der Ver-
schuldungsflihigkeit im Laufe der Jahre, insbesondere nach der Gemeindefmanzreform, ab. 
REISSERT (1984) und GRÜ'NER/JAEDICKFJRUHLAND (1988) analysieren eben-
falls den Investitions- bzw. Ausgabeneffekt des fmanziellen Handlungsspielraums der Kom-
munen. REISSERT wählt als wichtigsten Indikator der finanziellen Leistungsfahigkeit die 
Realsteuerkraft GRÜNER, JAEDICKE und RUHLAND beziehen eine latente Variable Win-
schafts- und Fmanzkraft in ihre Untersuchung ein, in die neben den allgemeinen Zuweisungen 
die kommunalen Steuereinnahmen und das lokale Brunoinlandsprodukt eingehen. In beiden 
Untersuchungen leisten diese Ressourcenvariablen einen substantiellen Beitrag zur Erklärung 
kommunaler (Investitions-) Ausgaben. 
Diese Abweichungen zwischen unseren Ergebnissen und denen anderer Autoren sind 
umso erstaunlicher, als unsere Fmanzkraftindikatoren Freie Spitze und Verschuldungsfähigkeit 
sachlogisch und haushaltsrechtlich enger mit den Investitionsausgaben verbunden sind als die 
von GRÜNER/JAEDICKFJRUHLAND (1988) und REISSERT (1984) benutzten globalen 
Finanzkraftindikatoren mit den Output-Indikatoren ihrer Untersuchungen (vgI. Kapitel 2). 
Allerdings kommt eine von HERMANN (1986) durchgeführte Untersuchung zu IIhnlichen 
Ergebnissen wie den unseren. In seiner Analyse des Einflusses der finanziellen Leistungs-
fähigkeit und der WutschaftsStruktur einer Kommune auf ihre Ausgaben und Investitionen 
beschreibt er eine Kausalkette von der lokalen bzw. regionalen Wirtschaftsstruktur Uber die 
kommunale Fmanzausstattung bis hin zu den tatsächlichen Investitionen. Als vorletztes Glied 
der Kette führt er eine ähnlich der Freien Spitze definierte Finanzkraftvariable "Investitions-
spielraum" ein. HERMANN (1986:312,314) charakterisiert das Resultat seiner Analysen wie 
folgt: "Die Ergebnisse zeigen keinerlei Ähnlichkeit zwischen den regionalen Verteilungen der 
Finanzausstattung und der Bauinvestitionen und eine von Bundesland zu Bundesland unter-
schiedliche, in keinem Fall aber sehr große Ähnlichkeit zwischen den Verteilungen des 
Investitionsspielraums und der Höhe der Bauinvestitionen. ... Man wird daher der Hypothesen-
kette, die mit den Komponenten der kommunalen Steuerausstattung beginnt und bei den Bau-
investitionen endet, die Gültigkeit absprechen müssen." 
Aus welchen GrUnden die mit den Investitionsausgaben direkter zusammenhängenden 
Haushaltsmittel die tatsächliche Investitionstlltigkeit schwächer beeinflussen als allgemeine 
Deckungsmittel, wie Real- und Einkommensteuereinnahmen, ist nur schwer nachvollziehbar 
und bedarf sicherlich weiterer Forschungen. 
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S.3.2. Die Abhllngigkeit der Investitionszuweisungen von den lokalen Bedarfs- und 
Ressourcengrößen 
Die Investitionszuweisungen geiten in der einschlägigen Diskussion als die wichtigsten 
Anreizfaktoren der kommunalen Investitionstätigkeil 1e nach Interessenlage kritisiert man 
diesen Einfluß als Einschrllnkung der kommunalen Handlungsfreiheit oder rechtfertigt ihn als 
Beitrag zu einer ausgewogenen räumlichen Verteilung öffentlicher Infrastruktur. In den bisher 
durchgeführten Untersuchungen über die Wirlcung der Investitionszuweisungen spielten weder 
paneipolitische Effekte noch die Abhängigkeit der Zuweisungen von örtlichen Bedarfen und 
Ressourcen eine wesentliche Rolle. Dementsprechend hatten wir auf die Formulierung 
differenzierter Hypothesen verzichtet und die Klärung der Bestimmungsfaktorcn der Investi-
tionszuweisungen der empirischen Analyse vorbehalten. Vor allem die Beantwonung zweier 
Fragen ist aber in diesem Zusammenhang interessant: 
(1) Hängt die Höhe der Investitionszu\Veiungen erkennbar von den lokalen Bedarfen 
und Ressourcen ab? 
(2) Verstehen es die Parteien in unterschiedlicher Weise, flir örtliche Bedarfe 
Zuweisungen des Landes zu akquirieren? 
Tab. 4-7: Abhängigkeit der Zuweisungen von den exogenen 
Variablen 
-
Vergleich zwischen CDU- u. SPD-dominiert. Gemeinden 
Investi- Zentralität Bevölkerungs- Freie Spitze Verschuld.-
tionszu- entwicklung fähigkeit 
weisun--
gen CDU SPD. CDU SPD CDU SPD CDU SPD 
Kultur .32 .36 -.09 .03 -.11 .20 .13 .02 
SportlE. .10 .06 -.00 -.08 .08 .31 .21 -.04 
Verkehr .12 .14 -. Z1 -.05 -.02 .08 -.01 -.10 
S.3.2.1. Der Einfluß der Bedarfsvariablen 
Wenn die Gewährung und Akquisition von Zweckzuweisungen von der lokalen Bedarfslage 
abhinge (vgl. Kapitel 2), dann müßte das Modell entsprechende Pfade von den Bedarfs-
variablen zu den Pro-Kopf-Zuweisungen enthalten. Ein Einfluß der Dienstleistungszentralität 
tritt in den 49 verbandsfreien Städten und Gemeinden nur auf dem Feld der Kulturausgaben 
auf. Die hier zu beobachtenden Effekte sind aber die stärksten, die wir in unseren Analysen flir 
140 
eine der Bedarfs- und Ressourccngrößcn überhaupt nachweisen können: Sie liegen in der 
CDU- und der SPD-Gruppc über +.30. Die Stlirke des Effekts differiert zwischen den beiden 
paneipolitischen Gruppierungen praktisch nicht (vgl. Tabelle 4-7). Auch die vernachlässigbar 
geringe Wirkung der Zcntralitlit auf die Investitionszuweisungen in den Politikfeldern 
SportIErholung und VeIkehr spricht gegen die Annahme eines unterschiedlichen paneipoliti-
schen Transformationscffektes bei den zentralörtlich bestimmten Bedarfen. 
Mit einer Ausnahme gilt dieser Zusammenhang auch für die Wirkung der 
Bevölkerungsentwicklung. Die an die CDU-dominierten Kommunen gezahlten Zuweisungen 
im Haushalt VcIkehr sinken mit zunehmender Einwohnerzahl. CDU-geftihrtc Kommunen 
nutzen den aus dem Bcvölkerungswachstum resultierenden Bcdarfsdruck nicht stllIker als 
SPD-Gemeinden dazu. Frcmdrcssourcen für ihre eigenen Problemlösungen zu mobilisieren. 
Da andererseits mit einem Bevölkerungswachstum die Verkchrsinvestitionen CDU-dominier-
ter Gemeinden zunehmen, ist zu vermuten, daß die bUrgcrlich regierten Städte und Gemeinden 
V cIkehrsinvestitionen als außerordentlich adäquate Antworten auf eine veränderte Bedarfs-
und Ressourccnlage ansehen. Sie transformieren wachsende Bedarfe und Ressourcen selbst 
dann in VcIkehrsinvestitionen, wenn das Land seine Investitionszuweisungen in diesem 
Bereich einschränkt. Die übrigen Effekte der Bcvölkerungsentwicklung auf den Zuweisungs-
empfang sind so gering, daß ein Vergleich der Transformationsleistungen über die Gruppen 
hinweg nicht sinnvoll erscheint. 
Nur im Politikfeld Kultur, Wissenschaft und Forschung bestätigt sich die von 
POSTI.EP (1985:306) formulierte Erwartung, daß sich die Kommunen bei entsprechender 
Bedarfslage vcrstäIkt um Zweckzuweisungen bemühen. In Anbetracht der unklaren Kausalbe-
ziehungen zwischen den Investionszuwcisungen und den meisten im Modell enthaltenen 
Variablen llIßt sich unter Vorbehalt die Vermutung llußcm, daß das Land relativ autonom nach 
eigenen politischen Präferenzen über die Mittclvergabe entscheidet. Tendenziell sülZt dies die 
Hypothese vom "goldenen Züger, nach der die Zweckzuweisungen die Gemeinden de facto 
dazu zwingen, sich stall an ihrem eigenen Bedarf an den Präferenzen des Zuweisungsgebcrs zu 
orientieren; jedenfalls ist eine bcdarfsorientierte Aquisition von Zuweisungen nicht nachweis-
bar. Allerdings stößt die quantitativ vergleichende Methode bei der Klärung der tatsächlich be-
stehenden Bestimmungsfaktorcn der Investitionszuweisungen an ihre Grenzen. Detaillierte 
~ormationen zu dieser Frage lassen sich möglicherweise durch qualitative Einzelfallstudien 
gewinnen, deren Ergebnisse aber nicht gencralisierbar sind. 
Noch weniger als bei den Investitionen sind also bei den Zuweisungen durchgängige 
Beziehungen zu den Bedarfsvariablen zu erkennen. Außer dem nachweisbaren Zusammenhang 
zwischen Investitionszuwcisungen für kulturelle Zwecke und der Zentralität einer Kommune 
gibt es keine empirischen Belege für die These, die staatlichen Zuweisungen an die Kommu-
nen orientierten sich an spezifischen örtlichen Bedarfsstrulcturcn. 
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S.3.2.2. Der EinflUß der Rcssourcenvariablen 
In der literatur wird allerdings auch die These vertreten, daß die Möglichkeit zur Mobilisie-
rung staatlicher Zuweisungen weniger vom Bedarfs- als vom Ressourcenniveau der Gemein-
den abhängt (vgl. SCHWARTING 1979:113f.). Thre eigenen finanziellen Möglichkeiten ent-
scheiden demnach darüber, wieviel Eigenmittel sie für die Mitfinanzierung geförderter 
Projekte aufbringen können. Dieser Annahme zufolge sind substantiell interpretierharc Pfade 
von den Fmanzkraftindiktoren zu den Zuweisungen zu erwarten (vgI. Kapitel 2). Derartige 
Beziehungen zwischen den Ressourcenindikatoren und der Höhe der empfangenen Zuweisun-
gen bestehen in den 49 Städten nur ausnahmsweise. 
Die Freie Spitze hängt in zwei Fällen mit den Zuweisungen an die Kommunen zusam-
men: SPIXIominierte Kommunen erhalten in den Bereichen Kultur und Sport/Erholung offen-
sichtlich umso mehr Zuweisungen, je solventer sie selbst sind. In beiden Aufgabengruppen 
besteht auch ein deutlicher Unterschied zur mU-dominierten Gemeindegruppe, in der keine 
kausale Verbindung zwischen der Freien Spitze und den Investitionszuweisungen auftritt. 
Diese Differenz läßt sich als Merkmal einer SPD-spezifischen Ressourcenbeschaffungspolitik 
interpretieren, die der Erwartung entspricht, daß sozialdemokratische Politiker eher zu aktivem 
Investitions- und Ausgabeverhalten tendieren als Kommunalpolitiker aus dem bürgerlichen 
Lager. 
Die Gruppendifferenzen in den beiden gesellschaftspolitisch geprilgten Tätigkeits-
feldern bestätigen damit die Richtigkeit unserer Vermutungen über die stärkere Responsivität 
der SPD-Kommunen. Sie sind eher bereit, ihre eigenen Ressourcen um staatliche Mittel für die 
Erfüllung der angesprochenen Aufgaben zu ergänzen als mU-Kommunen. Anders als bei den 
Investitionsausgaben liegt im Verkehrsbereich in der mu-Gruppe kein vergleichbar deutli-
cher Effekt vor. 
Wie die Freie Spitze könnte die zweite Ressorcenvariable, die VerschuIdungsfähJglceit 
einer Gemeinde, den Empfang bzw. die Mobilisierung von Zuweisungen positiv beeinflussen. 
Da der Staat die Vergabe von Investitionszuweisungen im Regelfall an eine Mitfinanzierung 
der gef6rderten Maßname durch die Kommune knüpft, können möglichweise nur Kommunen 
mit einer entsprechenden Verschuldungsfähigkeit staatliche Zuweisungen in Anspruch 
nehmen. Allerdings läßt sich ein entsprechender Zusammenhang durch unsere Daten empirisch 
kaum belegen. Lediglich die Beziehung zwischen der Verschuldungsfähigkeit und dem 
Empfang von Sport/Erbolungs-Zuweisungen durch die mu-Gruppe stützt die Vermutung, daß 
ein günstiges Verhältnis von Einnahmekraft und Schulden die verstärkte Inanspruchnahme von 
Zuweisungen durch die betreffenden Kommunen ermöglicht. Allerdings war dieser Effekt 
nicht in der mU-dominierten Gruppe, sondern bei den sozialdemokratisch regierten Gemein-
den erwartet worden. Die Annahme einer stärkeren Responsivität der SPD in diesem Aufga-
benbereich konnte bei der Analyse der Effekte der Freien Spitze noch bestätigt werden. Damit 
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stellt sich der paneipolitische Transformationseffekt fiIr die beiden Ressourcenvariablen 
widersprüchlich war. Da die KoeffiZienten zudem überwiegend nur eine nur geringe Stärke der 
Einflußbeziehungen indizieren, gibt es allenfalls eine schwache Evidenz ("Ur die These von 
einer paneipolitisch profilierten kommunalen Investitionspolitik. 
Eindeutig widerlegt wird durch unsere Daten die Möglichkeit. die Zuweisungsvergabe 
könnte sich in nennenswertem Umfange an übergeordneten parteipolitischen Kriterien orientie-
ren. In diesem Falle müßten die Stlldte und Gemeinden mit CDU-Mehrheiten beim Vorliegen 
entsprechender Bedarfe bzw. eigener Ressourcen in besonderem Maße in den Genuß staatlicher 
Investitionszuweisungen kommen. Soweit jedoch überhaupt paneipolitische Einflüsse auf die 
Aquisition von Zuweisungen auftreten, begünstigen sie eher die sozialdemokratisch regierten 
Kommunen als solche Stlldte und Gemeinden, in denen die im Land regierende CDU über die 
Mehrheit verfügt. 
5.3.3. Die Investitionen in Abhängigkeit von den Zuweisungen 
Weder die önIichen Bedarfs- noch die lokalen Ressourcengrößen tragen in dem erwarteten 
Maße zur Erklärung der kommunalen Investitionstätigkeit unserer Untersuchungseinheiten und 
ihrer Mitfinanzierung durch den Staat bei. Nach unseren Feststellungen hängt sowohl die Höhe 
der kommunalen Investitionsausgaben als auch die Höhe der staatlichen Investitionszuweisun-
gen nur in begrenztem Umfange von lokalen Faktoren ab. Die vereinzelt nachweisbaren Ein-
flußbeziehungen folgen keinem einheitlichen Muster. Die begrenzte Relevanz der örtlichen 
Rahmenbedingungen ("Ur die Erklärung des Investitionsverhaltens könnte mittelbar fiIr die 
Richtigkeit der These von der Außensteuerung der Kommunen durch die staatliche Zuwei-
sungspolitik sprechen. In der Uteratur ist diese Annahme weit verbreitet. mögliche parteipoli-
tische Effekte blieben allerdings in der bisherigen Diskussion über die SteuerungswiIkung der 
Investitionszuweisungen weitgehend unbeachtet (vgl. Kapitel 2). 
Die empirische Gültigkeit der Hypothese über den goldenen Zügel des Staates und über 
die Außensteuerung oder Entfunktionalisierung der Gemeinden durch die staatliche 
Zuweisungspolitik müßte sich in unserem Erklärungsmodell am Auftreten starker Kausalpfade 
zwischen Zuweisungen und Investitionen zeigen. Dennoch könnte ein solches Ergebnis allen-
falls als Indiz flir die Gültigkeit der Steuerungshypothese interpretiert werden; denn wie im 
zweiten Kapitel bereits ausgeführt wurde, müssen kommunale und staatliche Zielsetzungen 
einander nicht notwendigerweise widersprechen. Falls allerdings in Anbetracht der nachweis-
lich geringen Bedeutung der lokalen Bedarfs- und Ressourcengrößen ("Ur Investitionsausgaben 
ein deutlicher Zuweisungseffekt aufträte, dann dann spräche dies im Zusammenhang mit den 
bisherigen Ergebnissen eher ("Ur die Steuerungsthese als ("Ur die These einer Ressourcenmobili-
sierung von unten. 
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Zuweisungseffektc können sich nach den im zweiten Kapitel angestellten Überlegun-
gen als Ausgabenanreizeffekte oder als Versickerungseffektc lußem. Im ersten FaDe liegen die 
standardisienen Pfadkoeffizienten Ober 0.0, im letzten darunter. Von einer erfolgreichen 
Au8ensteuerung kann allerdings nur die Rede sein, wenn der Staat durch seine Zuweisungs-
politik einen Ausgabenanreiz schafl't.11) 
Nach den in Tabelle 4-8 enthaltenen Ergebnissen fallen die Beziehungen zwischen 
Investitionszuweisungen und Sachinvestitionen im allgemeinen wesentlich stärker aus als 
slmtliche bislang diskutienen Effekte der lokalen Bedarfs- und Ressourcenfaktoren. Während 
nur wenige lokale Bedarfs- und Ressourcengrö6en in einer substantiellen Beziehung zu den 
eigenfinanzienen Investitionsausgaben standen, trim dies für f1inf der sechs Zuweisungseffekte 
zu. 
Tab. 4-8: Abhängigkeit der Investitionen von den 
Zuweisungen - Vergleich zwischen CDU- und SPD-
dominierten Gemeinden 
-
Standardisierte Effekte der 
Investitionszuweisungen 
Eigenfinanzierte Investitionszuweisungen 
Investitionen 
CDU SPD 
Kultur .60 .29 
Sport/Erholung .53 .61 
Verkehr .26 .11 
Wie ein kurzer Überblick Ober die Untersuchungsergebnisse zeigt, sind zum Teil deutliche 
Unterschiede zwischen den beiden Städtegruppen und zwischen den drei Aufgabenbereichen 
zu beobachten (vgl. Tabelle 4-8). 
Bei den Kulturinvestitionen läßt sich der einzige substantiell bedeutsame paneipoliti-
sche Transormationseffekt nachweisen: In CDU-dominienen Kommunen lösen staatliche 
Investitionszuweisungen deutlich höhere Eigeninvestition aus als in den Städten und Gemein-
den mit SPD-Dominanz, obgleich auch in diesen ein Ausgabenanreizeffekt staatlicher 
Zuweisungen auftrin (.SO zu .29). Im Aufgabenfeld SponJErholung liegen mit durchschnittlich 
.57 stärkere Effekte vor als in irgendeinem anderen Teil des Modells. Die Zuweisungen wirlc.en 
sich in beiden Gemeindegruppen ähnlich aus. Unabhängig von den paneipolitischen Konstel-
lationen veranlassen sie die Kommunen dazu, mehr Eigenminel für Investitionsausgaben auf-
zubringen. Im Gegensatz dazu stehen die verhältnismäßig schwachen Reaktionen der Kornmu-
18) Auf Grund der empirischen Varianzen der Variablen kOnnen wir die In KapHel 2lür unslandardisierte 
Ellekte formulierten Zusammenhange auch auf die standardisierten PfadkoefflZlenlen Obertragen 
(vgl. auch Öle nachfolgende Tabelle 4·9 mit den unstandardisierten Effekten der InvestHionSzu-
weisungen). 
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nen auf staatliche Zuweisungen fUr Verkehrsinvestitionen. Zwar treten in den COU-gefllhnen 
Städten, anders als in der SPD-Oruppe, substantielle Anreizcffekte auf, sie sind jedoch bei 
weitem nicht so stark wie auf den Politikfeldem Kultur und SportIErholung. 
Bemerkenswencrweise fIllt der Steuerungseffekt der Zuweisungen genau in dem 
Investitionsbereich am geringsten aus, in dem der Effekt der lokalen Bedarfs- und Ressourcen-
größen am deutlichsten erkennbar ist, nImlich bei den Verkehrsinvestitionen. Umgekehn treten 
die stärksten Steuerungseffekte der Zuweisungen in dem Aufgabenfeld auf, in dem nur äußerst 
schwache Einflüsse lokaler Bedingungen zu verzeichnen sind, nllmlich im Bereich 
Sport/Erholung. Diese Ergebnisse scheinen auf den ersten Blick die These vom goldenen 
Zügel zu erhärten. auch wenn sich auf den drei untersuchten Politikfeldem jeweils besondere 
Konstellationen feststellen lassen. Dagegen erwiesen sich die konkurrierenden Ansätze zur 
Erklärung der kommunalen Investitionstlltigkeit überwiegend als empirisch nicht tragfahig. 
WU' hatten im zweiten Kapitel die Bedingungen der Gültigkeit der Steuerungshypothese 
folgendermaßen spezifiziert (vgl. auch GRAMLIaI 1977; WALDAUER 1973; Wß.DE 
1968): 
Immer wenn eine zusätzliche Zuweisungseinheit eine Verringerung der Eigeninvesti-
tionen im geförderten Bereich zur Folge hat (negativer Effektkoeffizient), dann liegen 
Versickerungseffekle vor. Die Kommunen ziehen eigene Mittel zur Fmanzierung der 
Investitionen aus dem betreffenden Aufgabenbereich ab, verlagern sie in andere Berei-
che oder sparen sie einfach ein. 
Immer wenn auf eine zusätzliche Zuweisungseinheit eine Erhöhung des eigenfinan-
zierten Investitionsvolumens erfolgt (positiver Effektkoeffizient), sprechen wir von 
AusgabenanreizejJeJ:ten. In diesem Fall mobilisieren die Kommunen über die em-
pfangenen Zuweisungen hinaus eigene Mittel für die geförderte Aufgabe, die sie aller-
dings möglicherweise aus anderen Bereichen abziehen. 
Daneben ist der Grenzfall denkbar, bei dem eine Erhöhung der Zuweisungen weder 
eine Verstdrlung rweh einen Abbau der Investitionen nacb sich zieht (Effektkoeffi-
zient~.O). Die Gesamtinvestition in diesem Aufgabenfeld steigt also exakt um den 
Zuweisungsbetrag. 
Nach den von IUIS ermittelten Ergebnissen liegen in allen drei Al(gabenbereichen und 
in CDU- und SPD-regierten Ko11lltllUlen ausschließlich Ausgabenanreizeffeku vor, die eine 
erfolgreiche staatliche Steuerung indizieren. Die Gemeinden weiten durchgllngig In allen 
Al(gabenbereichen ihre eigenfinanzierren Aktivit4ten aus, wenn die staatlichen ZUweisungen 
für das betreffende Al(gabenfeld steigen. Im Zusammenspiel mit den bisherigen Ergebnissen 
stüJzt dieser Sachverhalt die Hypothese von der A,.pensteuerung durch die staatliche ZUwei-
sungspolitit. Allerdings variiert die Zuweisungsabhllngigkei. mit dem Politiltfeld und mit den 
partei politischen Rahmenbedingungen in einer Ko11lltllUle. Am stärksten ist sie bei den Ausga-
ben für Sport und Erholung, am schwllchsten bei den Verkehrsinvestitionen. Mit Ausnahme 
des Politikfeldes Sport/Erholung fallen die Ausgabcnanrcizcffekte in CDU-rcgierten Kommu-
nen stärker aus als in Gemeinden mit SPD-Mehrheiten. 
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Allem Anschein nach nutzen die Kommunen Zuweisungen nicht dazu, ihr Aktivitäts-
profil nach eigenen Vorstellungen und entgegen den Intentionen des Zuweisungsgebers zu ver-
Indem. wie dies beim Auftreten von Versickerungsetrekten der Fall wäre. Vielmehr scheinen 
sie ihre eigenen finanziellen Dispositionen in starkem Maße den Präferenzen des Zuweisungs-
gebers anzupassen. Allerdings bleibt dahingestent, ob es dadurch tatsllchlich zu staatlichen 
Eingriffen in die kommunalen Prlferenzen kommt Diese Frage IlI.6t sich wiederum nur durch 
qualitativ angelegte Fallstudien beantworten. 
Zu Ihnlichen Ergebnissen hinsichtlich des Einflusses der Zweckzuweisungen auf die 
kommunalen Investitionen kamen auch die Studien von SCHW ARTING und REISSERT. 
SCHW ARTING (1979) wies einen durchgängigen Einfluß der Investitionszuweisungen auf die 
Sachinvestitonen nach; allerdings sind die Zuweisungsanteile in seinem globalen Investitions-
indikator enthalten. Nicht ganz sicher war er sich in seinem Urteil über die Frage, ob der 
festgestellte Zusammenhang sich als Versickerungs- bzw. Mitnahmeetrekte interpretieren IlI.6t 
oder ob auch ein Anreiz.etrekt vorliegt Aufgrund seiner Ungsschninbetrachtungen kommt er 
zu dem Ergebnis, daß Stimulationsetrekte vornehmlich in wirtschaftlichen Aufschwung- und 
Boomphasen auftreten (vgL SCHWARTING 1979:1721). Eine derartige Einschrlnlrung ergab 
sich fUr unseren Untersuchungszeitraum und unsere Untersuchungseinheiten nicht 
REISSERT (1984) ging der Frage, ob die Investitionszuweisungen einen 
Ausgabenanreizetrekt ausüben, minels einer normalen Querschninsanalyse und im Rahmen 
einer Analyse gepoolter Zeitreihendaten nach. In beiden Fällen stellte er einen substantiellen 
Zuweisungsetrekt fest, der aber wesentlich schwächer ausfiel als der Einfluß der Realsteuer-
Icraft. Zwar leisteten die Zuweisungen in seinen Analysen einen substantiellen Beitrag zur 
Erklärung der gesamten ~Kopf-Investitionen der kommunalen Haushalte, jedoch erklllrten 
sie die Varianz in den um die Zuweisungsanteile bereinigten Eigeninvestitionen verhältnis-
ml8ig schlecht DarUberhinaus stellte REISSERT (1984:108tr.) eher Versickerungs- als Aus-
gabenanreizeffekte fest. Das Bild änderte sich allerdings deutlich bei der Analyse des Zusam-
menhanges zwischen den eigenfmanzierten Investitionsanteilen und den Zuweisungen in 
einzelnen Ausgabenbereichell, bei der REISSERTs Design unserer Analysekonzeption Ihnelt: 
In den einzelnen kommunalen Aufgabenbereichen beeinflußt die Höhe der Zuweisungen die 
Investitionsausgaben erheblich stärker als bei den über alle Haushalte aggregierten Größen. 
DarUber hinaus ermittelte er auf dieser Ebene überwiegend Ausgabenanreizeffekte (vgl. 
REISSERT 1984:123ff.). Auch RElSSERT (1984:124(.) kam zu dem Ergebnis, daß diese 
Beziehungen in verschiedenen Aufgabenfeldem unterschiedlich stark ausfallen. Obgleich sich 
seine Erkenntnisse über die BeinfluBbarkeit der Kommunen im Detail von den unseren unter-
scheiden, stimmen die Ergebnisse unserer Analyse der Zuweisungseffekte generell mit denen 
REISSERTs I1berein. Die Differenzen betretren die Steuerbarkeit der Kommunen in einzelnen 
Politikfeldern. 
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S.3.4. Ein Vergleich der monetaIen W'ultungen der Freien Spitze und der Zweckzuweisungen 
auf die Investitionsausgaben 
In der kommunalpolitischen Praxis dreht sich die Diskussion über die Bestimmungsfaktoren 
einer kontinuierlichen uDd infrastrukturpolitisch leistungsfllhigen kommunalen Investitionspo-
litik vornehmlich um die in unserem Modell enthaltenen finanzwirtschaftlichen Variablen. Die 
Betonung dieses Aspektes durch kommunale Praktiker lIßt sich schon deshalb leicht nachvoll-
ziehen, weil es eine ständige Auseinandersetzung um die Verteilung der knappen öffentlichen 
Mittel zwischen dem Bund, den LIndern und den Gemeinden gibt Kommunalpolitiker fordern 
aus ihrer Interessenlage heraus begrUndetennaßen möglichst hohe frei verfügbare Mittel, damit 
die Kommunen auf der BasiJ einer soliden Fmanzausstattung ihre Investitionsentscheidungen 
an den örtlichen Gegebenheiten und Präferenzen ausrichten können. Landes- und Bundespoli-
tiker dagegen verweisen auf das Erfordernis einer möglichst gleichmäßigen Verteilung regio-
nalen und lokalen Verteilung öffentlicher und privater Infrastruktureinrichtungen. Mit dieser 
Forderung begründen sie die Notwendigkeit einer Beeinflussung der kommunalen Investitio-
nen durch staatliche Zwecuuweisungen. Auf dem Hintergrund dieser Auseinandersetzung läßt 
sich die Bedeutung einzelner Fmanzierungsquellen flir die Höhe der kommunalen Investitions-
ausgaben als Indikator einer autonomen oder außengesteuerten Investitionspolitik interpretie-
ren. Je größer der EirifllflJ der staatlichen Invutitionszuweisungen ausfällt, desto eher sind der 
Bund und die Under in der Lage, ihre Prioritilten in die kommunale Investitionspolitik ein-
fließen zu lassen. Je größer dagegen die Bedeutung eigener Finanzierungsquellen einer 
Gemeinde fi1r ihr I nvestitionsverhalten, desto eher kaM man eine Autonomie der lokalen Ent-
scheidwtgstrdger bei ihren Invutitionsenrscheidwtgen unterstellen. 
Auf der Grundlage der bislang vorgestellten Ergebnisse IllBt sich die Frage nach dem 
Gewicht externer und interner Fmanzierungsquellen kommunaler Investitionsausgaben relativ 
eindeutig beantworten. Wie ein Vergleich der EffektkoefflZienten der Freien Spitze und der 
Investitionszuweisungen zeigt, IllBt sich in keinem FaUe eine größere Relevanz der Freien 
Spitze gegenüber den staatlichen Investitionszuweisungen feststellen. Auf den Politikfeldem 
Kultur (SPD-StlIdte) und Verkehr (CDU-StlIdte) faUen die Unterschiede zwischen den Kausal-
gewichten dieser beiden Variablen so schwach aus, daß es gerechtfertigt erscheint, von einer 
gleichartigen Bedeutung externer und interner Ressourcen fIIr die Investitionsf'manzierung zu 
sprechen. Die Höhe der Verkehrsinvestitionen SPD-gefUhrter Kommunen hingt weder von den 
Zuweisungen noch von der Freien Spitze ab. In den verbleibenden drei FIllen sind die Zuwei-
sungen im Vergleich mit der Freien Spitze eindeutig der wichtigere Einflußfaktor. 
Relativ anschaulich IllBt sich der monetaIe Effekt der Investitionszuweisungen und der 
Freien Spitze fllr die Eigeninvestitionen mittels der unstandardisierren Effekte darstellen. Eine 
solche Vorgehensweise ist für diese drei Variablen deshalb möglich, weil sie einheitlich in 
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DM-Betrlgen gemessen werden.1,> Die unstandardisienen Effekte geben in diesem Falle an, 
um wieviele DM die eigenfinanzienen Investitionsausgaben der Kommunen dun:bscbniulicb 
steigen, wenn sicb die Zuweisungen und die Freie Spitze - bei Konstanz aller anderen im 
Modell enthaltenen Variablen - um eine DM erhöben. Tabelle 4-9 informiert fiber die Starke 
dieser monetären Zusammenhänge. 
Tab, 4-9: Abhängigkeit der Inveetitionen von den 
Zuweieungen und der Freien Spitze - Vergleich zwiechen 
CDU- und SPD-doainierten Ge.einden - Unetandardieierte 
Effekte der Zuweisungen und der Freien Spitze 
Eigenfinanzierte CDU SPD 
Inveetitionen 
ZUW FSP ZUW FSP 
Kultur ,89 -.00 .52 .03 
Sport/Erholung 1.02 -.01 1.29 -.01 
Verkehr .40 .15 .16 .02 
Die Daten belegen wesenllich eindeutiger als die standardisierten Koeffizienten die 
fibem.gende Bedeutung der Investitionszuweisungen als Minel zur InvestitionsfUllnzierung. 
Bei den Spon und Erholungsinvestitionen ergänzen SPD-dominiene Stldte jede DM vom Staat 
erhaltener Zuweisungen um Eigenmittel in Höhe von 1.29 DM. Die CDU-gefübnen Stldte 
mobilisieren aus eigenen Mittel dun:bscbnittlich 1.02 DM, wenn sie staatliche Zuweisungen 
von einer DM je Einwobner erhalten. Auf staatlicbe Zuweisungen reagieren die Gemeinden 
beider Gruppen mit einer beträcbtlicben Ausweitung ihrer investitionspolitischen Aktivitäten. 
Der stllrkere Effekt in den SPD-Kommunen, mithin ihre größere Steuerbarkeit in diesem 
Bereich, kann als ein Indiz für eine besondere Präferenz der sozialdemokratiscben Kommunal-
politiker rür die Wahrnehmung spon- und erbolungspolitiscber Aufgaben gewertet werden. 1m 
Gegensatz zu den Investitionszuweisungen trlgt eine Vergrößerung der Freien Spitze praktisch 
nichts zur Erhöbung der Eigeninvestitionen auf dem Sektor SportlErholung bei, da bei ihrem 
Wachstum um eine DM je Einwohner die Investitionsausgaben in beiden Gemeindegruppen 
praktiSCh unveränden bleiben. Irrelevant ist eine zunebmende Freie Spitze gleicbfalls für die 
Kulturinvestitionen, wlhrend eine Erhöbung der staatlicben Investitionszuweisungen um eine 
DM je Einwohner in den SPD-Stldten dun:bscbnittlicb zur Mobilisierung von zusltzlich 52 
18) Die Unterschiede zwischen den standardisierten und den unstandardisierten Effekten ergeben sich 
aus der BerOcksichtigung der Streuung der abhangigen und der unabhangigen Variablen Ober die 
Skalen bei den standardisierten Effekte. Die Berechnung erfolgt folgendermaßen: Bi-bj'(sxt'Sy). 
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Pfennigen. in den CDU-Stlidten sogar von 89 Pfennigen fUhrt. Lediglich die Verkehrsinvesti-
tionen in Stlidten mit CDU-Mehrheiten erhöhen sich in bescheidenem Umfange, nllmlich um 
16 Pfennige je Einwohner, wenn die Freie Spitze um eine DM steigt. Dagegen löst eine 
zusätzliche DM an InvestitioDSZUweisungen einen mehr als doppel so starken Investitionsschub 
aus (40 Pfennige). 
5.3.5. Zusammeafassung der empirischen Ergebnisse 
Eine politikfeldspezifische Betrachtung der empirischen Ergebnisse llßt zum Teil deutliche 
Unterschiede zwischen den Bereichen Verkehr einerseits und Kultur bzw. Sport/Erholung 
andererseits erkennen. 
Die Höhe der eigenfinanzierten Investitionsausgaben für kulturelle Zwecke hängt vor 
allem von den für die ErlUllung dieser Aufgaben vcrfUgbaren staatlichen Investitionszuwei-
sungen ab. Daneben weist nur die Freie Spitze in der SPD-Gruppe einen interpretierbaren 
Effekt auf. Die WU'kungen der Bedarfsvariablen Zentralität und Bevölkerungsentwicldung auf 
die Investitionstlltigkeit in diesem Politikfeld sind vemachllssigbar gering. Die Investitionszu-
weisungen stehen ihrerseits in einem positiven Zusammenhang mit der zentralörtlichen 
Stellung der Kommunen. Diese Beziehung ist nicht parteipolitisch geprägt, doch beeinflußt die 
Freie Spitze, wie bereits bei den Investitionen festgestellt, die Zuweisungen an die SPD-Stlidte. 
Damit bestätigt sich tendenziell die These einer erhöhten Transformationsleistung SPD-domi-
nierter Kommunen im Kulturbereich. Allerdings setzen sie die Investitionszuweisungen nicht 
stärker in Investitionen um als Städte mit CDU-Mehrheiten. Offensichtlich betätigen sich 
CDU-dominierte Gemeinden auf dem Kultursektor besonders dann als Investoren, wenn sie 
entsprechende Zuweisungen erhalten. 
Auf dem Politikfeld Sport/Erholung lassen sich keine eindeutigen Transformations-
muster feststellen. Keine der lokalen Bedarfs- und Ressourcenvariablen übt in diesem Bereich 
einen nachweisbaren Einfluß auf die Höhe der Investitionsausgaben aus. Dies gilt im allgemei-
nen auch für die Investitionszuweisungen. die lediglich mit der Freien Spitze (SPD.(3ruppe) 
und der Verschuldungsfähigkeit (CDU.(jruppe) positiv variieren. 
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Abb. 4-4: Zusammenfassung der empirischen Ergebnisse - Effekte 
gröaer/k1einer gleich +.2/-.2 
Politikfeld Kultur 
.50 ~ 29 
. 20 \:l 
. 25 
CDU-Gruppe 
SPD-Gruppe 
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Abb. 4-4: Fortsetzung 
Politik feld Sport/Erholun, 
CDU-Gruppe 
___ SPD-Grupp~ 
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Abb. 4-4: Fortsetzung 
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Tab. 4-10: Zusa.aenfassung der eapirischen Ergebni.se -
Vergleich zwi.chen CDU- und SPD-doainierten Geaeinden 
Erklärende Politiktelder (abhängige Variablen) 
Variablen 
Kultur Sport/Erholung Verkehr 
Zuweis. Invest. Zuwei •• Invest. Zuwei •• Invest. 
Zentralität 
CDU .32 
SPD .36 -.27 
Bev.entw. 
CDU -.21 .29 
SPD 
Fr. Spitze 
CDU .20 
SPD .20 .25 .31 
Versch.f.k. 
CDU .21 
SPD 
Zuw. Klt. 
CDU / .50 / I / I 
SPD / .29 / / / / 
Zuw. Seh. 
CDU / / / .53 / I 
SPD / / / .61 / / 
Zuw. Vrk. 
CDU / / / / / .26 
SPD I I / / / 
Anaerkung: Lediglich Effekte von größer/kleiner gleich +.2/-.2 
eingetragen. / bedeutet:· Kein Pfad geschätzt. 
In beiden Städtegruppen besteht aber ein starker Zusammenhang zwischen den investi-
tionen und den Zuweisungen. Der Unterschied zwischen den CDU- und den SPD-regierten 
Städten fällt so geringfllgig aus. daß von paneispezijischen Ausgabenanreizeffekten nicht die 
Rede sein kann. 
Während die Investitionspolitik auf den wohlfahrtsstaatlichen Politikfeldem nur 
unwesentlich von lokalen Bedarfen und Ressourcen geprägt wird, stellen sieb die Verhältnisse 
im wirtschaftsnahen Ver/cehrsbereich etwas anders dar. Dort gehören die Investitionszuwei-
sungen zu den schwächeren Erklärungsvariablen. Lediglich in der CDU-dominierten Gemein-
degruppe läßt sich ein Effekt über .20 nachweisen. Die Beziehungen zwischen den Verkehrsin-
vestitionen und den Bedarfs- und Ressourcenindikatoren sprecben für eine eindeutige Schwer-
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punktsetzung der CDU-dominierten Gemeinden in diesem Bereich: Nur auf dem Verltehrs-
sektor sind eindeutig interpretierbare Effekte der Bedarfsvariablen Zenlralität und 
Bevölkerungsentwicklung nachzuweisen. Aber auch die Freie Spitze förden die Investitionstä-
tigkeit der Stlidte mit CDU-MehIheiten. Für die Erklärung der Verkehrsinvestitionen sind 
demnach alle im Modell enthaltenen Konstrukte relevant, nämlich lokale Bedarfe, interne und 
externe Ressourcen und - nicht zuletzt - die paneipolitische Konstellation. Die Investitionszu-
weisungen dieses Bereichs sind dagegen weitgehend unabhängig von den lokalen Bedarfen 
und Ressourcen sowie von paneipolitischen Faktoren. 
Nach dem Ergebnis unserer Untersuchung kommt den traditionellen Erklärungsmustern 
der Policy Output-Forschung fdr die kommunale Investitionspolitik in Rheinland-Pfalz nur 
eine begrenzte Relevanz zu. Die an das kommunale politische System gerichteten Bedarfen 
und die in einer Gemeinde verfügbaren Ressourcen spielen fUr die Investitionsentscheidungen 
der kommunalen Organe nur eine untergeordnete Rolle. Dieses Ergebnis steht im Wulerspruch 
zu den Ergebnissen der meisten bisherigen Output-5tudien, die die Variationen der untersuch-
ten Politikinhalte mit derartigen Variablen zumeist recht zufriedenstellend erklären konnten 
(vgl. fdr die Bundesrepublik FRIED 1976; GRÜNER/JAEDICKFJRUHLAND 1988; 
KUNZ/ZAPF-SOIRAMM 1989; RICKARDS 1985). Als überraschend ist vor allem die 
begrenzte Erldärungskraft der theoretisch gehaltvollen und in der Finanzausgleichsdiskussion 
umstrittenen Zenlralitätsvariablen zu werten. Allerdings kam bereits HANSEN (1984) in seiner 
Untersuchung der Ausgabenpolitik norwegischer Kommunen zu demselben Ergebnis. Da unser 
Zentralitätsindikator die Einwohnerzahl einschließt. sprechen unsere Ergebnisse zumindest 
indirekt auch gegen die empirische Tragfähigkeit des BRECHTschen Gesetzes der überpro-
portionalen Ausgabentätigkeit größerer Kommunen (vgl. ebenso REISSERT 1984; 
SCHW ARTING 1979). 
Auch die Ressourcenvariable Freie Spitze, der kommunale Praktiker eine überragende 
Bedeutung für die kommunale Investitionstätigkeit zuschreiben (vgl. LB. HEUER 1977:231 
und die jährlichen Gemeindefmanzberichte), übt nach unseren Ergebnissen nur ausnahmsweise 
einen gewissen Einfluß auf die Höhe der Investitionsausgaben aus. Dies gilt noch ausgeprägter 
fdr die Verschuldungsfähigkeit einer Stadt Damit stellt sich die Frage, ob eine Neuordnung 
des Gemcindefmanzsystems mit dem Ziel einer Verbesserung der kommunalen Einnahme-
situation wirklich zu einer Ausweitung der kommunalen Investitionen führen würde. 
Nur die in den politikwissenschaftlichcn Output-Studien zumeist vernachlässigten 
staatlichen Fmanzhilfen an die Kommunen beeinflussen die kommunale Investitionspolitik in 
fllnf von sechs untersuchten Fallgruppen mehr oder minder nachhaltig. Dies ist vor allem des-
wegen bemerltenswert, weil sich unsere Untersuchung ausschließlich auf die eigenjinanzienen 
Investitionsausgaben bezogen. Im Unterschied zu anderen Studien kommt der hohe gemein-
same Varianzanteil zwischen Investitionszuweisungen und Investitionsausgaben nicht dadurch 
zustande, daß die Zuweisungen vollständig in den Investitionsausgaben enthalten sind und auf 
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diese Weise die Erklärungsleistungen kÜllstlich erhöhen (so z.B. bei SOIW ARTING 1979 und 
z.T. auch bei REISSERT 1984). 
Interessanterweise macht sich der Einfluß der Investitionszuweisungen stärker in den 
kleineren Haushalten Kultur und Sport/Erbolung bemerkbar als im finanziell bedeutsamen 
Aufgabenbereich Verkehr. Da in allen drei Bereichen die lokale Bedarfs- und Ressourcen-
situation keine durchschlagende Rolle spielt, zeigt sich dieser Sachverhalt auch in der relativ 
schwachen Leistung des Modells bei der Erklärung der Verkehrsinvestitionen (vgl. Tabelle 4-
5). Eine besonders starke Steuerung der Verkehrsinvestitionen, wie sie ihre Einordnung als die 
am wenigsten zur Disposition stehende kommunale Aufgabe erwarten ließe (vgl. Kapitell), 
liegt demnach nicht vor. 
Zudem zeigen sich vereinzelt schwache politikfeld- und parteispezifische Beziehungen 
zwischen den Investitionszuweisungen und der lokalen Bedarfs- und Ressourcensituation. Dies 
spricht gegen die empirische Gültigkeit der These, daß "insbesondere die leistungschwächeren 
Gemeinden ... in Ermangelung der geforderten Eigenminel keine ZuschOsse erhalten" 
(MÜNSTERMANN 1975:233f.; vgl. auch PETRI 1977:54).211) 
Die Diskussion Ober die relative Bedeutung politischer und sozio-ökonomischer 
Variablen fllr die Erklärung von Policy Outputs wird dem theoretischen Konzept EASTONs 
nicht gerecht und setzt dies auch methodisch nicht adäquat um. Dehalb erschien es uns not-
wendig, nach methodischen Alternativen zu den bislang praktizierten Analysestrategien zu 
suchen. Eine sinnvolle Vorgehensweise besteht darin, die Wirkung politischer Variablen durch 
einen Vergleich von Effektkoeff"lZienten in Gemeindegruppen mit einer unterschiedlichen par-
teipolitischen Kräftekonstellation zu operationalisieren. Jedoch läßt sich auch mit diesem auf-
wendigen Untersuchungsdesign kein wesentlich stärkerer Einfluß der politischen Situation auf 
die Investitionsentscheidungen nachweisen als mit den traditionellen linear-additiven Ansätzen 
(vgl. zuletzt GRÜNER/JAEDICKE/RUHLAND 1988; vgl. auch FRIED 1975:337). Lediglich 
in Teilbereichen ergaben sich schwache parteipolitisch bedingte Unterschiede in der 
Umsetzung von Bedarfen und Ressourcen in Investitionsentscheidungen. Eine konsistent von 
der Ideologie der Mehrheitspartei beeinflußte Transformationsleistung des Systems zeigt sich, 
wenn auch nicht allzu ausgeprägt, nur in einem der drei untersuchten Aufgabenbereiche, 
nämlich bei den Verkehrsinvestitionen.21) In der Kulturpolitik bestätigen sich zumindest 
ansatzweise die Annahmen über eine erhöhte Ausgabebereitschaft SPD-dominierter Kommu-
nen auf wohlfahrtsstaatlichen Politikfeldem. Gerade auf dem Politikfeld Sport/Erholung, das 
unter Plausibilitätsgesichtspunkten am eindeutigsten als wohlfahrtsstaatliche Aufgabe zu 
klassifizieren ist, zeigen sich keine Parteieffekte. Dies wirft die Frage auf, ob das Konzept der 
20) Insofern erObrigt sich auch eine Darstellung der 'otalen· Effekte der lokalen Bedarfs- und 
Ressourcenvariablen auf die Investitionsausgaben. 
21) Eine statistische Absicherung dieses Ergebnisses, die die VerteikJng der Bedarfs- und Ressourcen-
variablen in den beiden Gemeindegruppen berOcksichtigl, befindet sich Im Anhang. 
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wohlfahrtsstaatlichen Politik einen geeignercn Ausgangspunkt filr die Analyse unseres Objekt-
bereichs darstellt. 
ZUSAMMENFASSUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 
Aus der Einordnung unserer Studie in die politik- und wirtschaftswissenschaftliche Diskussion 
über die Gestaltung der öffentlichen Aufgaben, insbesondere der kommunalen Investitionen, in 
demokratisch verfaßten politischen Regimen ergaben sich drei Fragen, auf die unsere Unter-
suchung eine Antwort suchte: 
(1) Welche Rolle spielt die paneipolitische Kräfteverteilung in einer Kommune fllr die 
Investitionspolitik? 
(2) Läßt sich eine Außensteuerung der kommunalen Investitionspolitik durch staatliche 
Zweckzuweisungen nachweisen? 
(3) Welche Bedeutung kommt lokalen Bedarfs- und Ressourcengroßen fllr die kommu-
nalen Investitionsausgaben zu? 
Die Frage nach der Relevanz der parteipolitischen Machtverteilung für die Ausrichtung 
der staatlichen Politik gehört zu den wichtigsten Problemen der Policy Output-Forschung, die 
sich bislang primär fllr den Einfluß der Parteipolitik auf woblfahrtsstaatliche Maßnahmen und 
Programme interessierte. Auf dem Gebiet der kommunalen Investitionspolitik fanden diese 
Überlegungen kaum Anwendung. Aus diesem Grunde war es notwendig, die Hypothesen der 
Policy-Forschung fllr unsere Zwecke zu modifizieren. Aus dem Konzept der wohlfahrtsstaatli-
chen Politik ergab sich die Annahme, daß sozialdemokratisch gefUhrte Kommunen wachsende 
lokale Bedarfe und Ressourcen stllrker in Investitionsausgaben transformieren als bürgerlich 
regierte Städte und Gemeinden. Auf den beiden woblfahrtsstaatlichen Politikfeldern 
Kultur/Wissenschaft/Forschung sowie Sport/Erholung wurden demzufolge besondere Trans-
formationsleistungen von SPD-Mehrheiten erwartet Auf dem Gebiet der Verkehrspolitik war 
die Sachlage weniger eindeutig. SPD-Effekte lassen sich durch die Annahme begrilnden, daß 
linke Parteien generell und unabhängig von den besonderen Eigenschaften der betreffenden 
Politikfelder dazu neigen, wachsende Bedarfe und Ressourcen in Ausgaben zu transformieren. 
Auf der anderen Seite könnte die Vorleistungsfunktion der Verkehrsinvestitionen fllr privat-
wirtschaftlich zu erstellende Infrastruktur auf diesem Gebiet eine besonders responsive Aus-
gabenpolitik der CDU begUnstigen. 
Die erwarteten parteipolitischen Transformationseffekte lassen sich zwar in einzelnen 
Fällen durchaus nachweisen, sie treten aber hinter den besonderen Konstellationen der einzel-
nen Politikfelder zurilck. Insofern kann man die von der Policy Output-Forschung thematisierte 
Frage: "Macht die Parteipolitik einen Unterschied fllr die Höhe der öffentlichen Ausgaben?" 
fllr die Investitionspolitik der 49 verbandsfreien Städte und Gemeinden in Rheinland-Pfalz 
weder generell bejahen noch verneinen. Auf einigen der untersuchten Politikfelder zeigt sich 
ein Einfluß der Parteipolitik. auf anderen dagegen nicht Darüber hinaus deutet das Ergebnis 
unserer Untersuchung darauf hin, daß sich das Konzept der woblfahrtsstaatlichen Politik nicht 
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ohne weiteres auf die Investitionsaus&aben von Kommunen anwenden läßt - so fruchtbar es in 
anderen Kontexten auch sein mag. 
Politikfeldspezifische Besonderheiten charakterisieren auch die Beziehung zwischen 
Investitionszuweisungen und Investitionsausgaben. Zwar sind die staatlichen Zuweisungen die 
bei weitem wichtigste Determinante der kommunalen Investitionsausgaben. doch erweisen sich 
einige Politikfelder eher einer staatlichen Steuerung zugänglich als andere. Insgesamt stützt 
unsere Untersuchung die vorliegenden Erkenntnisse über die Wirkung staatlicher Investitions-
zuweisungen. spezifiziert sie aber zugleich. Eindeutige Aussagen über die Ursache-Wirkungs-
Beziehung zwischen Zuweisungen und Investitionen sind auf der Grundlage unserer Daten 
nicht möglich. Die Frage. ob eine Außensteuerung der Kommunen durch staatliche Zuweisun-
gen oder eine Ressourcenmobilisierung von unten vorliegt. läßt sich vermutlich nur fallweise 
auf der Basis qualitativer Studien beantworten. 
Im Unterschied zu den Annahmen kommunaler Praktiker und einzelner Wissenschaftler 
spielen 10lca1e Bedarfs- und Ressourcenfalctoren für die Höhe der Investitionsausgaben im all-
gemeinen nur eine untergeordnete RoUe. Wie die Diskontinuität des Ausgabenverhaltens 
fmanzstarker Kommunen zeigt, sichern frei verfllgbare kommunale Ressourcen keine stetige 
Investitionspolitik. Investitionsentscheidungen scheinen in beträchtlichem Umfange von situa-
tiven Bedingungen abzuhängen. Die wenigen sttuktureUen Einflüsse sind so disparat, daß sie 
sich theoretisch nur ausnahmsweise interpretieren lassen. 
Auf den drei untersuchten Politikfeldern stellen sich die Bedingungskonstellationen 
folgendermaßen dar: Die Investitionsausgaben für Sport und Erholun& werden weder durch die 
paneipolitischen Machtverhältnisse in den Kommunen noch durch örtliche Bedarfs- und 
Ressourcenfalctoren nachhaltig beeinflußt. Als einzige durchgängig bedeutsame Bestimmungs-
größe der Eigeninvestitionen auf diesem Gebiet erweisen sich die staatlichen Investitionszu-
weisungen. Sie induzieren in CDU- und in SPD-gefilhrten Kommunen verstärkte Eigenin-
vestitionen. die in letzteren etwas stärker ausfallen als unter den Bedingungen einer CDU-Vor-
herrschaft. Allerdings bestehen zwischen den beiden Gruppen eher graduelle als prinzipielle 
Unterschiede. 
Wesentlich deutlicher ausgeprägte Parteieffekte lassen sich bei den Kulturinvestitionen 
nachweisen. SPD-Mehrheiten tendieren eher als CDU-Mehrheiten dazu. frei verfilgbare örtli-
che Ressourcen in Kulturinvestitionen zu transformieren. Dagegen mobilisieren CDU-gefilhrte 
Kommunen größere Eigenmittel. sofern sie staatliche Investitionszuweisungen erhalten. Zwar 
treten auch in Gemeinden mit sozialdemokratischen Mehrheiten Ausgabenanreizeffekte staat-
licher Zuweisungen auf. sie sind aber schwllcher als bei einer Dominanz der CDU. In den Ge-
meinden mit CDU-Mehrheiten tritt die Bedeutung der 10lca1en Bedarfs- und Ressourcengroßen 
klar hinter den staatlichen Investitionszuweisungen zurück. obgleich auch in ihnen der mit der 
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Dienstleistungszentralität und dem Bevölkerungswachstum zu erwartende schwache Anstieg 
der Kulturinvestitionen erkennbar ist In den SPD-Städten erreicht der Einfluß der Freie Spitze 
fast den der Investitionszuweisungen. Neben den Zuweisungseffekten zeigen sich demnach im 
Investitionsverhalten vereinzelte örtliche Bedarfs- und Ressourceneffekte. Die Richtung der 
Beziehungen entspricht in allen Fällen unseren Erwartungen. 
Auf dem für privatwirtschaftliche Investitionsüberlegungen unmittelbar bedeutsamen 
Ver!cehrssektor stellt sich die Sachlage wieder anders dar: In CDU-regierten Städte spielen 
lokale Bedarfs- und Ressourcenfaktoren und externe Finanzierungsmöglichkeiten eine etwa 
gleich große Rolle als Bestimmungsfaktoren der Eigeninvestitionen. Mit zunehmendem Bedarf 
und wachsenden Ressourcen steigern diese Kommunen ihre Verkehrsinvestitionen. In Ge-
meinden mit sozialdemokratischen Mehrheiten läßt sich ein derartiger Zusammenhang nicht 
feststellen, und selbst von staatlichen Investitionszuweisungen geht nur ein schwacher Anreiz-
effekt aus. Die einzige substantielle interpretierbare EinflußgTÖße auf die Verkehrsinvestitionen 
von SPD-Städten ist negativer An: Mit zllJlehmender DienstIeistungszentralität verringern sich 
die Verkehrsinvestitionen. 
In einigen Punkten stützt unsere Untersuchung die Ergebnisse vergleichbarer Studien 
zur kommunalen Investitionspolitik in der Bundesrepublik: 
(1) Als wichtigster Bestimmungsfaktor der kommunalen Investitionsausgaben erweisen 
sich die staatlichen Investitionszuweisungen. Im allgemeinen stimulieren sie Eigenin-
vestitionen der Kommunen, und zwar unabhängig von deren Bedarfs- und Ressourcen-
lage und der in ihnen bestehenden parteipolitischen Konstellation (vgl. im Grundsatz 
ähnlich: REISSERT 1984:302ff.; SCHWARTING 1979:99ff., 172ff., 187). 
(2) Die parteipolitisc~e Machtverteilung in den lokalen. En~h~idun~s~emien beein-
flußt die Transformatton von Bedarfen und Ressourcen m Eigenmvesttttonen allenfalls 
graduell. Ein durchgängiges parteipolitische~ Le~stungsprofi~ läßt sich au~ den .<I:ei 
Politikfeldem nicht nachweisen. Am ehesten Ist dies noch bei den Verkehrsmvestttto-
nen gegeben, und zwar im Sinne unserer Annahme. Der hohe Stellenwert wirt:'~hafts­
naher Verkehrsinvestitionen stellt ein Charakteristikunl der CDU-Kommunalpolitik dar, 
das sich auch in anders angelegten Untersuchungen der kommunalen Aufgaben nac~­
weisen läßt (vgl. GABRIEL 1990). Die in der F<;>rschung vorherrsc~ende Erke!l"tI!I~, 
daß die Gestaltung der Kommunalausgaben nur emem begrenzten Einfluß partelpohti-
scher Faktoren unterliegt, ist demnach nicht ausschließlich auf eine unzu1änglic~e 
OperationaHsierung des EASTONschen Systemkonzeptes zurückführen, sondern sIe 
scheint die tatsächlichen kommunalpolitischen Gegebenheiten widerzuspiegeln (vgl. 
ähnlich FRIED 1974; GRÜNER/JAEDICKE/RUHLAND 1988). 
(3) Den in der Policy Output-Forschung formulierten Annahmen über die sozialstruktu-
rellen und politischen Bestimmungsfaktoren der öffentlichen Aufgaben kommt für das 
Gebiet der kommunalen Investitionspolitik allenfalls eine begrenzte Relevanz zu. 
Allerdings trifft auch die in der kommunalen Praxis vorherrschende Vorstellung, es 
bestehe ein enger Zusammenhang zwischen der Finanzkraft einer Kommune und ihrer 
Investitionsbereitschaft in dieser allgemeinen Form nicht zu. Lokale Ressourcenfakt0-
ren zu denen die Freie 'Spitze und die Verschuldungsfählgkeit gehören, wirken sich auf 
die 'Investitionsausgaben in unseren drei Politikfeldern ziemlich unterschiedlich aus, 
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stellen aber in keinem Falle die dominierende BestimmungsgI'Öße der kommunalen 
Investitionstlltigkeit dar. Insofern muß man die Debatte über den Zusammenhang 
zwischen Finanzlaaft und Investitionstlitigkeit wesentlich differenzierter führen als es 
zumeist geschieht Wie die vergleichsweise geringe Erldärungskraft unseres Modells 
zeigt, lassen sich die Investitionsausgaben der Kommunen - im Gegensatz zu den 
sozialstaatlichen Leistungen nationaler politischer Systeme - durch strukturelle 
Faktoren nur bis zu einem gewissen Grade erklären. Sie scheinen in erheblichem 
Umfang von situativen Faktoren abzuhängen. Zumindest in Bezug auf die fmanzwirt-
schaftlichen Variablen ist dies ein überraschendes Ergebnis. 
Wenn man sich die institutionellen Rahmenbedingungen und die kulturellen Traditio-
nen vergegenwärtigt, unter denen sich die kommunale Selbstverwaltung in der Bundesrepublik 
vollzieht. dann können die Befunde zum Parteieneinfluß auf die Investitionspolitik kaum über-
raschen. Die Kommunalpolitik gilt in Deutschland traditionell als ein parteipolitisch wenig 
kontroverser Handlungsbereich, jedenfalls im Vergleich mit der Bundes- und der Landespoli-
tik. Diese Annahme wird empirisch durch die weit verbreitete Neigung belegt, alle politischen 
Gruppierungen der Kommunalvertretung in die Verwaltungsspitze einzubinden. Selbst bei p0-
litischen Schlüsselentscheidungen, wie der Verabschiedung des Gemeindehaushaltes oder des 
Flächennutzungsplanes, ist das Abstimmungsverhalten der Kommunalvertretungen eher 
konsens- als konfliktorientiert Dies deutet was darauf hin, daß alle politischen Gruppierungen 
ihre Präferenzen in die Beschlußvorlagen einbringen können (vgI. 
GABRIEIJHAUNGS/ZENDER 1984; GABRIEL 1989b; KÖSERICASPERS-MERK 1988; 
SIMON 1989). Unter derartigen Bedingungen ist eine von den ideologischen Präferenzen der 
Parteien bestimmte Entscheidungspraxis der kommunalen Organe kaum zu erwarten. 
Neben spezifisch kommunalpolitischen Traditionen begrenzen Merkmale des deutschen 
Parteiensystems die bruchlose Umsetzung von Parteiideologien in staatliche und kommunale 
Entscheidungen. Seit der Gründung der Bundesrepublik verloren die beiden großen Parteien 
zunehmend ihre exklusive Verankerung in bestimmten gesellschaftlichen Gruppen und wurden 
zu Mittelschichtparteien. Mit dem Wandel ihrer Anhllngerschaft ging eine gewisse program-
matisch-ideologische Konvergenz der Parteien einher. Im Interesse ihrer Mehrheitsfiihigkeit 
kann die SPD keine dezidiert marxistische Wirtschafts- und Sozialpolitik betreiben, und in 
einer säkularisierten Gesellschaft müssen sich die Unionspaneien aus den gleichen Gründen 
um die Unterstützung kirchlich nicht gebundener Wähler bemühen. Der Umsetzung ideologi-
scher Ziele in Regierungspolitik steht schließlich die Tatsache entgegen, daß die beiden großen 
Parteien im Regelfalle auf eine Koalition mit der FDP angewiesen sind. Das Parteiensystem 
unserer Untersuchungseinheiten weist eine noch stärkere Fraktionalisierung auf als das natio-
nale politische System der Bundesrepublik. Hieraus ergeben sich weitere Schranken flir die 
Realisierung paneipolitischer Ziele in kommunalen Allokationsentscheidungen. 
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Schließlich schränkt die Einbindung der Kommunen in den staatlichen Leistungs- und 
Finanzierungsverbund die Wirksamkeit parteipolitischer Einflüsse für die kommunale Aus-
gabengestaltung ein: Aufgrund der Kompetenzverteilung auf dem Gebiet der Fmanzgesetz-
gebung verfUgen die Kommunen nur über einen geringen eigenen Gestaltungsspielraum in der 
Abgabenpolitik. Einen erheblichen Teil ihrer Einnahmen beziehen sie nach einem eindeutig 
festliegenden VerteilungsschlUssei aus dem staatlichen Fmanzverbund. Insofern ist die kom-
munale Einnahmenpolitik vergleichsweise invariabel, die ideologischen Präferenzen der loka-
len Parteiorganisationen können in ihr kaum zum Zuge kommen. Die aus international verglei-
chenden Untersuchungen bekannten Unterschiede in den Abgabenquoten konservativfliberal 
und soziaIdemokratisch/sozialistisch regierter Staaten sind in der Haushaltspolitik kommunaler 
Gebietskörperschaften nicht zu erwarten. Dies gilt vor allem dann, wenn sich die Untersuchung 
auf ein Bundesland beschränkt. In ihrer Ausgabenpolitik unterliegen die Gemeinden ebenfalls 
externen Beschränkungen. Zahlreiche kommunale Ausgaben, insbesondere die fUr Partei-
effekte besonders sensiblen Sozialausgaben, resultieren aus bundes- und landesgesetzlich fest-
gelegten Leistungsverpflichtungen der Kommunen. Auch im Bereich der Infrastrukturpolitik 
unterliegen die Kommunen deranigen externen Beschränkungen: Ein erheblicher Teil der 
kommunalen Investitionen entfällt auf Pflichtaufgaben, bei denen die Gemeinden und 
Gemeindeverbände ihre Ausgaben allenfalls graduell variieren können. Zudem dürften die 
Modalitäten der Investitionsfinanzierung, insbesondere die MitfInanzierung kostenintensiver 
Investitionen durch staatliche Zuweisungen, den Einfluß parteipolitischer Faktoren auf Investi-
tionsentscheidungen in Grenzen halten. 
Obgleich sich in unseren 49 Untersuchungseinheiten kein gleichförmiger und nach-
haltiger Einfluß der parteipolitischen Kräfteverteilung auf die kommunale Investitionspolitik 
nachweisen läßt, erlaubt dies Ergebnis keine generellen Schlußfolgerungen über die Bedeut-
samkeit oder Irrelevanz politischer Struktunnerkmale fUr die Inhalte kommunaler 
Entscheidungen. Unsere Ergebnisse lassen keine allgemeinen Aussagen über die Bedeutung 
politischer Strukturen und Prozesse für den Inhalt politischer Entscheidungen zu, sondern nur 
über die Bedeutung der parteipolitischen Kräftekonstellation fUr spezifische politische Aktivi-
täten auf einzelnen Politikfeldem. Der Umstand, daß in der Investitionspolitik als einem 
wichtigen kommunalen Handlungsbereich mit vergleichsweise großen politischen GeStal-
tungsmäglichkeiten allenfalls bescheidene Parteieffekte auftreten, deutet auf einen großen Ein-
fluß der Tradition einer partei- und ideologiefreien Kommunalpolitik und der Einbindung der 
Kommunen in ein umfassendes System der Politikverflechtung hin. 
Bei einer Modifikation bzw. Erweiterung der Untersuchungsstrategie könnten sich 
durchaus andere Ergebnisse einstellen. Weitere Untersuchungen der Beziehung zwischen 
Struktur- und Prozeßmerkmalen lokalen politischen Systems und dem Inhalt kommunalpoliti-
scher Erscheinungen erscheinen vor allem unter drei Gesichtspunkten sinnvoll: 
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Zunächst ist an eine Ausweitung der Untersuchung auf das gesamte Bundesgebiet zu 
denken. Für eine derartige Analyse bieten sich die 87 kreisfreien Städte an, jedoch gegebenen-
falls auch andere Städte/Gemeinden mit vergleichbaren politisch-administrativen Funktionen. 
Eine solche Ausweitung des Untersuchungsfeldes wäre in mehrfacher Hinsicht nützlich. Die 
Aufgaben der kreisfreien Städte entsprechen weitgehend dem Prinzip der Universalität des 
kommunalen Wirkungskreises. Wichtige kommunale und wohlfahrtsstaatliche Aufgaben, z.B. 
der Bau und die Unterhaltung weiterführender Schulen, werden nur von kreisfreien Städten 
erfüllt Eine bundesweite Untersuchung der lnvestitionspolitik dieser Gebietskörperschaften 
bietet die Möglichkeit, auch solche Politikfelder zu berücksichtigen, die wegen der politisch-
administrativen Kompetenzverteilung aus unserer Untersuchung ausgeklammert bleiben 
mußten. Ein weiterer Vorzug einer derartigen Fallauswahlläßt sich durch einen Hinweis auf 
die Besonderheiten der Siedlungsstru1ctur in dem von uns untersuchten Lande Rheinland-Pfalz 
deutlich machen. Nur drei der 49 untersuchten Gemeinden haben mehr als 100.000 Einwohner, 
bei vier weiteren liegt die Einwohnerzahl zwischen 50.000 und 100.000. Damit gehören unsere 
Untersuchungseinheiten überwiegend zu den Kleinstädten, für deren Politik nach den vorherr-
schenden Annahmen konkordanzdemokratische Praktiken besonders typisch sind. Eine 
bundesweite Studie der Investitionspolitik kreisfreier Städte enthielte wesentlich mehr Groß-
städte mit ausdifferenzierten und ideologisch profilierten Parteiensystemen. Damit dUrften 
auch die Chancen steigen, daß sich parteipolitische Faktoren im Ausgabeverhalten nieder-
schlagen. Ein derartiger Effekt könnte aus einem weiteren Grunde auftreten. Die 49 Städte und 
Gemeinden in Rheinland-Pfalz konnten im Hinblick auf ihre parteipolitischen Merlcmale nur 
zu zwei in sich verhältnismäßig heterogenen Gruppen zusammengefaßt werden. Sie umfassen 
solche Städte, in denen die führende Partei seit 1974 über eine mehr oder weniger deutliche 
Mehrheit in der Kommunalvertretung verfügt, in denen sie ununterbrochen den (Ober-) 
Bürgermeister stellt und zudem alle oder fast alle haupt- und ehrenamtlichen Beigeordneten-
positionen kontrolliert Auf der anderen Seite können sich in derselben Gruppe Gemeinden mit 
einer nur schwach entwickelten Dominanz der Mehrheitspartei befinden. Bei einer größeren 
Zahl von Untersuchungseinheiten bestünde die Möglichkeit, mehrere, in sich homogenere 
Untersuchungsgruppen zu bilden und auf diese Weise die Chance flir die Ermittlung von 
Parteieffekten zu verbessern. 
Natürlich gelten unsere Ergebnisse nur flir einzelne Politikfelder und eine besondere 
Art von Politikinhalten, die lnvestitionsausgaben. Obwohl alle drei untersuchten Aufgaben-
bereiche interessante Politikfelder darstellen, blieben andere bedeutsame Aufgaben der 
Kommunen unberücksichtigt Für eine Investitionsstudie böte sich beispielsweise die Frage an, 
ob Kommunen mit unterschiedlichen paneipolitischen Mehrheiten ihre Aufgaben bei der Ver-
und Entsorgung oder bei der Wirtschaftsförderung durch privatwirtschaftlich organisierte 
kommunale Unternehmen oder über die öffentlichen Haushalte abwickeln. Andere Aspekte der 
kommunalen Finanzpolitik wie die Gebühren- und Verschuldungspolitik, die Hebesatz2e-
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staltung bei Kommunalsteuern, die Höhe und strukturelle Zusammensetzung der Pcrsonalaus-
gaben, bieten sich gleichfalls für Policy-Studien an. Schließlich ist es keineswegs zwingend, 
die Policies auf die finanzielle Dimension kommunaler Leistungen einzuschränken. Als Unter-
suchungsgegenstände eignen sich auch kommunale Satzungen, etwa im Bereich der Bau-
planung und der Umweltpolitik, die Geschwindigkeit der Umsetzung innovativer Bundes- und 
Landesgesetzc auf der kommunalen Ebene usw. 
Ähnliche Überlegungen sind für die Politics-Indikatorcn anzustellen. Einige Struktur-
merlanale des lokalen Entscheidungssystems bzw. des lokalpolitischen Prozesses konnten in 
unserer Untersuchung nicht berücksichtigt werden, weil die betreffenden Daten nicht oder 
nicht vollständig vorlagen, andere wurden im Hinblick auf unsere Fragestellung bewußt ausge-
klammert. Zu diesen nicht berücksichtigten, für eine Analyse der Beziehung zwischen Politics 
und Policies geeigneten Variablen gehören beispiel weise die Koalitionsstrukturen in einer 
Gemeinde, die Fragmentierung des lokalen Parteiensystems, die politische Mobilisierung der 
Wählerschaft und die Struktur der Verwaltungsapparates. 
Schließlich gibt es in methodischer Hinsicht sinnvolle Alternativen bzw. Ergänzungen 
zu der hier gewählten Untersuchungsstrategie, vor allem in Form vertiefender qualitativer Fall-
studien. Die Auswahl der zu untersuchenden Fälle könnte im Hinblick auf die Merkmale des 
lokalen politischen Systems oder seiner sozio-ökonomischen Umwelt erfolgen. Daraus ergäbe 
sich beispielsweise die Möglichkeit, einzelne Städte mit unterschiedlichen Dominanz- oder 
Wettbewerbsstrukturcn miteinander zu vergleichen. Vergleichende Fallstudien könnten auch 
auf der Basis der hier festgestellten Ergebnisse durchgefUhrt werden. So wäre z.B. ein Ver-
gleich von Städten, in denen sich unser Modell gut bewährte, mit solchen möglich, in denen 
die Parteipolitilc, die sozio-ökonomische Ressourcenlage und die staatlichen Zuweisungen 
keinen wesentlichen Beitrag zur Erklärung der Policy Outputs leisteten. Auch eine Gruppie-
rung der Städte nach ihrem sozio-ökonomischen Bcdarfs-/ Ressourcenpotential bietet sich an, 
um auf diese Weise den Einfluß der sozio-ökonomischen Rahmenbedingungen, z.B. des loka-
len Problemdrucks, auf die Output-Produktion zu prüfen. 
Unsere Untersuchung wirft zumindest ebenso viele Fragen auf wie sie beantworten 
konnte. Auch dieses Merlanal verbindet sie mit den bisher vorliegenden Policy Output-
Studien. 
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4.5. 
2 •• 1' 
1'.05 
28.77 
18.5' 42.11 
11.02 13.57 
2.37 43.21 
3.5. 10.33 
15.25 25.57 
19.18 17.77 
7.50 11.99 
28.14 -H.78 
2.47 13.72 
.28 
11.41 
21.'2 
10 .•• 
52.3' 
lS.54 
12.90 
.00 
.00 
1.87 
30. 55 
30.07 
5.14 
37.37 
1.20 
.00 
•••• 0 29.21 
.51 12.56 
1980 1181 
.18 .00 
5.52 n .•• 
1182 
.00 
7." 
1183 
.00 
1.50 
1984 1985 IIW 
5.4. .17 1.84 
9.27 11.'3 12.14 
13. 17 
27.11 
15.2' 
24.41 
2.... 12.'8 7.55 11.3. 
28.80 120.7' 151.95 259.08 
11.47 
47.13 
5.12 
35.00 
11.01 
85.08 
1I.St 
33. 3' 
15.5' 
11.'8 
52.8' 
58.20 
•• 21 
35.ft 
28.0' 
31.78 
8 ••• 
9.15 
2 •• 54 
13.53 
5.'0 
33.32 
11.45 
14.23 
12.'2 
11.71 
67 •• 5 151.10 155.77 -.9.8' 
7.'0 28.51 78.21 175.51 
-3.10 2.05 .00 .00 
23.80 57 •• ' 71.'S 1'.'0 
12.57 
33.1t 
5.00 
9.30 
23.93 
11.'2 
.20 
'.0. 
'.17 
15." 
3 •• 19 
48." 
.10 
7.80 
.12 
30.31 
12.11 
20.84 
47.82 
n.33 
22.14 
27.17 
44 . 73 
17.95 
1 •• 77 1.25 1.5. 12.72 .0 •• 8 
84.07 22 •• 80 '0'.20 '13.13 18'.2' 
25.1. .0.0' 3 •• 57 72.12 42.11 
18.35 15.78 17.'8 17.48 11.47 
2.17 
52.15 
1.2. 
1.18 
30 . 23 
39.29 
30.80 
10.0. 
33.53 
12.1' 
,. ... 
71.03 
.... 0 
41.93 
'.'5 
1I.n 
10.81 
2.05 
,.83 
,.18 
25.16 
2.88 
31.70 
.8 .17 
.00 
5.80 
'2.82 
3.87 
3." 
".91 
21.1' 
39.47 
14.0' 
10.03 
-.12 
f.42 
14.11 
7.'0 
8.88 
35.51 
5.02 
48.71 15.33 
'.21 39.51 
70.'5 15.97 
59.73 7.22 
12.43 11.39 
32.39 23.27 
19.28 .22 
13.52 22.41 
71.53 137.01 
5.44 
20.3' 
12.14 
32.15 
1.00 
3.14 
'.13 
20.3' 
18.45 
•• 45 
.f5 
1. 41 
4.'0 
15.85 
3.40 
.00 
18.42 
8.35 
- •• 50 
5.71 
11.47 
9.07 
3.48 
2' .• ' 
1.'8 
.08 
1.70 
n.7l 
14.11 
5.f4 
15.84 
'.52 
.00 
.65 .32 
11 •• 8 13.53 
133.57 232.fl 
.00 .00 
5.80 3.87 
4.72 11.58 
2.39 2.59 
12.59 30.S5 
13.12 52.31 
13.19 '.05 
7.45 9.n 
4.75 -1.11 
25.58 
3.'. 
4.Il 
2.40 
5.53 
12.99 
49.96 
-.1'3 
-4.59 
1.91 
'.93 
24 . 77 
15.91 
1.30 
19.9. 
55.81 
.00 
41.1& 
17.11 
8.37 
14.97 
2.14 
17 .51 
9 . 49 
13.83 
11.61 
.00 
2.07 
19.83 
2 •• 88 
1.11 
16.6. 
4'.07 
.00 
'.72 
21.02 
2.78 
10.35 
21.14 
18.02 
19.08 
15.3f 
30.'0 
15.24 
2'.13 
21.91 
11.13 
21.88 
13.96 
13." 
31.18 
1.37 
8.3' 
18.40 
21 . 7t 
8.12 
20.38 
'4.40 
.00 
_.06 14.65 
.64 11.41 
'.'8 •• 87 21.10 11.98 17.3' 
3.4' 14.01 6.74 8.22 7." 
3.70 .... 7.89 19.45 5.71 7.52 3.04 5.59 7 •• 2 
13.15 11.74 
.... 0 11.17 
5.'. 24.01 35 . 93 17.41 1'.11 12.8' 8.10 
•• 3' 3.85 1 •• 01 8.96 .6.05 20.20 12.0' 
27.18 165.28 250.1. 225.21 557.13 .lf.f2 '38.27 511.29 40 •• " 
4.51 22.13 6.05 21.'5 19.56 73.13 45.72 5.75 -.43 
29.20 101.90 157.20 41.71 26.62 10.13 1.90 13.81 48.47 
186 
Dl. 11 •• ntnv •• tttlonen der •• ver_nd.'ret.n SUdte und C_tnden In ab.inland-Pfalz auf d_ 
Verkehr ••• ktar. 1918 - 1985 
ALTalP 
AtIKT 
AIIDDllACII 
lAD DUIUBII" 
lAD OIU%NACH 
1178 
147.40 
77.13 
87 . 31 
197. 1980 
77.24 80.53 
123.31 327.58 
57.33 81." 
1181 1182 1913 
92.90 117.'9 80.29 
124.,e le8 .e, 10e . 49 
52.45 81.38 47.17 
1984 
11.24 
100 . 02 
2&.18 
1885 
21.13 78.53 
21.48 132.23 
12 . 01 83.32 
108.14 210.59 185.94 189.34 248.81 208.98 1.7.8e 103.57 178.57 
141.59 
lAD NII1INAKI-ARawllL11 68.37 
117.46 
49.15 
118.32 
141.41 
79.61 
57.61 
U.4I 119.11 
82 . 71 13.14 
39.61 28.08 
113 . 71 
47 . 91 
10.47 
112.01 
84 •• 5 
39.13 
112.25 118.8& 
12 . 3' ".81 
18 . 64 42.21 aEHDOIr 
81HelH An IHUH 
BITJl1Ie 
108INHII"-IOIHII" 
IOIBL-IeeILHIJK 
IOPPAID 
BUDINHIJK 
COCHIII 
rUlIllNTILU 
CIlIIluHII" 
curscllAn 
CIUINSTADt 
HASS LOCH 
HllDOlr 
IDU-On.StIlN 
IHeILHII" An IHIIN 
UISIISLAUTIRN 
11 IN 
KOILINI 
LAHNSTIIN 
LAK8SBII" 
LANDAU I.D.PP 
LI"8I11eIUOr 
LUDWICSHAlIN 
"AINZ 
IlAYEN 
nol8ACH 
"UTTluTADT 
HIWOrD 
NllISTADT ADW. 
NIUWUD 
OSTHOrlH 
PllllASlH5 
alllACEN 
IOlllER8ne 
SCH 1 rrllSTADT 
SIHZle 
SPIYII 
UUI 
VITTLICH 
woalts 
WOIITH An IRIIH 
ZWI18IUICU" 
25.38 
58.13 88.'3 95.29 199.98 181.58 201.82 111.75 112.63 128.57 
19.60 207.38 204 . 81 42&.05 247 . 10 112 . 80 181.43 137.29 198 . 45 
38.29 30 . 02 59.31 
75.73 187.28 199.34 
59.22 85.49 58.48 
29.54 
15.47 
81.77 
82.73 U4.35 
83.20 71.49 
10.46 41.14 
47.10 112.51 
70.34 41.50 
83 . 47 78.70 
87.50 
91.41 
84.60 
42.85 58.93 23 . 81 -4.19 38.40 97.24 110 . 41 41.51 50.50 
36.28 24.28 238.78 284.89 15'.89 88.30 148.77 151.83 140.88 
50 . 10 80.84 91.78 74.12 138.76 111.50 71.45 71.28 85.01 
196.74 258.09 246.65 271.27 91.09 84.55 104.45 106.22 189.44 
202 . 52 191.89 107.14 100.86 309. 38 221.24 341.43 15 • • 78 204.95 
125.48 99.03 71.94 112.11 70.10 10.57 111 . 29 52.52 88.09 
71 . 86 194.55 101.60 44.91 79.29 111.83 119.84 78.81 108.50 
88.00 105.58 125.35 133.45 124.05 70.73 145.83 123.39 114.50 
98.48 134.12 208.81 17 •• 77 143.00 129.84 158.30 170.73 152.65 
170.15 206.81 314.81 252.72 122.41 152.48 122.19 80.72 175.78 
29 . 74 53.17 80.27 55.80 1 •• 90 25.15 37.37 45 . 38 43 . 37 
149.92 235.29 100.34 
81.49 126.38 116.28 
'5.19 
75.81 
85.13 178.52 237.59 107.65 
48.30 115.12 92.42 100.28 
45.88 
138.75 
27.54 
".15 
41 . 57 
87.10 
14.35 
93.41 
34.88 !t.1I 
35.71 138.57 
83 . 01 126.57 108.28 108.15 136 . 92 37.71 17.35 
180.81 290.31 789.'2 23&.18 .10.08 588.75 381.12 
59.94 94.09 
150 . 37 108.5' 
50.18 92.89 
132 . 15 91 . 01 
".3' 83 . 48 
199.28 385.86 
197.50 51.96 77.37 84.20 81.81 85 . 30 9.78 30 . 10 75.36 
50.85 3 • • 33 38.10 55.06 35.15 21.83 15 . 08 31 . 91 35 . 89 
82.07 85.00 152.38 128.18 51.28 39.38 11.35 123.83 87.89 
141.10 138.95 198.23 202.61 211.13 20e.50 185 . 08 114 . 15 172.53 
203 . 22 154.98 99 . 17 73.99 127 . 77 
94 . 93 11'.04 124.98 39.38 117.54 
50 . 83 87.35 99 •• 5 145.83 .1.57 
98 . 87 
18.11 
81.30 
64 . 80 
83.08 
58 . 43 
133.11 137.22 
100 . 95 
15.11 
138.19 
53.23 
10.36 40.41 88.17 
55.88 107 . 13 122 . 78 
97.40 '4.31 40 . 37 
72.54 
38 . 5. 
71.'0 
107 . 31 
83.27 
72 . 50 
53 . 87 108.99 
41.77 79.80 
89.52 88.51 
93.62 
148.12 
77.14 
90.81 
104 . 75 
66.05 
71.65 14.15 154.83 92.19 132.72 72.33 78.21 93.41 88 . 5' 
94 . 10 256.82 372.28 1' •. 23 131.80 80.52 39 . 38 
109.50 101.55 118 . 14 -47.81 29.50 " . 50 7 •• 18 
92.18 151.14 105.83 82.15 188.39 221.79 139.94 
84.80 105.38 185.92 75.41 49.85 49 . • 0 39.83 
47 . 67 100.85 12.68 94.88 94 . 84 83.93 119.91 
77 . 57 37 . 7. 79.54 311 . 68 243.87 228.18 49 . 78 
52.88 87.45 145.38 61.55 37.29 61.03 56.94 
14.53 68.84 191.85 370.64 1'3.52 170.03 127.98 
77.83 90 . 32 95.27 59.15 88.76 86 . 89 37.46 
83.78 
116.02 
41 . 24 
77 •• 0 
52.52 
155.13 
70.'8 
128.80 
81.01 
82.12 
117.29 143.75 
81 . 58 152.96 
32.89 73.04 
90 . as 73.44 
187 
Di. 1"" •• UU __ i ..... en der 4t verbandel ... i ... SUdt. __ ind .. lD _inland-Plalz aul 
d .. lultur .. ttor. 1.78 - 1.85 
ALnl' 
"LZIT 
.t.IIDIIJIACli 
l.t.D DIlDOlI" 
1978 
.00 
3.25 
.21 
9.24 
l.t.D UIIIIlI.lCII 1.20 
l.t.D NIUlHAKI-.t.HRWEILla 1.07 
IlKDOar .13 
IIMCIN "" IBIIN 
IITII1IC 
IOIINBZI"-IOIMII" 
IOIHL-ICCILNII" 
IOPrAID 
IUDINNII" 
COCHIK 
rl.t.NllJITJl.t.L 
CI!KIISHII" 
CIt.t.FSCUFT 
CIUINSTADT 
Jl.t.SSLOCH 
H!lDOI' 
IDAI-OllaSTIIN 
IKCILNII" "" IBIIN 
fl.t.1 SIISL.t.UTIIIN 
Iltll 
IOlLllIl 
LAHMSTlllI 
L.t.KISHII" 
L.t.NDAU t .D.r, 
LlKlUlCIJBO, 
LUDWICSHAPElI 
I141l11 
l14T1l1 
HOlIACH 
KUTTDST.t.DT 
NIUROPIN 
NIUST.t.DT .t.DV. 
MlUVIID 
OSTHOPIN 
PllllUSIlI5 
IIItACI" 
IOIKIUDC 
SCIIIPPlIliTADT 
SINZIC 
SPlnl 
nUll 
WlTTLICH 
WOUTH ". aHlllI 
WOIKS 
lWllUUICUN 
11.14 
.00 
.00 
. 00 
. 00 
.00 
50.07 
.28 
.00 
.00 
.00 
5.53 
.00 
2.35 
.00 
. 75 
8 . 83 
3.81 
.00 
.00 
1.01 
.00 
7.14 
9.25 
4.15 
3.75 
.00 
.00 
.12 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
.05 
2.79 
.00 
.00 
.27 
.00 
117. 
.00 
.00 
.00 
114.21 
6.18 
.15 
.00 
.42 
.00 
. 00 
.00 
.00 
.00 
7. 15 
.00 
4.57 
.00 
.00 
1.1' 
.00 
2.57 
. 00 
.50 
6 . 42 
2.07 
.00 
.00 
.27 
17 . 04 
6.40 
4 . 51 
5.18 
.00 
.00 
.00 
28.47 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
. 00 
.00 
15.94 
3.99 
.13 
.00 
.57 
.00 
1180 
.00 
1.47 
.52 
38.71 
4.81 
. 11 
.00 
1.57 
.00 
.00 
.00 
1." 
.00 
15.12 
. 11 
.00 
.00 
. 00 
2.15 
. 00 
1.44 
.00 
12 . 01 
.53 
2.20 
. 00 
.18 
.00 
1 . 05 
.38 
3. 55 
2.42 
3 . 00 
.00 
.00 
12 . 14 
.00 
.00 
.00 
.5' 
.00 
. 00 
.00 
20.52 
2.00 
. 00 
.00 
.00 
.20 
1181 
.00 
5.41 
.00 
21.60 
.00 
1.'7 
.21 
.04 
.00 
.00 
.00 
1.38 
.00 
20.54 
. 00 
8.72 
.00 
.00 
2.81 
.00 
.40 
.00 
8.90 
1.83 
1.10 
.00 
.00 
.08 
. 34 
.02 
8.13 
11.24 
1.90 
.00 
. 00 
.22 
.00 
.00 
.00 
1.77 
.2' 
. 00 
.00 
3.72 
. 45 
.13 
.00 
4.76 
.00 
1.82 
.00 
2.11 
.00 
1.21 
2.02 
.47 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
10.34 
.16 
17.48 
.00 
.00 
5.82 
14.02 
.52 
.00 
.64 
19.15 
2.43 
.00 
1.87 
. 55 
.00 
.48 
1.84 
18.01 
15.39 
.00 
.00 
.88 
.00 
.00 
.00 
2. 47 
.00 
. 00 
.00 
.50 
1.45 
6.27 
.00 
.01 
}.02 
.00 
.00 
.00 
8.24 
5.15 
.3' 
.00 
. 00 
4.18 
.5' 
. 00 
9.51 
.00 
7.98 
.50 
18.42 
.00 
.00 
3.51 
.00 
.00 
.00 
35 . 81 
7.04 
... 
.00 
.00 
.00 
.51 
.32 
3.70 
1.17 
15.46 
.00 
.00 
.00 
.85 
.00 
.00 
.21 
11.52 
.00 
.00 
1.37 
1." 
.89 
.00 
}'91 
.15 
1184 
.00 
4.18 
.00 
5.44 
28.72 
.47 
. 00 
.04 
.00 
.47 
. 00 
.01 
.00 
23 . 1& 
.91 
9.14 
.00 
.00 
4.45 
.00 
.00 
.00 
. 03 
.00 
21.34 
.00 
.00 
. 00 
.00 
.33 
3.17 
14 . 05 
14.82 
. 01 
.00 
.11 
1.00 
1.79 
.00 
.00 
.00 
.00 
.00 
. 25 
2.73 
. 83 
.00 
1.12 
.03 
1185 
.00 
24.71 
1.14 
11.93 
12.01 
. 48 
.00 
.04 
1.74 
.00 
. 00 
1.38 
.00 
.00 
1.14 
.23 
.00 
.00 
18.30 
.00 
. 21 
. 00 
1.89 
11.64 
31.76 
.00 
.00 
3.41 
5.37 
.01 
3.21 
17 .87 
12.43 
.00 
.00 
.31 
.00 
.00 
. 09 
.00 
. 00 
.00 
. 00 
3.90 
7. 73 
.84 
. 00 
5.7' 
3.12 
.00 
5.90 
.8& 
34.70 
7.51 
.14 
.05 
2.44 
.73 
. 13 
. 00 
1.75 
. 00 
17.22 
.39 
7.44 
.00 
.00 
5.51 
1.71 
.91 
.00 
7.58 
7.S! 
1.73 
.00 
.23 
.11 
3.1' 
1.92 
4.81 
9.10 
8.41 
.01 
.00 
5.U 
.23 
.2Z 
. 01 
.12 
1.51 
.00 
.00 
5.7' 
2.84 
1.15 
.00 
1.7. 
.55 
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Die Invealitionazuweiauncen der 41 verband.frei .. Stldte und c...inden in lheinland-Pfal. auf 
d .. Sektor Sport/arboluna. 1.78 - 1985 
.1I.TaIP 
.u.ZIT 
AJlDUJtI.CH 
aAD DUlUJla11l 
aAD KU17Z11ACB 
aAD JmlDAIUl-.utJIVKILD 
JUDOI' 
IINCU All IBKIN 
.nluac: 
IOIKNBalll-JQlBaIII 
IOUt-ICcaUlUII 
IOPPAID 
IUDallBlIII 
COCRm 
lLUUJlTRAt 
camUSRIIII 
curSCBArr 
CIUUSTADT 
IlASSLOCB 
R!lDOlr 
IDAI-OUISTIIN 
INCIUlaIII All IBIIN 
ILUSIJISUUTUN 
I[IIN 
KOJUNZ 
URNSUIN 
tAIIlSKKIII 
LAJIl)AU I.D. pr 
UJUuac:UBOr 
UIDIIICSllAnN 
HAINZ 
JlAnJI 
1ID.IACH 
KUTTE. STADT 
NKIIIIOUN 
HJUSTADT &DW. 
NIUWlaD 
OSTIIOTIlI 
PIKllASUS 
III11ACIR 
IIOmlUDC 
SCHIrrnSTADT 
SINZlC 
UITD 
TRIEl! 
WITrUCK 
WOERTH A. JJfIlN 
WOIIJIS 
ZI/II aaUlalN 
1978 
.00 
.78 
•• 4 
5.51 
1.18 
.11 
.88 
.n 
6.15 
.00 
.00 
4.60 
89.57 
2.13 
.00 
1.01 
1.52 
11.19 
.00 
1.12 
.OS 
3.79 
1.83 
18.61 
19.90 
.68 
.00 
.00 
.00 
1.33 
1.20 
4.57 
1.07 
.00 
.16 
1.85 
.07 
.00 
4.53 
.00 
.00 
.S4 
.00 
. 00 
8.42 
.00 
.00 
.03 
1.13 
1971 
8.50 
4.39 
11.75 
30.19 
.15 
4.03 
.00 
.21 
17.41 
2.50 
.00 
1.28 
15.10 
.00 
2.71 
2.31 
.00 
12.85 
.85 
.14 
.00 
.00 
5.54 
'.31 
3.44 
1.92 
1.10 
.00 
.45 
1.33 
1.04 
30.40 
29.06 
.00 
.00 
3.73 
3.72 
3.05 
7.14 
.00 
.00 
11.79 
17 .41 
.00 
1.07 
.00 
25." 
.00 
.00 
19&0 
.00 
.51 
2.03 
3.51 
.00 
4.78 
.0& 
.00 
1 •••• 
.79 
3.10 
2.71 
.00 
11.83 
3.13 
•• 0 
.00 
22.90 
.17 
.42 
.00 
.41 
.00 
.00 
5.51 
2.41 
211.04 
1'.70 
.00 
1.81 
2.42 
9.13 
11 .13 
.00 
.00 
.'S 
2.55 
.00 
4.43 
.00 
.00 
18.03 
1.49 
.00 
1.81 
.00 
11.41 
24.75 
30.52 
1981 
.00 
.00 
4.n 
12.81 
.00 
.70 
.00 
.00 
14.00 
3.1' 
.00 
19.17 
.00 
.00 
.00 
.00 
.55 
.45 
.00 
.00 
12.63 
10.07 
8.85 
5.91 
.51 
.18 
.00 
14.84 
.00 
.85 
3.41 
3.15 
119.73 
.00 
.00 
.08 
2.29 
.1' 
.12 
.07 
.00 
2.73 
8.73 
1.53 
4.07 
.64 
2.85 
11.06 
2.35 
1982 
.00 
.00 
3.40 
35.37 
33.14 
.00 
1.55 
5.13 
134.77 
12.15 
.00 
6.17 
.00 
27.55 
1.85 
1.24 
2.47 
7.91 
.90 
'.31 
18.38 
3.12 
.00 
.55 
10.30 
31.95 
7.12 
38.78 
2.73 
1.11 
5.3' 
26.13 
106." 
.00 
.00 
.00 
.84 
.00 
.21 
31.31 
.00 
.00 
2.77 
.41 
4.21 
.00 
.00 
2.91 
6.40 
1'$3 
.00 
.32 
•• 7 
311.15 
1.81 
5.43 
.00 
2.17 
10 •• 71 
3.13 
.00 
4.n 
.00 
12.29 
5.28 
.80 
8.18 
.00 
.00 
1.41 
2.n 
.00 
2.31 
.00 
3.89 
3.11 
14.55 
1.73 
.00 
.00 
5.24 
.87 
14.73 
.00 
.00 
1.18 
.71 
.1' 
1.79 
99.16 
.00 
.00 
12.75 
.02 
1.04 
1.14 
.00 
10.08 
11.84 
1984 
.00 
.31 
.00 
182.40 
4.2' 
9." 
.00 
.00 
4.77 
2.13 
.00 
5.55 
.00 
11.83 
17.15 
.82 
19.11 
.00 
.00 
7.50 
.01 
10.51 
2.53 
3.50 
20.41 
7.44 
.38 
3.74 
.00 
.64 
12.5' 
1'.52 
9.81 
.00 
.00 
4.47 
.54 
.18 
10.91 
n.33 
.00 
.00 
.9& 
.00 
3.32 
.45 
.00 
8.71 
5.94 
lias 
.00 
20.73 
.00 
10.58 
3.19 
'.31 I." 
8.74 
8.69 
.00 
.00 
.0' 
.00 
418." 
34.34 
4.54 
4.27 
.00 
.00 
.00 
.47 
10.40 
1.02 
1.11 
7.33 
4.87 
.00 
2.37 
.00 
.20 
1.00 
.43 
14.38 
.00 
.00 
.00 
4.24 
.00 
27.47 
1.41 
.00 
.00 
4.72 
.00 
11.86 
.13 
.00 
1.43 
.00 
JIW 
1.03 
3.40 
2.14 
80.25 
1.11 
4.38 
.52 
2.14 
39.08 
3.13 
.3' 
5.53 
13.34 
57.47 
8.07 
1.41 
4.71 
'.79 
.24 
2.11 
4.23 
4.S8 
2.71 
4.15 
1.90 
7.28 
'.'2 
9.81 
.39 
.92 
4." 
11.57 
45.30 
.00 
.02 
2.12 
1.87 
.44 
7.02 
21.84 
.00 
5.03 
8.10 
.25 
4.21 
.30 
5.02 
7.39 
1.31 
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Die Inyeatitionazuweiauncon der •• yerbaDd.freien StAdt. und '--"inden in lbeinlend-'falz auf 
d .. Verkehra..ttor. 1818 - 1985 
1IA111 
UHIP 
.lUIT 
AllDIIIIACH 
SAD oo_lltt 
UD DlIIIIIACB 
1918 
.00 
".02 
19.05 
21.10 
21.12 
SAD KlIIIHAKI-ABIWIILII 6.'8 
.INDOlr 8.83 
.IHGII! All 181111 31.86 
JlfllllC 
JOllKBlltt-IOXHIItt 
JOIHL-ICCILBl1tt 
IOlPAID 
.UDINBlltt 
COCHm 
rUHUIITIIAL 
CIIIIIISRllti 
CllArSCIIA" 
GIIIINSUDf 
HASStoCR 
llUOlr 
IDAI-OIUSTlIH 
INGILBIItt All aallN 
UISIISUIlfIlH 
KJaH 
KOILIHI 
LAHHSTIIH 
LAttaSHlJtt 
LAIIDAU I. D. pr 
LIltllllGlaaOr 
LUDWICSHArllI 
KAI Mt 
IlATIII 
ttORBACB 
ItUTTIISfADT 
HIUHOllN 
NEUSTADT ADW. 
HlI/WIID 
05THorlll 
PIRllASIIIS 
IEtlAGIII 
IOIIIIUIIG 
SClIrrrltSTADT 
SIHZ!C 
SPITZI 
ralll 
WIrTLlCI 
WOIITH A. IHIIH 
woms 
ZWllaaUICIIN 
69.88 
.00 
8.89 
5.27 
1.34 
1S.39 
9.70 
. 00 
10.64 
28.15 
4.27 
3.83 
14 . 12 
55.31 
52.83 
Zl.27 
9.00 
4.93 
.00 
59.84 
378.42 
185 . " 
45.08 
4.67 
9.86 
.00 
1. 59 
25.56 
19.15 
.00 
14.01 
. 28 
1.66 
76.84 
5.49 
41.55 
50 . 64 
76.35 
.68 
41.51 
54.25 
1979 
.00 
42.37 
10.0. 
33.22 
34.13 
'.M 
1.02 
".84 
40.'5 
.00 
41.15 
2.12 
.00 
10.14 
23.79 
5.25 
1. 12 
27.53 
15 . 05 
34.72 
st.34 
114.67 
34.44 
18.66 
Z8.24 
15 . 13 
3.68 
11.48 
ZOO.43 
Z33.47 
54.41 
60.71 
8.90 
.00 
.00 
zt.14 
62.50 
.00 
36.52 
34.72 
.00 
33 . 56 
1I.4Z 
43.81 
56.20 
31.97 
2 . 57 
28.12 
Z7 . 14 
1950 
.00 
Zl.n 
3.0' 
19.5! 
Z8.1. 
.31 
1.14 
27.29 
54.75 
.00 
78.'0 
4.25 
.00 
51.n 
21.13 
12.3' 
4.22 
11.09 
11.31 
5.31 
52.44 
lIt.Ol 
29.41 
23.53 
at.05 
17.55 
.73 
40.13 
.00 
147.'4 
68.22 
174.96 
18.13 
.00 
114.41 
Z3.75 
85.49 
37.31 
43.90 
61.27 
.45 
.00 
137.25 
115.40 
87.82 
4.25 
.00 
40.01 
14.83 
1981 
.72 
265.40 
40.28 
58.24 
37.20 
.00 
.01 
198." 
67.28 
.00 
241.32 
4.25 
10.94 
33.79 
7.79 
3.05 
.41 
2.25 
11.34 
31.32 
21.18 
107.88 
27.84 
23.09 
150.3' 
12.97 
.00 
85.71 
388.81 
149.91 
81.74 
127.39 
16.99 
.00 
lot.ll 
4'.91 
90.63 
5.7' 
36.26 
11.72 
21.49 
119.15 
92.94 
82.85 
75.41 
2.54 
4.67 
48.56 
36.80 
1182 
.00 
57.15 
37.94 
.00 
1.31 
.55 
.00 
2".23 
10.17 
.00 
119.17 
.94 
•• 91 
88.72 
SI.84 
8.81 
21.95 
32.35 
1.82 
.42 
44.83 
104.74 
40.77 
37.12 
120.58 
1.38 
.00 
87.78 
.00 
34.54 
73.50 
65.67 
10.33 
.00 
.00 
31.48 
3 •• 65 
10.99 
24.17 
I.U 
.87 
4.48 
46.96 
65.12 
85.47 
5.14 
.00 
58.82 
".94 
1983 
.00 
12.11 
59.1Z 
42 . 19 
1.0. 
.31 
.00 
251.83 
23.57 
.00 
.00 
11.94 
.00 
60.60 
38.12 
1.15 
37.85 
47.67 
•• 41 
4.71 
102.0' 
.72 
80.23 
17.83 
141.99 
3.30 
.00 
38.15 
.00 
38.45 
41 . 83 
26.61 
42.51 
9.15 
.00 
24.14 
11.30 
20.19 
21 .84 
84.11 
.00 
18.69 
9.77 
49.11 
79 . 15 
9.01 
.00 
37.93 
41.51 
118. 
83.31 
.45 
21.41 
34.13 
26.08 
.00 
.20 
222.57 
32.41 
.00 
3.85 
.00 
.00 
28.32 
21.61 
29.72 
206.28 
18.SI 
.11 
•• 36 
185.35 
5.61 
50.46 
1.2' 
76.02 
10.00 
.00 
92.43 
34.62 
95.'9 
3'.68 
23.11 
25.88 
2.83 
.00 
25.'8 
27.70 
1.tS 
9.89 
60.13 
.29 
38.0' 
69.83 
2 •• 51 
98.79 
10.30 
12.28 
tO.95 
37.01 
1985 
.00 
48.10 
10.70 
14.80 
3t.8' 
.24 
.00 
157.31 
7.36 
64.2' 
15.12 
1.20 
.00 
55.72 
3.78 
14.57 
131. 77 
.00 
8.78 
51.56 
171.55 
2.05 
81.68 
19.13 
104.0. 
'.13 
9.13 
32.38 
82.96 
92.05 
17.31 
.3.02 
51.68 
.00 
.00 
28.95 
14.13 
.00 
2.84 
11 . 88 
7.16 
66.48 
.00 
37.81 
50.86 
15.24 
3.19 
28.76 
15.32 
8.18 
81.57 
25.29 
U.36 
23.8' 
1.80 
1.43 
146.13 
38.4. 
7.7. 
19.9. 
3.83 
2.16 
53.19 
23.07 
9.70 
54.60 
20.79 
8.0 • 
17.5. 
87.01 
14.3' 
44." 
32.88 
'0.26 
9.31 
1.67 
53.30 
135.49 
120.50 
... 83 
72.58 
23.28 
1.54 
28.19 
2 .... 
44.02 
9.47 
23.8. 
35.43 
•• 70 
44.'0 
46.72 
57." 
72.77 
19.22 
2.91 
40.17 
34.67 
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Die &ulturauacaben der 48 Stidt. J. I'_r ia Durc:hachnitt der labre 1.,8 bi. 1.85. 
IIAIII elS UIV 11V IQ 
Krl ST KOILIN' 159.88 28.73 19.00 11.97 
JW) IIIUlNARI-ADW&ILD 30.11 8.81 8.23 22.83 
DItACIN 10.58 3.13 2.51 21.59 
SINZle 14.95 .59 .59 3.98 
CU'SClIArT 2.02 .00 .00 .00 
BlIDOItP 1.81 2.81 1.05 35.13 
JW) UlUZIIACH 81.58 13.75 1.24 22.33 
IIRN 18.45 8.31 .71 50.92 
IDU-OllaStlIN 35.24 1.52 .SI 4.32 
COCRIIt 41.39 30.111 13." 14.17 
AllDIINACR 80.52 1.84 8.99 12.91 
IlATIN 52.68 11.08 7.97 32.41 
BlIIDOItP 27.33 .81 .77 2. 98 
IllUVIID 20.88 4.39 4.16 21.a2 
BQP,AIlD 30.07 7 . 28 5.50 24.13 
LABIlSTEIN 15.60 .59 .59 3.81 
KPI sr Taua 114.75 1.95 5.11 4.55 
WITTLICH 39.51 3.09 1.94 7.81 
lIOaB.lCR 23.09 11.05 2.'4 41.8' 
IITIUIlC 52.10 4.52 3.11 8.18 
IPI ST PlAJlUIITIlAL 88.81 25.48 25.09 28.18 
KPI ST KAlSnSLAUTDJf 85.34 9.73 2.15 11.40 
IPI sr LANDAU I.D.', 75.3' 4.31 3.73 5.83 
KPR ST LUDWICSIIA'.II 113.01 15.68 13.74 13.85 
![pa sr !tAllfE 169.51 14.33 9.52 8.45 
K.I ST IIIUSTADT ADW. 13.45 19 . 57 14.13 ZC .U 
,PR sr 'IKKlSINS 36.34 2.02 2.01 5.55 
IPR ST SPITER 60.80 11." 5.90 19.22 
KPI ST WOIltS 98.7f 12.01 10.28 12.a2 
IPI ST ZW&IBIUICIIX 51.51 1.17 1.22 3.43 
AtzlT 44.89 11.19 5 . 29 24.94 
OSTRO.IX 9. 19 1.11 .94 11.91 
lAD DUIIKBII" 122 . 78 65.18 31.09 53.58 
CIUIHSTADr 1.74 . 55 .55 1.06 
KASSLOCH 45 . 25 18.34 12 . 83 40.52 
CIIHIIlSHEl" 59.03 20 . 73 13.29 35.12 
WOERTH A. alIlIlI 110.38 28 . 55 28.55 25.87 
ALTaI. 5.49 .04 .04 .82 
BQ.ENBEllt-ROXHEI" 15 . 83 2.57 2.44 18.24 
8OEHL-ICCELHEI" 3.59 .00 .00 .00 
LAIIISHII" 11.81 8.82 8.31 73.'0 
LlltBUIlCIRBOr 36.14 14.'0 11.24 40.54 
IlUTTIISTADT 12.78 .65 .14 5.10 
"IURO.IH 2.42 .00 .00 .00 
IOIItDIERC 3.89 2.09 .59 53.11 
SCHIPFlISTADT 13.54 .11 .11 .80 
IIHCIN Al! RHIIII 32.89 3.90 1.41 11.8& 
lUOIIIHII" 23 . 01 .39 .39 1.10 
IHCILBll" AN IHIIH n.1I 2.92 2.92 4.n 
191 
Die Aua.aben d.r 49 StAdt. J. linwohner für Sport und Irhol ..... ie ~hnitt der labre 1978 
bis 1985. 
IWU CIS IHY IIV IQ 
IIR ST 1I0lLlllI 11'.14 39.51 30.10 34.02 
lAD ImJZHAJIJI-AJmWlIUa 235.99 37.74 33.3' 15.91 
UllACIH 110.13 86.24 64.40 47.75 
SIHZIC 47.06 13.95 7.8' 29.'5 
CUFSCaUT 14.12 11.43 '.72 10.96 
HIDOa, 16.13 12.4' 10.35 73.'2 
lAD IlUUZIIACH 109.11 22.77 18.58 20.81 
IIID 71.41 1'.98 15.3' 27." 
IDÜ-oBIIISrilN 142.SI 25.'7 21.74 18.20 
COCHII'I 591.47 24&.77 18'.21 41.72 
AHDIDACa 134.U 22.00 11.0' 16.31 
!lAU" 129." 25.07 13." 19.28 
BlNDOar 83.70 11.08 15.5' 19.21 
IIIUWIED 122.1' 23.81 21.7' 19.37 
IOPPAED 113.03 35.8' 30.36 31.75 
LAIIJISrllH 112.30 22.52 15.2' 20.0' 
IIRlrrl11ll 94.55 20.94 1'.7' 22.15 
HInLICH 92.1' 12.07 11.77 13.09 
IIOIIB4CB 120.58 1&.49 31.18 63.43 
IlrBUiC 20 •• 85 91.94 52.81 44.45 
IIR sr nAllltlllTllAL 154." 50.18 42.11 32.38 
IIR sr KAISDSU.urlD 119.38 21.84 19.08 18.30 
1111 ST LAHDAU I.D.Pl 135.01 31.77 21.96 23.54 
ua sr LUllWIC51LUIII 161.30 22.80 21.81 14.14 
KR sr !IAIN' 113.45 18.82 13.96 18.42 
KR sr IIIUSrADT ADV. 105.60 20.52 18.40 19.43 
IIR sr PilltASRN5 102.28 27.41 20.38 26.80 
IIR sr SPEYU 104.74 7.67 7.42 7.32 
IR sr WO&ltS 130.57 30.12 22.73 23.07 
In sr ZWEIIIIUlCIlIIf 187.tl 55.78 48.47 29.69 
AUU .8 •• 5 18.34 12.94 23.80 
osrHOlllf 39.22 9.07 8.82 23.12 
BAD OOIRHIIH 273.84 165.33 85.08 10.42 
CIUlHSTADr 169 . 32 27.81 21.02 18.43 
HASSLOCII 43.'0 3.02 2.78 6.92 
CIII'IIlSHII" 96.18 18.88 17.47 11.63 
WOUTH A. l1li1111 513.53 414.02 408." 80.61 
ALUIP 21.80 2.87 1.84 13.18 
BOBINHIIH-IOXHIIH 13'.42 61.33 S8.Z0 45.63 
BOIIIL-ICCILHIIH 28.67 1.21 .82 4.52 
LAHBSHIIH 99.90 36.25 29.13 38.29 
LIHBUlClIIIor 75.12 20.02 19.13 2 •• 15 
HurTIIISTAOT 5'.00 1.37 1.37 2.32 
IIIUHOrlH 43.61 8.40 8.39 19.27 
IOIIWIBa" U.IO .00 .00 .00 
SCHIllIISTADT 77.78 22.39 17.36 21.79 
IINCIN "" IRI1M 182.77 19.12 11.18 11.75 
BUDIIIHIIH 223.75 74.32 60.98 33.22 
IHCILHIIH "" 1R11H 139.39 22.90 18.02 16.43 
192 
Die Yarkebna __ ur 4. IUdle Je l1_r Ja _ltl ur lehre 1171 
bla 1.15. 
IWII ns IIIY IIV 111 
In Ir lOaL'" 35 •• 23 UI.15 101.St 55.31 
LU) JmlPAU-ADVIILD 179.11 71.10 ".11 31." 
_UII las •• 5 124.01 ".SI 15.74 
SIRue 211." 173.51 121.10 ".31 
CI4PSCU" 301.13 25'.55 204.'5 14.12 
lIDIIOar 204.11 132.07 11 •• 50 14.'-
LU) UJ:UIlIACB 255.20 140.52 111.11 55.0' 
11111 270.11 121.17 ••• 0' 47.00 
IIWI-OIUSTIIH 372.31 23'.71 152.15 14.37 
COCBIII 311.01 114.07 140.la U.3' 
AJQ)UIIACB UI.70 ".11 n.n 44.10 
1I.l\'llf 25 •• 31 110.47 81 ... 13.10 
IIKDoar 113.43 43.15 42.21 31.48 
nuwrm 279.9' 134.'3 ".11 48.11 
1O •• üD 95.71 ".43 1 •• 80 71.45 
L.UIIISTlUI 171.50 102.00 '2 ... 5'.47 
Itn IT TlIß 2".31 154." 82.12 53.34 
vITTLrCH 259.74 112.17 143.75 12." 
_CH 242.1. 195.11 172.53 10.70 
Ilnu.c 381.18 234." 118.45 11.1. 
In &T rl4rrUJlTIlAL 224.71 108.13 85.01 48.11 
Itn sr IAISllSuururr 193.11 1'.01 43.37 .5.48 
In sr UIIOAU 1.0." 231.31 ua.71 83.48 57." 
In sr LUDllrC5HAIIK 311.03 115.81 75.31 53.51 
llin sr MIllE 212.43 85.71 35." 40.35 
In IT IIIUSTADT ADV. 212.32 1l1.02 as.n 55.5' 
In sr .laKASllIS 295.43 .... 4 11.05 30.4. 
In sr SPIUR 244.25 131.'4 81.01 51.71 
In Ir VODl$ 277.20 113.20 73.04 40.'4 
"n sr IVIIßUIClIII 284.55 101.11 13.44 40.17 
ALUT 253.15 193.7' 132.23 71.34 
05r8OII11 182.la 114.22 104.75 70.44 
LU) DUUUII" 290.71 204.13 171.57 70.41 
CIUIKSTIIDT 113 . 95 101." 11.0' St.1I 
HASSI.OCIf 17'.10 114.51 101.50 13.73 
CD!ßISBII" 242.17 179.14 111.44 7S.U 
VOUT. A. UIIM 202.52 1S5.17 152 ... 71.'1 
IItHIP 121.23 .'.70 11.53 71.52 
1OIIIIHIIH-IOIBIIH 121." 75.21 17.50 5'.51 
.,lIt-ICCELHElH 193.07 111.3' '1.41 83.5' 
LAIIISHII" 128.31 12.71 81.0' 72.27 
LJlllUltcuaol 512 ... 521.35 3as.11 '2.15 
IWTrUSTADT 141.30 110.52 10 .... 75.54 
IIlUl10nll 121.45 107.78 7'.'0 83.'1 
101It .. 1.IC 113 ••• 15'.13 155.13 12.45 
SCBlrrliSTADT IU.50 115.38 70.'1 SI.'4 
alliCIN All UUII 315.31 274.71 121.57 75.11 
IUDIIIHIIH 101.91 52." 50.50 51.15 
IIICILHII" AB IHllII 40Z.02 250.10 175.71 12.21 
193 
Di. Frei. Spitz. der 4' •• rb&adalreiea ItAdt. UDd c..eiadoa in &beiDland-rt.lz. 1.,8 - 1 •• 5 
1.78 
I" sr ID.LKM& 235.31 
UD ImmWIIl-ADnlL.IH. 80 
UllAelll 
InlUe 
euncul'l 
IDDOU 
UD IUUZIIACB 
11111 
ID",-o_1I111 
COCDIt 
AllDDllACB 
IüTII 
.IJIDOU 
IIIWIID 
IOPrAID 
UIIIISIIIII 
I" sr ralla 
WIrTLICH 
IIOD.l.CII 
.Ir.ute: 
I" sr "AIIUIITIU.L 
105.31 
112.18 
22t.U 
225.31 
241." 
108.03 
111.41 
71.75 
157 ... 
114.'5 
'4.89 
-5.72 
200.89 
181.70 
54.09 
318.3' 
311.51 
270.93 
217.75 
I" sr ILUSIUUUTIIII 35.'7 
I .. sr LAllDAU 1.0.1'1' 13 •• 52 I" sr LUDIIleSlAFIII 230.37 
I" sr IüIIiZ 231.11 
I" sr IIIUSUDT ABI!. es.SI 
I" sr PIIlüSIIIS 20 •••• 
1.7. 
251.4. 
213.74 
U5.st 
142.80 
204.53 
133.Of 
U5.12 
113.'0 
127.11 
121.32 
158.11 
'2.11 
es.73 
125.24 
184 . 31 
119.08 
73.08 
118.27 
zao." 
313.'2 
U4.54 
135.25 
137.03 
214.'5 
201.05 
n.n 
178.n 
U80 
2 ••• 58 
27f.47 
15'.14 
144.55 
1.1.48 
313.44 
248.35 
11.0' 
122.'2 
334.tO 
2'2.11 
117.31 
128.15 
121.0' 
2lZ.31 
175.02 
127.Of 
111.30 
4 .... 5 
3U.es 
457.52 
70.01 
114.31 
48'.31 
175.41 
28.21 
300.07 
1181 
15'.11 
1.4.2. 
121.18 
114.10 
250.12 
231.20 
85.07 
57.03 
102.87 
312.14 
201.31 
".51 
71.52 
.0. 51 
117 ••• 
100.32 
115.55 
31.21 
287.10 
322 •• 8 
%25.38 
7 •• 50 
125.03 
100.5. 
131." 
".81 
252.84 
I" sr 'FIT.. 147.51 10'.81 214.0' 142.74 
1Ft sr VOlKS 118.57 18'.18 133.3' 112.02 
11:" sr ZIIIIUUlCI&II 10.... 140.1' 10'.33 112.04 
ALZIT 10'.57 18'.'1 188.2. 7'.81 
osrBOPIII 151.42 158.08 209.'3 1".50 
UD DUllKRIIK 204.45 214.11 344.85 212.21 
elUlNSrADT .7.32 114 •• 3 122 •• 7 129.41 
Il4SSLOC1I 
elmfDSlßlK 
WOIITII A. IDIII 
.uran 
IO ...... I"-IOXBII" 
IOUL-IC:CILBlIK 
LAKaSBIIK 
LlI!IIUlGlIBOr 
KUTrUSfABr 
IIIU110FtIf 
IOlKlune 
SCHIPFlUrADT 
81111:111 "" tBnlf 
800II1II11" 
II1GILBIIK "" tBlllI 
10 •• 50 
100.85 
871.17 
112.U 
278.57 
-12.34 
1".83 
U •. 7' 
125.34 
115.7' 
15'.24 
235.33 
370.23 
•••• 0 
2.5.56 
lU.45 U •• 1I 
12 •• 0' 204.54 
175.81 1524.25 
142.n 
275 •• 4 
.00 
174.33 
213.'4 
201.46 
223.94 
201.15 
17.17 
252.41 
25 •• 55 
2.0.15 
14'.27 
217.13 
114.84 
225.02 
324.17 
204.54 
281.14 
131.15 
237.17 
nO •• 2 
109.15 
313.03 
107.51 
lU.O' 
1155.13 
11.83 
2M.5' 
112.15 
22 •• 53 
105.42 
118.'. 
214.15 
127.5. 
171.11 
373.02 
57.25 
3.7.2. 
1182 
151.85 
1 .... 5 
102.21 
134.58 
342.13 
138. es 
".45 
10'.2' 
18." 
U •• 17 
130.48 
134.52 
58.11 
•••• 2 
339.43 
".01 
53.37 
205.24 
3U.47 
435.37 
123 ... 
83.73 
131..0 
-5 •• 12 
132.58 
$4.70 
180.11 
1183 1.8. 
114.2' 327.54 
251.19 119.44 
55.13 75.30 
.... 5 1I'.ot 
271.44 247.27 
213.89 145." 
13 •• 31 217.47 
125.'0 117.30 
81.75 17.95 
141.71 4".55 
101.50 lU." 
115.15 124.7' 
108.54 
8'.11 
2".53 
111.33 
79." 
117.5' 
2".98 
129.25 
70.31 
34'.5' 
228.13 
533.50 
22 •• 51 
1985 lfII 
228.03 221.26 
249.01 217 .00 
87.01 107.'5 
71.08 132 •• 0 
218.11 2'2.38 
141.10 194." 
252.25 181.02 
121.02 101. 17 
'0.19 104 . 89 
77.10 21'.18 
2U.12 179.'7 
103.91 119.13 
115.57 
228.40 
2 .... 1 
107.55 
130.57 
115.03 
157.81 
402.48 
113." 
90.15 
102.3' 
249 . 11 
134.43 
89.40 
271.11 
2 ..... 
315.7f 
217 .53 
12.10 
3 ... 34 
258 •• 2 
287.37 
133.00 
'4.11 
112.1' 
34.75 
174.70 
71.58 
135.2' 
88.58 58.89 
155.10 111.'0 
U2... 8ZI." 
148.17 118.27 
57.0' &2.IS 
74.52 
137.12 
281.38 
184.50 
57.38 
181.81 2".0' 2U.87 
58.81 123.31 1'5.01 185.02 14 •• 2. 
118.78 1'4.50 147.55 170.01 144.15 
15'.75 15'.51 1'2.22 1'2 •• ' 14 •• 53 
8 •• 53 '3.1. 180.47 279.22 151.03 
197.'3 11'.05 142.11 105." 113.83 
21 •• 23 407.26 108.27 73'.43 385.12 
14 •• 03 9.17 27f.81 351.00 157.55 
171.01 172.'1 201.01 310.72 
57.10 18.55 11.07 213.27 
1950.7' 2000.00 1731.'4 20 ••• 05 
3'.31 
228.81 
110.07 
151. 75 
.00 
115.29 
23,.57 
110.71 
UD.,. 
103.12 
12.02 
143.'0 
58.20 
20'.01 
151.97 
203.'8 
.00 
105.11 
110.05 
".81 
U4.50 
15'.51 
100.43 
471.32 
14 •• 24 
14 .... 
189.01 
.00 
112.72 
17 •••• 
25'.40 
U8.8e 
241.23 
213.98 
185.71 
3'8.81 
lU.at 
182.3. 
177.45 
210.12 
1 ... 12 
285.41 
31 •• 48 
U4.94 
288.32 
104.25 
310.13 
370.0. 
1'4.15 
121.72 
1597.40 
100.10 
235 . 8' 
112.5. 
114.2' 
151.3. 
182.07 
23 •• tl 
134.'2 
201.27 
251.51 
147.30 
333." 
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01. V.rachuldunc.flhllk.lt der •• v.rbandafrelen StAdt. und e.o.lnden In abelnland-Pfalz. 
1978 - 1985 
1178 
KFI ST KO.LKWI •• 8 
lAD JmlDAD-AJlaQlLD .11 
UltACD 
SINZIC 
cursCU" 
HIUOIF 
lAD KUIIINACII 
KUN 
IDAII-OIOSTIIN 
COCHIII 
ANDIIJIACR 
IlAYlN 
IINDOIF 
NIWIID 
IOPPAIID 
LARNSTIIN 
In ST Taln 
WIrTLICH 
ItOIIACH 
IITIUlC 
IFI ST RAHlIHTBAL 
KFI ST 1AISIISLAIITIIII 
Irl ST LAHDAU I.D.pr 
KFI 5T LUDl/ICSBArlN 
Krl ST IUIN' 
IFI ST NIUSTADT ADI/. 
In ST PlllUSINI 
Kn ST 5PITn 
Irl ST 1101/11 
Irl ST 1I/IIIIUlCEIN 
ALUT 
OITHonN 
lAD DunKHIIII 
CIUINSTADT 
IUSSLOCII 
CIIII&ISHIIH 
1I0UTR A. IHIIN 
ALTRIP 
IOIIHHIIH-IOXHIIK 
101HL- IccrLHIIII 
LAHISHIIH 
LIIIIUICllHOr 
HllTTlRSTADT 
NlUIIOrlH 
10IHIIIUC 
SCHIrrllSTADT 
IINcrN All IHIIN 
IUDIHHIIH 
IRCILHIIII All IHrIN 
.5. 
• 78 
1.57 
2." 
••• 
.81 
1.07 
.70 
.82 
.52 
• 77 
.5' 
1.5. 
.52 
.41 
.80 
.9. 
. ., 
1.01 
.83 
.92 
.75 
.53 
.52 
.10 
.71 
•• 3 
.11 
.f8 
1.01 
1.28 
.37 
.70 
.50 
•• 10 
. 69 
1.53 
.50 
1.50 
1.19 
I.za 
3.26 
•• 1 
.85 
.88 
.ao 
1. 38 
1171 
.f1 
.13 
.55 
.al 
2.03 
2.85 
.12 
.n 
.12 
.80 
.11 
.51 
.8 • 
... 
1.13 
• 53 
.51 
.75 
.85 
.83 
.11 
.57 
.71 
... 
.45 
.35 
... 
... 
.35 
.11 
.5. 
1.15 
1 .• 0 
.3. 
.71 
.51 
•• 51 
.87 
1.63 
.71 
1.10 
1.11 
1.03 
2.89 
.a. 
.72 
.87 
1.18 
1. I1 
1180 
••• 
... 
.12 
1.05 
2.lf 
3." 
.71 
.ft 
••• 
.10 
1.08 
.13 
••• 
.50 
2.01 
.51 
.58 
1.12 
1.11 
... 
1.13 
•• 0 
•• 1 
.78 
.13 
.38 
.5. 
.8. 
•• 0 
... 
.11 
1.2. 
loSt 
•• 0 
.82 
. 58 
'.13 
1.20 
1. 80 
.45 
1.78 
1.81 
1.09 
3.15 
.87 
.12 
1.0' 
1.08 
1.3. 
1.81 
.45 
.st 
.12 
.8 • 
1.42 
•• 17 
•• 1 
•• 0 
1.10 
• 71 
.90 
.18 
.85 
.71 
2.23 
... 
• 53 
•• 7 
1.93 
2.22 
•• 1 
.n 
.80 
••• 
.54 
.37 
.53 
.74 
.42 
• 70 
.40 
1.52 
1.4' 
• 38 
1.27 
.11 
79.78 
.85 
3.13 
•• 1 
2.33 
.55 
1.11 
••• 4 
.50 
1.04 
1.09 
.72 
1.11 
1182 
.41 
.70 
.5' 
.81 
1.11 
3.77 
•• 4 
•• 0 
1.14 
.7 • 
.10 
.70 
.80 
.75 
2.75 
.44 
• 53 
1.07 
1 •• 3 
2.58 
.14 
. 73 
.80 
.12 
.53 
.38 
.51 
.13 
.43 
.19 
. .. 
1.48 
1.53 
... 
1.22 
.81 
11.74 
.13 
3.63 
.54 
2.09 
.11 
1.30 
5.00 
.41 
1.03 
1.04 
.91 
1.01 
1183 
.48 
.TI 
••• 
.11 
1.75 
4.25 
.70 
.40 
1.11 
.73 
.85 
.11 
.82 
• 75 
2.85 
.45 
.52 
1.18 
1.91 
2.3. 
••• 
.72 
.81 
.58 
.80 
.40 
.51 
.87 
... 
... 
..1 
1.18 
1.7. 
.42 
1.43 
.11 
97.71 
.12 
3.SI 
.12 
2.20 
1.03 
1.28 
5.1. 
.43 
1.05 
.98 
.83 
1.20 
1184 
.51 
.18 
.71 
1.30 
1.32 
3.82 
.12 
.5' 
.87 
.82 
.17 
.81 
.18 
... 
14.01 
.42 
... 
1.08 
2.2' 
1.2' 
.77 
.15 
... 
.71 
.58 
.35 
.53 
.58 
.45 
... 
.37 
.91 
1.1' 
.• 0 
1.58 
. 87 
202.52 
.5' 
.80 
.90 
2.11 
••• 
.61 
'.28 
.12 
1.31 
1.31 
.69 
.98 
1985 
.51 
.75 
.70 
1.3Z 
1.5Z 
4.13 
.11 
.47 
.93 
.69 
.7' 
.87 
.18 
.7Z 
14." 
.45 
.n 
.71 
1.87 
1.31 
.14 
.18 
.68 
.82 
.58 
.38 
.57 
.IZ 
.47 
.72 
.38 
.79 
1.28 
.54 
1.3' 
.93 
219.99 
.55 
.85 
.90 
2.32 
.14 
.68 
6.23 
.52 
2.20 
1.29 
.75 
. 96 
111/ 
.47 
•• a 
.12 
.tt 
1.12 
3.15 
.13 
.48 
•• 0 
.74 
.83 
.18 
.71 
.12 
3.01 
.41 
••• 
.93 
I ••• 
1.32 
.75 
.18 
.75 
.19 
.55 
.38 
.52 
.11 
.42 
.11 
.42 
1.10 
1.32 
... 
1.0' 
.73 
17.84 
.71 
1.35 
.15 
1.'8 
.79 
.90 
4 •• 9 
.57 
1.13 
1.0a 
.SI 
1.09 
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Di. v ...... nd.t... Sodal.tnakturnriabl_ der 41 nr_frai_ SUdt. und c-ind... in 
ab.inland-pfalz (Index • V.rb.lltnb Unwohneruhl V.rflechtuoc.beraich' zur U_ruhl 
d •• Ort ••• BIOOS. a..ehIftilt.nbeaotz Bandel. BI007 • leocblfti.tenbeaotz lreditinatitut •• 
V.r.icherunc ..... rbe. BI008 • leaehlfti.tenbeaotz aoweit •• n.... 81001 • 
leaehlfti,tenbeaatz Or,aniaatioa.n ohne Irw.rbacbaratt.r. 11010 • leaehlfti.tenbeaatz 
Cebiet.akörperachatten, SOzialveraicherunc. &Z • linwobnerzahl. lVI • 
a.völt.runs •• ntwicklUOC; Definitionen d.r Vari.blen in I.i1 2 di ... r Arbeit) 
INDEX 
IrR SI loaLIHE 8.17 
BAD IIIU111A111-AIIBWIILII 3.32 
UII.lCIII 
SIMUC 
CUFSCllAn 
Hnoou 
IIAD UIUIIIACH 
KIIM 
IDll-oanSUIN 
COCIIIII 
AHDIBHACH 
IIUIM 
BlHDOar 
NIUWIID 
BOPPAID 
!.ABHSUIN 
Krlt SI filII 
WITTLICH 
IIOIIBACB 
BITaUiC 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
2.82 
4.97 
3.46 
11.32 
1.75 
3.20 
1.00 
1.96 
1.15 
1.78 
4.93 
1.87 
1.00 
5.48 
KF. SI FUNKZHlllAL 1.53 
KrR SI KAlSEItS!.AUUBH 5.26 
IrR SI LANDAU I.D.PF 3.01 
IrR SI LUOWICSIIA.IH 4.84 
KrR SI IIAIHZ 
IrR SI HlUSlAOT ADW. 
Krlt SI PIIIIIASIHS 
IrR ST SPITII 
Krlt 5 T WOItllS 
IrR SI ZWllaltUIClIII 
ALllT 
OS!IIOFIII 
IIAD DUIIWIIIII 
CIUlHSTADT 
HASSLOCH 
ClltllnSHlI1I 
WOIItTH A. IIHIIH 
ALTItIP 
BOBIHHIIII-IIOIHIIII 
BOIBL-ICCILHZIII 
LAIIaSHIIII 
L1l1auaclIBoF 
1fUT!I&SIAOT 
NIUHOrEN 
aolllnBlac 
SCHIrrElISTADT 
BINCIN All RHIIH 
BUDIHBUH 
INCILHzl1I All RHIIN 
4.00 
1.89 
2.18 
1.52 
1.49 
1.45 
3.39 
1.00 
2.38 
3.43 
1.00 
3.58 
1.72 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
1.00 
2.04 
1.00 
1.12 
11005 
14.15 
41.52 
11.16 
20.22 
5.18 
18.24 
101.97 
82.65 
17.35 
122.15 
50.1f 
70.20 
27.10 
14.72 
19.28 
39.98 
100.39 
98.17 
25.29 
127.54 
48.58 
70.20 
94.27 
45.18 
65.02 
15.34 
84.18 
51.36 
61.58 
45.09 
139.84 
18.40 
50.03 
59.15 
45.87 
33.73 
13.28 
9.68 
65.7t 
1.94 
18.19 
14.52 
45.25 
12.n 
8.28 
24.19 
103.89 
10.41 
71.23 
81007 BI008 
34.13 97.84 
13.14 124.02 
3.12 48." 
3.14 
1.82 
.28 
13.72 
7.49 
11.14 
21.17 
6.73 
11.89 
1.07 
10.87 
4.75 
6.53 
17 .19 
13.22 
2.71 
20.84 
6.11 
14.92 
12.70 
13.12 
30.'2 
20.22 
12.11 
11.18 
9.42 
9.08 
9.82 
.00 
.00 
.00 
.42 
.00 
1.27 
1.57 
3.77 
1.01 
9.20 
.30 
6.29 
1.48 
.64 
4.50 
.00 
.69 
5.43 
21.75 
7.18 
9.10 
119.94 
12.st 
65.28 
172.50 
78.55 
64.87 
51.41 
77.50 
17.43 
80.40 
97.94 
83.29 
20.02 
113.24 
44.30 
77.35 
19.33 
72.35 
117.71 
54.91 
58.88 
77.35 
50.88 
51.22 
97.24 
28.15 
18.83 
55.05 
39.00 
61.67 
22.67 
9.16 
12.40 
9.29 
16.23 
27.97 
18.30 
14.29 
9.78 
21.17 
62.12 
20.53 
50.33 
BI009 
12." 
5.48 
5.11 
.21 
.00 
3.08 
12.08 
2.f2 
3.82 
5.54 
2.51 
8.7S 
1.18 
2.84 
2.46 
2.39 
18.73 
4.43 
1.33 
10.27 
1.81 
5.84 
4.77 
3.71 
14.55 
20.22 
3.48 
25.lt 
3.80 
2.89 
3.04 
1.55 
6.90 
2.81 
.59 
3.81 
.68 
.00 
1.01 
.00 
.00 
2.17 
1.90 
.00 
.14 
1.79 
2.43 
2.84 
1.50 
BI0I0 
".17 112753.4 
82.10 25738.88 
2.55 14213.00 
11.75 14288.13 
.00 7161.38 
.00 7111.13 
41.32 40725.50 
25.60 9120.00 
103.85 35014.63 
71.25 5807.13 
18.73 28876.88 
81.28 20240.88 
3.89 15516.75 
28.07 59701.38 
9.47 17118.00 
8.95 18951.38 
53.11 95131.50 
51.19 1567t.00 
9.56 '480.50 
185.21 10580.38 
aVI 
-5.5' 
7.18 
4.58 
17.93 
21.05 
-8.05 
-3.37 
-15.38 
-10.01 
-11.40 
-.17 
-2.52 
-1.97 
-4.51 
14.1& 
-3.78 
-8.28 
10.26 
.08 
4.51 
24.43 43705.13 1.86 
100.34 '8785.00 -.86 
51.47 31215.75 -6.28 
18.00 158115.0 -11.32 
44.55 188845.3 
37.17 49831.50 
98.06 48582.88 
88.55 U7t0.50 
25.78 73154.13 
39.9934309.13 
33.15 15561.13 
8.11 6218.25 
20.67 15480.88 
70.67 11205.38 
8.89 17824.88 
182.82 13403.13 
.00 17415.38 
.00 5579.38 
.00 8855.50 
.00 '738.00 
.00 5379.25 
.00 8953.63 
7.47 11703.38 
.00 6103.50 
.00 6805.75 
8.27 17211.50 
25.33 23202.50 
.00 7334.63 
.00 20170.25 
8.51 
-3.78 
-15.94 
4.74 
-4.62 
-10.31 
8.28 
-7.83 
-6.85 
5.89 
-.22 
20.18 
19.28 
4.46 
-1.72 
2.83 
-2.12 
1.80 
40.90 
24.81 
4.13 
.37 
-'.16 
.60 
2.21 
196 
Die "erwendeten polUb_ Itrukt ....... ari.bl ... de .. 41 "e .. -.f ... ien ItAdte und C-inden in 
ab.inland-H.h: (I'D74. IPD71 • IUunt.U d... SPD 111 C-ind.-/ltadtrat ia _ 
wahlpe .. ioden !lU-19lt und 1171-1114. IIISPD70 • Zahl d ... lahre in d_ di. IPD 111 J.U ..... 
1970 bia 19SZ d ... (Obe .. -).ür ..... iat.r .teUte. ASPD74. UPDU • Differenz d •• AnteU. der 
111 C ... inde-/ltadt .. at auf di. SPD und CDU entfallenden Sitz. in den Wahlperioden 1'74-1'7' 
und 1'79-1984; Definitionen der Vari.blen In '.11 2 und 4 di ... r Arbeit) 
IIAIU 
In sr 10lLZIIZ 
IIAD UIWIAD-AD1IIILO 
IlIIIACIII 
SIIIUe 
ClArSCll4Pf 
DIBO" 
IWI IUU%JIACB 
11111 
lDU-O.IIlSUJIf 
COCBIII 
4!lD1IJI"'CH 
MUli 
.1IfDOU 
U\IIIJ&D 
IO,Po\aJl 
LAIIIISUIII 
IR sr TRIO 
WlnLICB 
lIO ..... ca 
Inloe 
In sr rJWIUIITlI.t.L 
In sr UISOSLAUfIlll 
In sr LA!lDAU I.D." 
Irl Ir LUDVICSBAPIII 
IR sr MIliZ 
IR sr IllUSrADT ADW. 
In sr .IIII.t.SIIII 
In sr SPITU 
In sr VOIIIfS 
In Ir ZVlIUOCID 
.t.LZU 
osrlO'lII 
IWI DUIUlII" 
CIUIIISrADr 
BASSLOCH 
CIIIIUSnI" 
wllm A. 181111 
ALTaIP 
IOIIIIHII"-IOXBII" 
IOIBL-ICCILHII" 
LAmSHII" 
LI"BnelllO' 
ItUTTlIlSrADT 
11.\1110'111 
IOIIIIIIIRC 
SCH I rrlllSr ADT 
IIIICIII All IR.IN 
IUDEIIHII!I 
INCILHII!I "" IRIIN 
SPD" 
34.55 
17.1f 
22.ZZ 
18.52 
23.11 
30.ff 
37.21 
51.15 
44.f' 
23.11 
45.11 
tZ.8I 
58.07 
ff.18 
zt.03 
34.29 
32.73 
22.22 
25.93 
22.22 
41.'8 
43.14 
30.77 
52.48 
45.78 
27.91 
51.18 
37.21 
40.43 
43.59 
45.11 
57.14 
41.94 
44.'4 
45.18 
25.93 
32.21 
52.38 
47.83 
n.83 
n.1Z 
43.fa 
ff.ff 
81.87 
28.57 
22.51 
3l.H 
31.13 
3'.<1' 
SPD7. IKSPD70 ASPD7' ... 5PD7. 
43.14 
25.11 
n.n 
21.13 
21.57 
43.fa 
44.19 
".11 
41.72 
33.33 
41.57 
51.43 
54.84 
53.19 
31.71 
48.39 
43.14 
21.03 
25.93 
29.13 
48.84 
50.98 
41.03 
59.32 
48.15 
37.21 
55.81 
41.51 
51.011 
48.72 
51.81 
11.11 
41.39 
48.15 
51.11 
40.74 
35.48 
57.14 
n.n 
52.17 
52.38 
82.11 
40.74 
111.117 
33.33 
29.03 
tZ.se 
34.15 
f5.UI 
o -21.82 
o -45.11 
o -37.04 
o -40.74 
o -52.38 
o -30.ff 
13 -11.13 
13 14.81 
13 2.78 
7 -23.81 
o -2.81 
o -5.71 
13 11.13 
13 -2.13 
o -zt.03 
o -11.43 
o -31.27 
o -40." 
o • ... 15 
o -21.13 
2 2.33 
10 .3.14 
o -20.51 
13 13.lZ 
13 .00 
o .39.53 
13 '.91 
13 -8.30 
7 .00 
13 2.51 
13 1.45 
13 33.33 
13 -3.23 
10 .00 
7 3.23 
o -33.33 
o -zt.Ol 
13 23.81 
10 .00 
13 13.04 
9 11.05 
11 .1.70 
13 .00 
13 38.10 
o -3l.33 
o -48.31 
o -17.14 
o -13.04 
I -14.Z8 
-7.27 
-25.72 
-14.IZ 
-11.52 
-3'.10 
-13.06 
4.15 
4.15 
17.15 
-11.05 
8.57 
5.72 
11.13 
12.77 
-1.45 
.00 
-7.84 
-11.31 
-33.33 
-14.81 
I.ta 
1.80 
-Z.51 
11." 
5.0' 
-11.21 
111.28 
I.ta 
10." 
10.21 
11.13 
33.33 
1.18 
7.41 
lZ.'O 
-11.11 
-11.35 
28.57 
.00 
17.39 
1'.05 
82.11 
7.41 
38.10 
-21.57 
-35.41 
-5.71 
8.70 
3.23 
ANHANG 2: 
Regressionsanalysen zur Entdeckung untypischer Fälle 
198 
Für die Kriteriumsvariablen (Investitionszuweisungen und 
Investi tionsausgaben in den Bereichen Kultur, Sport/Erholung, 
Verkehr) zeigen sich folgende Besonderheiten bei einer 
Regression auf den Jeweiligen Prädiktorensatz (in den Klammern 
sind die nachfolgenden, in etwa "normalen" Werte angegeben): 
Investitionszuweisungen i. Kulturhaushalt 
Standardized Residuals 
15.52 Bad-Dürkheim 1979 
(4.11) 
Hahalanobis' Distance 
120.75 Boppard 1985 
109.18 Boppard 1984 
(38.46) 
Cook's Distance 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
Investitionszuweisungen i. Sport/Erholungshaushalt 
Standardized Residuals 
12.68 Cochem 1985 
9.32 Bad-Dürkheim 1983 
(4.96) 
H8h81anobis' Distance 
120.75 Boppard 1985 
109.18 Boppard 1984 
(38.46) 
Cook's Distance 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
Investitionszuweisungen i. Verkehrshaushalt 
Standardized Residuals 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
H8halanobis' Distancel) 
120.75 Boppard 1985 
109.18 Boppard 1984 
(38.46) 
Cook's Distance 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
i) Di. w.;~ ;-~- d~.- -,·~i~bi8 · Diet.ne." i.nd.rn aich bei den Inv •• titionazuweiauncen .1a 
Krlterluasvariabl.n nicht, da der Pridiktorenaatz konstant bleibt. 
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Investitionsausgaben i. Kulturhaushalt 
Standardized Residuals 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
Hahalanobis' Distance 
244.98 Bad-Dürkheim 1979 
120.82 Boppard 1985 
109.32 Boppard 1984 
(39.60) 
Cook's Distance 
27.40 Bad-Dürkheim 1979 
(0.21) 
Investitionsausgaben i. Sport/Erholungshaushalt 
Standardized Residuals 
12.59 Cochem 1984 
(6.19) 
Hahalanobis' Distance 
169.88 Cochem 1985 
121.11 Boppard 1985 
109.33 Boppard 1984 
92.88 Bad-Dürkheim 1983 
(40.26) 
Cook's 
2.70 
1. 57 
1.19 
(0.19) 
Distance 
Cochem 1985 
Bad-Dürkheim 
Cochem 1984 
1983 
Investitionsausgaben i. Verkehrshaushalt 
Standardized Residuals 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
Hahalanobis' Distance 
120.76 Boppard 1985 
109.19 Boppard 1984 
(48.42) 
Cook's Distance 
keine/geringfügige Auffälligkeiten 
ANHANG 3: Berechnung der MahaIanobis-Werte 
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prograa .. ahaI 
Programmiersprache: FORTRAN 77 
(Compiler: HS-DOS IBH-Profort 1.7) 
Bibliotheksroutinen: NAG-Library, Hatrixinversion F01AAF 
Das Programm berechnet die Hultivariate Hahalanobisdistanz 
für jeden Fall einer Datenmatrix. 
Eingabe: Korrelationsmatrix Z-Scores der Variablen oder 
Kovarianzmatrix und Rohdatenmatrix. 
Jede der beiden Hatrizen wird von einer eigenen Datei gelesen. 
Alle erforderlichen Eingabematrizen können mit SPSS/PC 
kreiert werden. 
Ausgabe: Fallnummer und Hultivariate Hahalanobisdistanz für 
jeden Fall. 
************************************************************** 
Aufheben der Default-Datentypen nach Anfangsbuchstaben 
implicit logical (a-z) 
real 
real 
integer 
character 
character 
cm(50,50),cmi(50,50) 
mm, d(50), temp(50), wrkspc(SO) 
nvars,ncas,i,j,k,ifail 
infrml*80,infrm2*80,ausfrm*80 
innaml*12,innam2*12,ausnam*12 
Kontrollinformationen (Steuerkarten) von Standardeingabeeinhei 
(Tastatur) lesen und auf Standardausgabeeinheit (Bildschirm) 
zurückgeben. Eingabe und Ausgabe können über die Pipeline 
umgeleitet werden (mit< und ». 
read(5,'(2i4)') nvars,ncas 
write(S,*) 'VARIABLENZAHL DER EINGABEHATRIX: 
write(S,*) 'ANZAHL DER BEOBACHTUNGSEINHEITEN: 
read(5,'(a80)') infrml 
',nvars 
',ncas 
write(S,*) 'INPUTFORHAT DER KORRELATIONEN 
read(5,'(a80)') infrm2 
',infrm1 
write(S,*) 'INPUTFORHAT DER Z-SCORES 
read(5,'(a12)') innaml 
write(S,*) 'EINGABEDATEI DER KORRELATIONEN 
read(5,'(a12)') innam2 
write(S,*) 'EINGABEDATEI DER FAELLE 
read(5,'(a12)') ausnam 
write(S,*) 'AUSGABEDATEI: 
Dateien eröffnen 
open (7,file=innam1) 
open (8,file=innam2) 
open (9,file=ausnam) 
infrm2 
',innaml 
',innam2 
',ausnam 
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Korrelationsmatrix von der Eingabedatei einlesen, 
Datei schliessen. 
do 100 i=l,nvars 
read (7,infrm1) (cm(i,j), j=l,nvars) 
continue 
c1ose( 7) 
Invertieren der Korrelationsmatrix mit NAG-Librar7 Routine 
call f01aaf(cm,50,nvars,cmi,50,wrkspc,ifail) 
Hauptschleife über alle Fälle 
do 102 i=l,ncas 
Variablenvektoren fallweise einlesen 
read (8,infrm2) (d(j), j=l,nvars) 
Initialisieren der Ergebnisvariablen und des 
Zwischenspeichers für Fall i 
.. m=O 
do 107,j=1,nvars 
temp(j)=O 
continue 
Hultiplikation des Variablenvektors für Fall i 
mit der invertierten eH, Ergebnis in Vektor teap 
ablegen 
do 103 k=l,nvars 
do 104 j=l,nvars 
temp(k)=temp(k)+(d(j)*cmi(j,k» 
continue 
continue 
Skalarprodukt aus Vektor temp und gelesenem 
Variablenvektor für Fall i berechnen --> HHahal 
do 105 j=l,nvars 
mm=mm+temp(j)*d(j) 
continue 
Fallnummer i und Ergebnis auf Ausgabedatei schreiben 
write(9,'(I5,3X,lF15.7)') i,am 
continue 
Aufräumen, Ende 
c1ose( 8) 
close(9) 
end 
ANHANG 4: Das fonnale USREL-Modell 
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Die Ausformulierun, von Hehr,leichungss1ste.en ist oft ein umfang-
reiches und fehlerträchti,es Unterfangen. Zur kompakteren Be-
schreibung des u.fan,reichen Bündels einzelner Gleichungen verwen-
det man in den meisten Fällen eine Hatrixnotation dieser Systeme. 
Dabei können Gruppen gleichartiger Variablen und Koeffizienten mit 
einem einzigen Symbol bezeichnet werden. Ein System linearer Glei-
chungen sieht in Hatrixnotation formal einer einzigen Struktur-
gleichung in Skalarnotation sehr ähnlich. 
GLEICHUNG A: Matrixschreibweise 
1\. = B I 1\. t r I t t 
cove~,~') = ... covet,t') = • 
Erläuterungen 
"11. = Vektor der endogenen Variablen Cn x 1) 
t = Vektor der exogenen Variablen em 1I 1) 
B = Matrix der Pfadkoeffizlenten zwischen endogenen Variablen (n 1I n) 
r = Matrix der Pfadkoeffizienten zwischen endogenen und exogenen 
Variablen (n 1I m) 
~ = Vektor der Error-T erms in den Pfadgleichungen (p 1I 1) 
Bei unserem Modell, das sechs endogene Variablen und somit 
auch sechs Errorterms enthält, sind ETA und ZETA 6xl Spaltenvekto-
ren. KSI ist ein 1*4 Zeilenvektor, da vier exogene Variablen vor-
handen sind. Die Parametermatrix BETA hat - entsprechend der An-
zahl der möglichen Beziehungen zwischen endogenen Variablen - die 
Dimensionen 6x6, die Parametermatrix GAMMA ist eine 6x4 Matrix, in 
die alle Einflüsse unserer exgenen Größen auf die sechs endogenen 
Variablen eingehen. Die zum Hodell gehörenden Hatrizen PHI (Ko-
207 
GLEICHUNG B: Hodell zur Analyse des kom.unalen Investitionsverhal-
tens - Zu bestimmende Elemente der Para.eteraatrizen 
" = 
B I 
" t 
r I t t 
'Il1 000100 'Il1 I I I I ~I 
'I\a 000010 'I\a I I I I tl ~2 
'IU 000001 'IU I I I I b ~, 
'1\.4 = 000000 I '11.. + I I I I I h + ~. 
'Il1 000000 'II.s I I I I .. ~s 
'1\6 000000 '1\6 I I I I ~6 
Ko, 1Ir1l1nzma trlZ!Il 
Emlr-T~ms txOO!llt VlIrlllbl!ll 
cov(~,~') = • cov(t,t') = • 
I I 
I I I I 
I I I I I I 
000 f I I I I 
000 I I 
000 I I I 
ErUluttrungtn 
" 
= Vtktor dtr tndogentn IPsaJdo-) FlIktor!ll, 
mit dtn Elemtnt!ll 
'11.1 = tlgtnfinanzl~te Kulturlnvestltiontn 
'II.z = tlgtnfonanzi~tt Sport!ErhoIU~lnvestotlontn 
'I\) = eigenftnanzi~te V~k~sln',estltlontn 
'1\.4 = Zuweisungtll Kultur 
~ = ZUwelSUngtll Sport!Erholung 
'1\6 = Zuweisungen V~k~ 
t = Vtktor der exog!ll!ll latent!ll Varlabl~, 
mit den Elemtnt!ll 
h = Z!IltraliUIt 
tz = Bevlliktrungsentw. seit 1970 IPsaJdofaktor) 
h = Freie Spitze IPsaJdofaktor) 
h = V~sdlJIOJ~f!!hlgkelt (PsaJdofaktor) 
\' = Vtktor der Error-Terms In den PfadglelcOOngtn 
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varianzmatrix der exogenen Variablen) und PSI (Kovarianzmatrix der 
Error-Terms) haben die Dimension 4x4 bzw. 6x6. 
Gleichung B enthält eine Darstellung der Struktur der 
Parametermatrizen unseres Modells. Die nach unseren theoretischen 
Vorgaben zu bestimmenden Parameter sind mit "." gekennzeichnet. 
Des weiteren enthält die Gleichung die zur Bestimmung der Kausal-
parameter relevanten Kovarianzmatrizen der Error-Terms und der 
exogenen Variablen. 
Nach unseren Annahmen wirken alle exogenen Variablen 
KSIl ••• KSI4 - die beiden Bedarfsvariablen Zentralität und Bevöl-
kerungsentwicklung und die beiden lokalen Ressourcengrößen Freie 
Spi tze und Verschuldungsfähigkeit - auf alle endogenen Variablen 
ETAl ••• ETAs - die Investitionen und Zuweiaungen in den drei Aufga-
benbereichen ein. Infolgedessen sind alle Elemente der 6x4 
Matrix GAHHA frei zu bestimmen. 
Zwischen den sechs endogenen Variablen vermuten wir nur drei 
kausale Pfade, infolgedessen enthält die BETA-Hatrix sehr viele 
"zero-restrictions". Nur die Elemente BETAtl, BETAs 2 und BETAs 3 
werden geschätzt. Würden wir ein nonrekursives Hodell zulassen, 
könnten in dieser Hatrix maximal 30 Elemente bestimmt werden (alle 
außer der Diagonalen), in einem rekursiven Hodell 15 (alle unter 
oder über der Diagonale). 
Von PHI, der Kovarianzmatrix der exogenen Variablen, sind nur 
die 10 Elemente des unteren Hatrixdreicks (incl. der Diagonalen) 
zu bestimmen, da die Hatrix als KovarianzlDatrix sYlDmetrisch ist, 
und das obere Dreieck mit dem unteren identisch sein muß. 
Da uns nichts über die nicht im Hodell erfaßten Einflüsse auf 
ETAl ••• ETA. bekannt ist, können wir nicht definitiv ausschließen, 
daß diese Einflußfaktoren, deren Varianzen und Kovarianzen in der 
Matrix PSI enthalten sind, wechselseitig korrelieren. Es wäre 
daher prinzipiell angemessen, die Elemente der PSI-Hatrix frei zu 
bestimmen. Aus Gründen der Modellidentifikation müssen allerdings 
die Korrelationen der Error-Terms der abhängigen und der unab-
hängigen endogenen Variablen wechselseitig unkorreliert sein. Dies 
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fUhrt zu der Gleichung B dargestellten For. dieser Kovarianz-
matrix , als einer unteren Dreiecks.atrix, bei der eine Partition 
auf den Wert 0 fixiert wird. 
Auch im Rahmen der Faktorenanalyse wird zur Darstellung der 
Hodelle fast i ... er eine Hatrixnotation folgender Art verwandt. 
GLEICHUNG C: Faktorengleichungen in Hatrixschreibweise 
x = 
cov(S,s') = es 
covet.t·) = + 
Erläuterungen 
t 
x = Vektor der Indikatoren der latenten exogenen Variablen (q x 1) 
t = Vektor der exogenen latenten Variablen (m x 1) 
A>: = lad,lIlgsmatrlx der Indikatoren auf die latenten Variablen (q >: m> 
s = Vektor der Error-Terms (unlque Factors) (m>: 1) 
Auf unsere Untersuchung bezogen haben die Parametermatrizen 
dieser Gleichungen folgende Form: 
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GLEICHUNG D: Die Paraaeteraatrizen des Heßmodells 
t.1eßmodell der exogenen Variablen In Uatrlxschreibweise 
I = I t t 
Xl 100 0 
X2 I 000 
Xl I 000 
X4 f 000 
xs = f 000 
X6 f 000 
~ 1 000 
xa o 1 00 
xg o 0 1 0 
XlO 000 1 
kovarianzmatrizen 
&rar-Terms 
cov(,s,,s') = 8e!) 
f 
o I 
001 
0001 
0000 f 
000001 
0000001 
00000000 
000000000 
I 
o 0 000 0 0 0 0 0 
b 
b 
b 
t4 
t 
St 
~ 
~ 
&. 
~ 
~ 
0-, 
.se 
~ 
öw 
exogene Variablen 
cov(t,t') = + 
f 
f I 
f f f 
f f I f 
Erläuterungen 
x = 
Xl = 
X2 = 
Xl = 
X4 = 
lCS = 
X6 = 
X7 = 
xe = 
Xg = 
)(Jo = 
t = 
h = 
t2 = 
h = 
h = 
& = 
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Vektor der Indikatoren der exogenen Faktoeren, Elemente 
Zentral3 
h1005 
h1007 
h100s 
h1009 
h1010 
EZ 
Trend70 
FSP 
Verschuldungsfähigkeit 
Vektor der exogenen latenten Variablen, mit den Elementen 
Zenlralilät 
Bevölkerungsentw. seil 1970 (Pseudofaktor) 
Freie Spitze (Pseudofaktor) 
Verschuldungsfähigkeit (Pseudofaktor) 
Vektor der Error-Terms ("unique Factors") 
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t.4eßmodell der endogenen Variablen Matrlxsclreibwelse 
y = I t 
Y1 100000 'Il1 Ci 
Y2 o 1 0 0 0 0 '1\2 CZ 
Y3 o 0 1 000 'IU c3 
Y4 = 000100 I '114 t C4 
Y5 000 0 1 0 '1\.5 q 
Y6 000001 ~ q 
KOVarlilllZI1IiI trizen 
Errar-T erms 
cov(e ,,,1 = 8" 
o 
00 
000 
0000 
00000 
000000 
Erläuterungen 
y = 
Y1 = 
Y2 = 
Y3 = 
Y4 = 
Y5 = 
Y6 = 
, 
= 
'l1 ..•• ~ 
" 
= 
exogene Variablen 
COyC,l, , ') ((h,e Namen In LlSREL> 
I 
I I 
I I I 
I I I I 
I I I I I 
IIIIII 
Vektor der Indikatoren der endogenen Faktoren, 
mit den Elementen 
Zuweisungen Kultur 
ZUweiSUngen SportIErholung 
Zuweisungen Verkehr 
Elgenfioanzlerte Investitionen Kultur 
Eigenfioanzlerte In\leShtlonen Sport/Erholung 
Elgenfloanzierte Investitionen Verkehr 
Vektor der endogenen (Pseudo-) Faktoren, 
mit den Elementen 
gleichbedeutend mit Y1 .•. . Y6 
Vektor der Error-Terms ('unlque factors') 
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Die tatsächlich zu bestimmenden Faktorenladungen werden durch 
"*" in Spalte 1 der LAHBDA-X Hatrix symbolisiert. Alle Werte Eins 
und Null symbolisieren apriori Festsetzungen. Die Werte Eins in 
den LAMBDA-Matrizen und Null in den Diagonalen der THETA-Matrizen 
zeigen die Identität von Faktoren und Indikatoren an, Nullen 
außerhalb der Diagonalen der THETA-Matrizen verweisen auf die Ab-
wesenheit von Residualkorrelationen, Nullen in den LAMBDA-Matrizen 
kommen durch die Abwesenheit von "Querladungen", durch die "Ein-
fachstruktur" des Modells zustande. Die vier zu den Teilmodellen 
gehörigen Kovarianzmatrizen werden nur als untere Dreiecksmatrizen 
dargestellt, da Kovarianzmatrizen symmetrisch sind, so daß die 
Elemente oberhalb der Diagonalen mit den Subdiagonalelementen 
identisch sind und daher nicht getrennt berechnet werden müssen. 
ANHANG 5: Das "Pseudomeßmodell" 
Tabelle: 
Heßmodell: Ein-Indikator-Konstrukte 
Var./Indikator (manifest) Parameter LISREL-
(Eins-zu-Eins-Beziehungen) ( LAMBDA.. 'y ) Variable 
Bevölkerungsentwicklung *) 1.0 KSIz 
Freie Spitze *) .99 KSh 
Verschuldungs fähigkeit *) 1.0 KSI. 
Inv.-Zuw. Kultur *) 1.0 ETA. 
Inv.-Zuw. Sport/Erholung *) 1.0 ETAs 
Inv.-Zuw. Verkehr *) 1.0 ETAs 
Eig.-Inv. Kultur *) 1.0 ETAl 
Eig.-Inv. Sport/Erholung *) .99 ETAz 
Eig.-Inv. Verkehr *) 1.0 ETA3 
Alle Variablen sind über die Gesamtgruppe standardisiert. 
*) Unstand. Parameter wg. Identifikation auf 1.0 fixiert. 
ANHANG 6: 
Verteilung der Bedarfs- und Ressourcenvariablen 
in den heiden Gemeindegruppen 
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Es wäre denkbar, daß unterschiedliche Transformationsleistungen in 
den beiden Gruppen nicht aus unterschiedlichen Präferenzen der 
dominierenden Parteien resultieren, sondern auf sehr 
unterschiedlichen Vorbedingungen sozialstruktureller und finan-
zieller Art beruhen. Ein beobachteter politischer Einfluß kann 
unter diesen ein Artefakt sein, wenn die 
Vergleichsgruppen 
Bedingungen 
bei den Inputvariablen sehr unterschiedliche 
Niveaus aufweisen. 
Der Vergleich der Beziehungen in den beiden Gemeindegruppen 
wäre möglicherweise zweifelhaft, wenn ein substantieller 
Zusa .... enhang zwischen den mittleren Niveaus der abhängigen und 
unabhängigen Variablen einerseits, dem Gruppierungskriteriu. 
Parteidominanz andererseits bestünde. 
Diese Fehlermöglichkeit kann mittels einer Varianzanalyse, bei 
der die Mittelwerte aller Variablen in beiden Gruppen verglichen 
werden (wobei die Gruppenzugehörigkeitals unabhängige Variable 
betrachtet wird) oder einer Diskriminanzanalyse. bei der die Fälle 
mittels ihrer Variablenscores den Gruppen zugeordnet werden (wobei 
die Gruppenzugehörigkeit als abhängige Größe betrachtet wird). 
überprüft werden. Beide Verfahren erbringen in gleicher Weise den 
Beleg dafür, daß zwischen den absoluten Niveaus der 
Modellvariablen und der Gruppenzugehörigkeit kein substantieller 
Zusammenhang besteht. Zum Beleg werden die Mittelwerte und 
Standardabweichungen aller beobachteten Variablen in der 
Gesamtgruppe und den beiden Teilgruppen wiedergegeben. Außerdem 
werden die Eta2 -Werte, die die Stärke der Beziehung zwischen deli 
Gruppierungskriterium und den Einzelvariablen, vorgestellt. 
Die Tabelle enthält nicht sämtl iche Indikatoren der latenten 
Variable Zentralität, die Besatzziffern in den verschiedenen 
Dienstleistungsbereichen wurden zur Variablen DL aufaddiert. 
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Vergleich der Mittelwerte und Standardabweichungen der Modell-
variablen in SPD- und CDU-dominierten Städten 
Gesa.tgruppe CDU - Gruppe SPD - Gruppe 
Var Eta2 MW Std.Abw HW Std.Abw HW Std.Abw 
DL .010 160,09 108,02 171,19 121,60 149,10 91,65 
Zentr .012 2,43 1,99 2,65 2,41 2,20 1,43 
EZ .027 32 520 38 824 26 124 26 430 38 850 47 271 
Trd70 .008 1,17 10,86 2,16 9,34 0,20 12,12 
FSP .001 177,72 108.86 191.84 106.97 163,75 109.18 
EkSch .000 1,04 0,86 1,05 0,74 1,03 0,97 
EiKlt .000 5,58 11.47 5,58 11,54 5.57 11.43 
EiSeh .001 22.68 37,02 25,53 41.49 19,86 31.30 
EiVrk .000 108.38 81,92 115.44 73,78 101,38 88.89 
ZwKlt .000 2.89 6.46 2.94 6,79 2.84 6.13 
ZwSeh .006 6.89 18,97 9.26 22,03 4.54 15,05 
ZwVrk .007 39.64 54.17 40.09 49,95 39,21 58,17 
Wie die Tabelle zeigt. existieren zwar bei einigen Variablen 
recht beträchtliche Hittelwertsunterschiede zwischen den Gruppen. 
Diese verlieren ihre Bedeutung jedoch in Anbetracht der 
inhomogenen Werteverteilungen innerhalb der Gruppen, die sich in 
den im Verhältnis zu den Hi ttelwerten extrem hohen 
Standardabweichungen widerspiegeln. Diese ungleich größere 
Bedeutung der Varianz in den Gruppen gegenüber der Varianz 
zwischen den Gruppen führt zu den Eta2 -Werten, die eine völlige 
Beziehungslosigkeit zwischen dem Gruppierungskriterium und den 
Werten der Hodellvariablen nachweisen. 
Die Unterschiede in den Koeffizienten der Gruppen können somit 
nicht auf unterschiedliche Niveaus der Inputvariablen in diesen 
Gruppen zurückgeführt werden. 
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Abstract 
Sincc local communitics have a share of apprmimatcly 66 per cent of the total investment expenditure of the stale, 
the investment po1icies of local communitics have a strong impact on the publie infrastructure in the Federal Re-
publie of Germaay. Duc to Ibis fact the question of how local investmeat expeaditun: develops aad wbat deter-
mines ilA volumc aad the structure deserves our special interest. In the larger coateJt of lhe publie policy output 
research the authors of Ibis study aaalyze the volume, the dc:velopmeat aad thc detenainants of local inYCStmeaI 
expc:nditure in selc:cted arcas of public policy. 
Tbc aaalysis dca1s with the per capita investment expc:nditure of forty-ainc loca1 commuaities in the Rhinelaad-
Palatinate which do not belong to aa association of muaicipalities called 'Verbaadsgemeindc". Tbc policics exam-
ined are culture, sporIA aad reaeation, aad loca1 traffic systems, which mainly meaas road coastruC!ion. In any of 
lhese three policy areas, loca1 commuaities are empowered by Iaw to become active in publie spending. However, 
their autonomy in cultura1 affairs is less restricted lhao in the two other policy areas. Tbc study encompasses the 
period from 1978 to 1985. Tbc authors include several uplaaatory variables in the analysis, such as loca1 needs aad 
resources, specia1 investment graalA by the stale, aad the control of the loca1l1dministration by the CDU or the 
SPD. Tbc influencc of these factors is examined by meaas of multivariate data aaa1ysis. 
As the aaalysis clearly demoastrates, lhere exists a special po1icy profile in each of lhese three areas. W"Jth regard 
10 the level of expenditure, loca1traflie is the most importaat area, aad cu1ture the least, wilh sparIA aad recreation 
raaging between thcm. Tbough the developmeat of expeaditun: varies coasiderably from one field to aaother, the 
genera1 pattern is discontinous. Tbc trend data show the marked inßuencc of the GNP's growth on loca1 invest-
ment expc:oditure. f"ma1ly, the uplanatory variables mentioned above each have a differeat impact on loca1 
expc:oditure on culture, sportslreaeation, aad loca1 traffic. A clear and consistcat influence of party politics is to 
be fouad only in the field of loca1traffie expc:nditure. Communitics governed by the CDU tend to react more re-
sponsively to varying loca1 needs aad resources lhao do communities in which the SPD is the leading party. Where-
as special stale investmeat graats are by no meaas uaimportaat 10 traflie investmeat expenditure, their impact on it 
is not as great as in cultun: aad sportslrecreation which are most strongly inßnenced by these grants. By compar-
ison, local needs and resources are of minor importance. Tbc impact of party politics on lhe couversion of inpuIA 
to OutpuIA is not as clear aad consistent as it was shown to be in traffie ClIpCnditure. 
219 
ZusammeDfassung 
Da die Kommunen etwa zwei Drittel der staatlichcn SachinvestitioDCn tätigen. beeiDflußt die kommunale IDvestiti-
ODSpo1itik maßgeblich die ADSStattuDg der Bundesrepublik Deutschland mit öffentlichen Infrutruktureinchtun-
gen. Aus diesem Grunde ist es interessant, der Frage nachzugehen, wie sich die kommunalcn IDvestitionsausgaben 
im Zeitablauf entwickeln und wn welchen Faktoren ihre Höhe und strukture1le Znsammcnsetlllng abhängt. Auf 
dem Hintergrund der theoretischen Annahmen der Policy Output-Fortschung untersuchen die Autoren dieser 
Studie das Niveau, die Entwicklung und die Bcstimmuugsfaktoren der kommunalen IDvestitionsausgaben auf 
ausgewih1ten Politikfeldcrn. 
Gegenstand der Untersuchung sind die eigenfiDanzierten Pro-Kopf-Investitionsausgaben dcr verbandsfreien 
Stidte und Gemeinden in Rheinland-pfalz auf den Gebieten Kultur, SportJErholung und Verkehr in den Jahren 
1978 bis 1985. Die untersuchten Gemeinden verfUgen auf diesen drei Gebietcn über das Recht, ihre Aufgaben 
eigenverantwortlich zu erfllllen. Allerdings ist ihre Einbindung in den staat1ichen Planungs-, Leistungs- und r1D3D-
zierungsverbund in der Kulturpolitik weniger stark als in den beiden anderen Bereichen. Als Variablen zur Er-
klärung der IDvestitionsausgaben führen die Autoren lokale Bedarfs- und Ressourcengrößen, die staatlichcn IDve-
stitionszuweisungen sowie dic Machtverteilung zwischcn der CDU und der SPD im po1itischcn Systcm der betref-
fenden Kommunen ein. Sie prüfen den Einfluß dieser Variablen auf die kommunale IDvestitionspo1itik mittels 
multivariater AnaIyscn. 
Nach dcn Ergebnissen dcr empirischen Untcrsuchung Iißt sich auf jedem der drei Politikfclder cin besonderes 
Aktivititsprofil nachweisen. Das Pro-Kopf-Volumcn der Ausgaben für Vcrkchr liegt weitaus am höchstcn, gefolgt 
wn dcn Ausgaben für SportJErholung und Kultur. Obwohl dic Ausgabencntwicklung im untersuchtcn Zeitraum 
unterschiedlich verlicf, läßt sich in jedem dcr drci Bcrciche eine dcm Konjunkturverlauf folgende, prozyklische 
IDvestitionsgestaitung nachweisen. Schlicßlich zeigen sich auf aIIcn drci Gcbieten auch besondere Einßußstruk-
!Uren. Ein dcutlicher und konsistenter parteipolitischer Effckt !ißt sich wr allem bei den wirtschaftsnahen Vcr-
kehrsiuvestitiODen ausmachen. Auf diesem Gebiet reagieren CDU-gcfilhrtc Kommunen stirker auf Variationen 
der örtlichen Bedarfs- und Ressourcenlage als Gemeinden mit SPD-Mehrheiten. Die staatlichen IDvestitiODSZU-
weisungen sind zwar nicht 1mbedeutend für die VerkcbrsinvestitiODCn der betreffenden Kommunen, doch spielen 
sie im Verglcich mit den lokaIspezi6schcn Faktoren keine überragende Rolle. Demgegenüber hingen die Auf-
wendungen in den Bereichen Kultur sowie Sport und Erholung in CDU- und in SPD-dominiertcn Kommuncn in 
erster Linie wn den staatlichen IDvestitioDSZUweisungen ab. Die parteipoIitische Kriftcvertcilung wirkt sich hicr 
weniger deutlich auf die Umsetzung von Bcdarfen und Ressourcen in IDvestitionsausgaben aus als es bei dcn 
VerkehrsiuvestitioDCn festgestcllt wurde. 
